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Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

drei Jahre ist es her, dass das Bundeskriminalamt unter dem Titel „Kriminal-
pr�vention – Sammlung ausl�ndischer Pr�ventionsprojekte“ eine Auswahl
ausschließlich nichtdeutscher Initiativen aus dem „Infopool Pr�vention“ ver-
�ffentlicht hat. Ich freue mich, dass es nunmehr gelungen ist, diesen Band als
„Kriminalpr�vention – Sammlung ausl�ndischer Pr�ventionsprojekte/-pro-
gramme 2003“ fortzuschreiben.

Der vorliegende Band enth�lt u. a. Projekte, die f�r den Europ�ischen Pr�ven-
tionspreis („European Crime Prevention Award – ECPA“) nominiert wurden
bzw. mit dem Preis auch ausgezeichnet worden sind. Dazu waren die folgenden
Kriterien zu ber�cksichtigen:

(a) Ziel muss die Pr�vention der Alltagskriminalit�t („everyday crime“) sein.

(b) Probleml�sungen sollten gemeindebasiert („community based“) erfolgen,
d. h. auf einem partnerschaftlichen Vorgehen beruhen und z. B. Schulen,
kleine Stadtgebiete und Nachbarschaften, Vereine, Einkaufszentren, Ju-
gendclubs etc. einbinden. Auch wenn die Projekte nicht ausschließlich
auf Maßnahmen im repressiven Bereich fußen d�rfen, wird eine Mitarbeit
der Polizei bef�rwortet.

(c) Projekte m�ssen deutlich sichtbare Erfolge aufweisen. Als Beleg daf�r k�n-
nen sowohl interne wie auch externe Evaluationen herangezogen werden,
die z. B. Vorher-Nachher-Messungen zur Kriminalit�tslage oder Krimina-
lit�tsfurcht beinhalten. Zudem sind positive Kosten-Nutzen-Ergebnisse
(„cost benefits“) w�nschenswert.

(d) Projekte m�ssen f�r andere Organisationen und an anderen Orten wieder-
holbar sein. Der ECPA zielt besonders darauf ab, bew�hrte Vorgehenswei-
sen zur Pr�vention von Kriminalit�t publik zu machen, damit diese Verfah-
ren, die durchaus innovative Elemente enthalten sollen, auch an anderen
Orten eingef�hrt werden k�nnen. Dieses Ziel d�rfte seit Jahren erreicht
werden. Der ECPA ist im europ�ischen Rahmen damit sicherlich ein ganz
herausragendes Beispiel der Identifizierung, Anerkennung und F�rderung
von „good practice“.

Es bleibt zu hoffen, dass die von 2003 an j�hrlich zu veranstaltenden „good
practice“-Konferenzen des Europ�ischen Netzes f�r Kriminalpr�vention
(ENKP bzw. „European Crime Prevention Network – EUCPN“) diesem An-
spruch auch k�nftig gerecht werden k�nnen.

Alle nominierten Pr�ventionsprojekte sind den interessierten Lesern in eng-
lischer Sprache �ber die Homepage des Europ�ischen Netzes f�r Kriminalpr�-
vention (http://europa.eu.int/comm/justice_home/ eucpn/) zug�nglich.
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An dieser Stelle sei ein Blick ins Inland erlaubt. In Deutschland hat man in der
Vergangenheit zu wenig �berpr�ft, inwieweit nicht nur lokale, sondern auch
großangelegte bzw. kostenintensive Pr�ventionsinitiativen die in sie gesetzten
Ziele – soweit diese denn operationalisierbar formuliert waren – erf�llt haben.
Hier setzt die j�ngst durch die Polizeiliche Kriminalpr�vention der L�nder und
des Bundes ver�ffentlichte „Arbeitshilfe f�r die Evaluation“ an. Es w�re w�n-
schenswert, wenn diese Hilfe von allen in der Kriminalpr�vention T�tigen an-
genommen w�rde, um die Effektivit�t und Effizienz der Pr�ventionsarbeit in
Deutschland weiter zu verbessern.

Das Bundeskriminalamt sieht die internationale Funktion des „Infopool Pr�-
vention“ nicht allein in der deutschsprachigen �bersetzung der im europ�i-
schen und außereurop�ischen Ausland ausgezeichneten Pr�ventionsinitiativen.
Aufmerksam werden zudem richtungsweisende Entwicklungen beobachtet.
Entsprechend einem „best value“-Konzept – darunter ist die Pflicht zu verste-
hen, eine Dienstleistung gem�ß klarer Standards und orientiert an der Nutzung
der preiswertesten, effizientesten und effektivsten Mittel zu liefern – wurden
beispielsweise in Großbritannien im Programm zur Senkung der Kriminalit�ts-
raten („Crime Reduction Programme – CRP“) seit 1999 mehr als 400 Millionen
Pfund an zus�tzlichen Mitteln in die Kriminalit�tsreduktion investiert.

In Fortf�hrung des im 2000 er Band dargestellten CRP enth�lt der aktuelle Band
daraus abgeleitete Unterprogramme (z. B. die Initiative zur Bek�mpfung der
Straßenkriminalit�t), die verdeutlichen, wie ergebnisorientierte Kriminalit�ts-
pr�vention auf regionaler oder nationaler Ebene plan-, umsetz- und steuerbar
ist. Gerade die britischen Ans�tze zeigen jedoch auch �beraus deutlich, dass
die in Deutschland noch immer relativ strikt gelebte Trennung in Kriminalpr�-
vention und Repression nicht mehr zeitgem�ß ist. Wir m�ssen in Zukunft st�r-
ker diskutieren, wo und in welcher Form kriminalistisches und kriminologi-
sches Wissen vorzuhalten ist, um ganzheitliche oder auch problemorientierte
Kriminalit�tsbek�mpfung effektiv und effizient umzusetzen. Im Rahmen die-
ser Diskussion ist auch zu er�rtern, welche Anforderungen an entsprechende
Konzept- oder „good practice“-Dokumentationen bzw. -datenbanken zu stellen
sind.

Der vorliegende Band soll und kann in seiner Zusammenstellung keinen voll-
st�ndigen �berblick �ber innovative und bew�hrte Pr�ventionsinitiativen des
inner- und außereurop�ischen Auslands liefern. Er soll interessierten Lesern
jedoch Anregungen f�r Neuengagements wie f�r Verbesserungen liefern. Ich
w�rde mich insoweit freuen, wenn es gel�nge, �ber die dargestellten Initiativen
einen Beitrag zur Diskussion der Kriminalpr�vention in Deutschland liefern zu
k�nnen.

�ber die in dem Band beschriebenen Darstellungen hinaus finden interessierte
Leser eine Vielzahl weiterer Pr�ventionsinitiativen im Gesamtbestand des
„Infopool Pr�vention“, der der Allgemeinheit mit Stand 1. 1. 2003 �ber das
Internet (http://www.bka.de/infopool_de.html) und der Polizei viertelj�hrlich
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aktualisiert zudem �ber das Extranet (http://www.infodok.xtrapol.de/ oder
http://172.16.130.180) zug�nglich ist.

Abschließend m�chte ich allen Beteiligten, die durch ihre Zuarbeit die Erstel-
lung dieser Auswahlsammlung erst erm�glicht haben, meinen herzlichen Dank
aussprechen.

Prof. Dr. J�rgen Stock

Leiter des
Kriminalistischen Instituts im Bundeskriminalamt
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Aufl�sungskonzept offene Drogenszene am Letten, Z�rich

Organisation

Im Sommer 1994 einigten sich die Stadt Z�rich, der Kanton und der Bund auf
eine breit angelegte Kooperation zur Aufl�sung der offenen Drogenszene. Un-
ter Einbeziehung der �ffentlichkeit, der Polizei (Stadt-, Kantons- sowie Krimi-
nalpolizei), des Sozial-, Gesundheits- und Umweltdepartements wurde am
Ende des Jahres 1994 mit der Umsetzung von Maßnahmen begonnen.

Das Konzept findet auch Ende 2002 noch Anwendung. Es wurde verbessert,
indem das Sozialamt mittlerweile f�nf dezentrale Anlaufstellen f�r Drogen-
abh�ngige er�ffnete. Anfang November 2002 wurde eine Anlaufstelle ge-
schlossen, die jedoch an einem anderen Standort im Fr�hling 2003 wieder er-
�ffnet werden soll. Ebenfalls dem Sozialamt unterstellt ist die zuerst proviso-
risch und inzwischen in eine feste Institution �berf�hrte Gruppe SIP (Sicherheit
Intervention Pr�vention). SIP ist zust�ndig f�r erste Interventionen an neural-
gischen Treffpunkten von Randst�ndigen, um zu vermitteln oder zur Vornahme
erster Wegweisungen. Bei auftretenden Schwierigkeiten arbeitet diese Gruppe
eng mit der Polizei zusammen und kann diese auch f�r Hilfeleistungen heran-
ziehen. Im Weiteren besteht seit Fr�hjahr 2001 das Projekt „Langstraße+“,
wobei dieses auf drei Grundpfeilern aufgebaut wurde und ebenfalls departe-
ments�bergreifend funktioniert. Bei diesem Projekt gelten „Repression, Sozio-
Kultur und Umnutzung von Liegenschaften“. Im gleichen Zeitraum konnte die
Institution t-alk – Treffpunkt f�r Alkoholiker/-innen er�ffnet werden.

Konzeptioneller Ansatz

Urspr�ngliche Ziele des Konzeptes waren:

Z die Aufl�sung der offenen Drogenszene und �berf�hrung in verdeckte
Szenen,

Z die Verhinderung von neuen offenen Szenen,

Z das Ergreifen von Maßnahmen zur Verminderung der Drogenprobleme in
Z�rich und in den umliegenden Kantonen.

Aktuell verfolgt das Konzept folgende Ziele:

Z Verhinderung von neuen offenen Szenen,

Z Bearbeitung von neuralgischen Brennpunkten mit polytoxikomanischen
Alkoholikern,

Z Verhinderung des Drogenhandels und -konsums in der �ffentlichkeit (Stra-
ßen und Pl�tze), verbunden mit R�ckf�hrungen, sowie Strafverfolgungen,
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Z Versetzung des �ffentlichen Raumes (z. B. Parkanlagen) mittels sozio-kul-
tureller Einrichtungen und Anl�sse in einen urbanen Zustand,

Z Verweisung auff�lliger Alkoholiker an den t-alk – Treffpunkt f�r Alkoholi-
ker/-innen und die Wegweisung von �ffentlichem Grund,

Z generelle Aufwertung dysfunktionaler Gebiete durch mannigfaltige Inter-
ventionen repressiver, sozialer und pr�ventiver Art.

Die Aufl�sung der offenen Drogenszene erfolgte zun�chst in drei Phasen:

Z Intensives Vorgehen der Polizei gegen die Dealer (diese Aktionen wurden
auch w�hrend der anderen Phasen weitergef�hrt),

Z Schließung der Drogenszene am Letten (stillgelegter Bahnhof) und Verhin-
derung der Neubildung an anderen Orten,

Z Erhaltung des Erreichten und Verhinderung, dass sich neue offene Drogen-
szenen bilden (u. a. durch fl�chendeckende, sichtbare und mobile Polizei-
pr�senz).

Weiterhin aktuell f�r die Art der Umsetzung sind gen�gend Gef�ngnispl�tze
und Aufnahmestrukturen f�r Drogenabh�ngige, die Fortsetzung von Zwangs-
maßnahmen im Ausl�nderrecht, die Weiterf�hrung eines R�ckf�hrungszen-
trums (vorgesehen ist, dieses in eine feste Institution �berzuf�hren), nicht nur
f�r ausw�rtige, sondern auch f�r einheimische Drogenabh�ngige (Wohnsitz
Stadt Z�rich und ohne bestimmten Wohnort), sowie eine departements�bergrei-
fende enge Zusammenarbeit.

Weiterhin ein wichtiger Bestandteil f�r die Erhaltung des Erreichten, ist die
�ffentlichkeitsarbeit, die sich �ber die betroffene Bev�lkerung in der Stadt
Z�rich hinaus an die breite �ffentlichkeit richtet. So bestehen heute immer
noch Begleit- und Kontaktgruppen, welche mit Personen von verschiedenen
�mtern und B�rgern best�ckt sind. Neu hingegen sind die Bestrebungen zur
Umnutzung von Liegenschaften, um diese mittels intensiven Gespr�chen mit
den Eigent�mern von milieubedingten Institutionen frei zu machen und wieder
dem normalen Wohn-/Gesch�ftsraum zuzuf�hren. Die Aufwertung belasteter
Quartiere ist Bestandteil der Legislaturziele des Stadtrates von Z�rich in den
Jahren 2002 bis 2006.

Sachstand/Erfahrungen

Eindeutig erreicht wurde das Ziel, die Aufl�sung einer offenen Drogenszene
und das Verhindern einer neuen offenen Drogenszene, mit den bestehenden
Mitteln zu schaffen. Aber auch die enge Zusammenarbeit der verschiedenen
�mter konnte bis heute beibehalten werden. So wurde u. a. die �mter�bergrei-
fende Gruppe „Interdisziplin�re Koordination Drogen“ ins Leben gerufen, wel-
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che in verschiedenen Abst�nden tagt und in der Probleme ad hoc gel�st sowie
besprochen werden k�nnen.

Mit der �ffnung der dezentralen Anlaufstellen f�r Drogenabh�ngige wurde und
wird dazu beigetragen, dass Injektionen in der �ffentlichkeit zur�ckgehen und
vermehrt unter Aufsicht von medizinisch ausgebildetem Personal stattfinden.

Als positive Erfahrung bez�glich der Umsetzung des Konzeptes ist die enge
Zusammenarbeit mit den verschiedenen Departementen zu werten. Ebenfalls
positiv k�nnen die Zwangsmaßnahmen im Ausl�nderrecht (Asylbewerber) ta-
xiert werden. Negativ sind die Erfahrungen mit ausl�ndischen Dealergruppie-
rungen, welche trotz Versch�rfung im Ausl�nderrecht durch die Maschen des
Gesetzes schl�pfen, zumal diese Dealergruppierungen den Aufenthaltsstatus B,
also Verbleib in der Schweiz, aufweisen und nicht ausgegrenzt werden k�nnen.

Weitere Informationen

Stadtpolizei Z�rich, Amthaus I, Bahnhofquai 3, CH-8021 Z�rich
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Hektor – Begrenzung der negativen Begleiterscheinungen
des illegalen Rauschgifthandels im niederl�ndischen Venlo

Organisation

Im Rahmen des Projektes „Hektor“ versuchen die Beh�rden im niederl�n-
dischen Venlo die negativen Begleiterscheinungen des illegalen Rauschgift-
handels in der Stadt zu begrenzen. Mit Hilfe eines integralen Ansatzes und unter
Einbeziehung deutscher Beh�rden soll das Vorhaben umgesetzt werden.

Die Stadt kooperiert dabei mit Justiz, Polizei, Finanzamt und Steuer-/Zollfahn-
dung.

Das Projekt wird im Zeitraum von 2001 bis 2005 durchgef�hrt und durch das
niederl�ndische Justizministerium mit 1.361.340 A pro Jahr �ber drei Jahre
subventioniert.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes ist es, die Sicherheit in den Stadtteilen zu f�rdern und die
Bel�stigung und Kriminalit�t zu bek�mpfen, die mit dem Handel von weichen
Drogen einhergeht. So soll Venlo bis zum Jahre 2010 eine attraktive, dyna-
mische Stadt werden, die nicht nur ihre Lebensqualit�t, sondern auch die wirt-
schaftliche Position innerhalb der EU-Region verst�rkt.

Die Zielumsetzung erfolgt im Sinne einer „Dreiwegepolitik“, die Mitte 2000 in
Venlo eingef�hrt und aufgrund von Studien und Erfahrungen anderer St�dte
ausgew�hlt wurde:

1. „Handhabungspolitik“ meint die aktive Vorgehensweise gegen Bel�stigung
und Kriminalit�t als Folge von weichem Drogenhandel und die damit ein-
hergehenden Verm�gens- und Gewaltdelikte sowie soziale Unsicherheit. Die
Politik zielt auf eine polizeiliche und verwaltungstechnische Handhabung, d. h.
eine strenge Einhaltung der kommunalen Regeln und der Ordnung im �ffent-
lichen Raum durch „low tolerance“ (Bek�mpfung jeder Bel�stigung) ab. Im
Bereich der harten Drogen gilt eine „no tolerance“-Politik. Dabei kooperieren
Gemeinde, Justiz und Polizei eng miteinander.

2. Im Rahmen einer „Immobilienpolitik“ (auch „Vast & Goed“ genannt) wird
die Wiederentwicklung, Neubestimmung und Verwaltung von Immobilien, die
sich in „falschen“ H�nden befinden, sowie die Verbesserung der r�umlich-
funktionellen Qualit�t in den Schwerpunktgebieten angestrebt. So soll es zu-
k�nftig nicht nur ein sicheres und attraktives Stadtzentrum geben, sondern auch
ein angenehmes Lebens-, Aufenthalts- und Niederlassungsklima f�r Bewohner,
Eigent�mer und Unternehmer geschaffen werden. Zu diesem Zweck wird bis
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Ende 2002 von der Gesellschaft f�r Zentrumsentwicklung (COM) ein r�um-
lich-funktionelles Konzept erstellt, in dem die Ziele f�r die Entwicklungen im
Schwerpunktgebiet der Innenstadt in den kommenden 10 bis 15 Jahren formu-
liert sind.

3. Schließlich soll vor dem Hintergrund einer so genannten „Coffeeshop-Poli-
tik“ eine innovative Langzeitdrogenpolitik, einschließlich einer Niederlas-
sungspolitik f�r Coffeeshops, entwickelt werden, die daf�r sorgen soll, dass
Venlo f�r den Handel mit weichen Drogen weniger attraktiv und somit die
Bel�stigung infolge des Handels verringert wird.

Sachstand/Erfahrungen

Im Februar 2001 haben die Handhabungsmitarbeiter mit ihrer Arbeit angefan-
gen; offiziell wurde „Hektor“ am 30. Mai 2001 vom Rat genehmigt.

Ergebnisse der Handhabungspolitik:

Die verschiedenen Disziplinen (Polizei, Gemeinde, Justiz und Finanzamt) be-
sprechen w�chentlich die Strategie f�r den kommenden Zeitraum. Durch die
„low-tolerance“-Politik und die damit einhergehenden konkreten Regeln
konnte insgesamt ein vorsichtigerer Umgang mit dem Handelsvorrat an Drogen
verzeichnet werden.

Neben den folgenden, in Zahlen festgehaltenen Ergebnissen, wurde eine erfolg-
reiche Kontrolle von sog. „Smartshops“ ausgef�hrt, wurden die Schaufenster
von Sexshops „ges�ubert“ und wird die Zusammenarbeit mit der deutschen
Polizei intensiviert. Auch die vereinbarte Zusammenarbeit mit dem Finanzamt
greift zunehmend. Ein unmittelbares Intervenieren bei der Bek�mpfung des
Drogenhandels durch das Finanzamt erfolgt nicht; sein Beitrag zur Vorgehens-
weise gegen den Drogenhandel besteht vielmehr in der Auferlegung von Steuer-
bescheiden auf den Namen von Steuerpflichtigen, die sich (in)direkt mit Dro-
genhandel besch�ftigen.

Es liegen Zahlen der einzelnen Teams zu Festnahmen, Beschlagnahmungen etc.
vor, die jedoch aufgrund fehlender Statistiken f�r den Zeitraum zuvor keinen
Vergleich zulassen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass eine positive
Entwicklung zu erkennen sei. Die Zahlen f�r 2001 lauten bezogen auf

Z das Straßenteam: u. a. 672 Festnahmen, 111 Razzien und Beschlagnahmen;

Z das Ermittlungsteam: u. a. 58 Festnahmen, 1.405.020 Gulden beschlag-
nahmtes Geld;

Z die beh�rdliche Handhabung: u. a. 6 Wohnungsr�umungen, 35 Wohnungs-
schließungen, 10 Schließungen im Gastst�ttengewerbe, 5 Einzelhandels-
schließungen, 52 Bauinspektionen.
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Ab Anfang 2002 werden Geb�ude, die wegen Drogenhandels im Auftrag des
B�rgermeisters von Venlo geschlossen werden, mit einem T�ranschlag ver-
sehen. Auf dem Anschlag befindet sich eine Abbildung einer Eingangst�r
mit dem Text, dass das Haus wegen Drogenhandels geschlossen wurde. Auf
diese Weise ist es f�r Außenstehende deutlich, dass Drogenhandel verboten ist
und dagegen vorgegangen wird. Bevor ein Haus oder eine Wohnung wegen
Drogenhandels geschlossen wird, werden der jeweilige Eigent�mer und die
Bewohner gewarnt; die Schließung wird zudem angek�ndigt.

Eigent�mer und Vermieter von H�usern sind selbst daf�r verantwortlich, die
H�user frei von Drogen zu machen oder zu halten, bspw. mit Hilfe einer Re-
gelung im Mietvertrag. Einige Eigent�mer haben gute und erfolgreiche Erfah-
rungen damit gemacht, da sie die Drogenh�ndler durch Aufl�sung des Miet-
vertrages aus dem Haus setzen konnten. �brigens wird dadurch nicht vermie-
den, dass ein Geb�ude vom B�rgermeister geschlossen wird, wenn wegen
Drogenhandels Anlass dazu besteht. Eigent�mer oder Vermieter, die das Ge-
b�ude wissentlich weiterhin an Drogenkriminelle vermieten, machen sich zu-
dem selbst strafbar. Diese Eigent�mer oder Vermieter werden im Rahmen von
„Hektor“ verh�rt. Schließlich kann die Gemeinde in Zukunft von der M�glich-
keit Gebrauch machen, die das Gesetz „Victor“ bietet, um im �ußersten Notfall
Geb�ude, die bleibend ein Problem darstellen, zu enteignen.

Ergebnisse der Immobilienpolitik:

Viele Geb�ude in den Schwerpunktbereichen von „Hektor“ verkommen zuneh-
mend, wodurch das Gef�hl von Unsicherheit bei vielen Bewohnern steigt. Des-
halb wird Straße f�r Straße das Aussehen der Geb�ude (�nderung von Fassaden
und Werbeplakaten, Anstrich, Markisen, Rolll�den u. dergl.) sowie die Einrich-
tung des �ffentlichen Raums (Terrassen, Blumenbeete, Blument�pfe u. dergl.)
anhand der heutigen Politik und den erforderlichen Genehmigungen gepr�ft.

Die Immobilienfirma Vast & Goed hat im vergangenen Jahr einige Geb�ude in
dem Bereich Q4 (das Schwerpunktgebiet von „Hektor“, welches durch Drogen-
kriminalit�t stark belastet ist) erworben. Der Geb�udekomplex „De Commis-
saris“ („Der Kommissar“) ist das erste Teilprojekt, das realisiert wird, um eine
qualitative Anhebung der Wohnverh�ltnisse in Q4 zu erreichen.

Coffeeshop-Politik:

Derzeit befinden sich in Venlo f�nf geduldete Coffeeshops und sch�tzungs-
weise 60 bis 65 illegale Verkaufsstellen; letztere sollen im Laufe des Projektes
geschlossen werden. Gleichzeitig wird zwar die Anzahl der geduldeten Coffee-
shops zunehmen, langfristig erwartet man jedoch eine Verringerung der Ver-
kaufsstellen insgesamt.

Um den Besucherstrom von Drogenk�ufern zum Zentrum umzulenken, beab-
sichtigt die Gemeinde Venlo als Experiment, zwei zus�tzliche Coffeeshops in
der Peripherie der Stadt zu dulden. Die Kriterien f�r die Standorte dieser Cof-

Drogen/Sucht

9



feeshops werden derzeit aufgestellt. Die entsprechenden Kriterien werden im
Laufe des Jahres 2002 mit den verschiedenen Partnern, u. a. den deutschen
Grenzst�dten und den Bezirksr�ten in Venlo, abgestimmt.

Der Schwerpunkt bei „Hektor“ liegt bei Repression und Regulierung. Wichtig
ist jedoch auch zu erreichen, dass Jugendliche nicht anfangen Drogen zu
nehmen bzw. kriminell zu werden. Aus diesem Grund wurde das Projekt „Die
Vorderseite von ‚Hektor	“ ins Leben gerufen, bei dem die Pr�vention von
Jugendkriminalit�t im Vordergrund steht. Art und Umfang der Jugendkrimina-
lit�t in Venlo wird erfasst und dar�ber hinaus soll die Zusammenarbeit zwischen
Polizei, Justiz, Jugendamt und Gemeinde in Hinsicht auf die Vorgehensweise
gegen Jugendkriminalit�t verbessert werden.

Unter der Regie der Gemeinde Venlo findet viermal j�hrlich ein Dialog
zwischen Vertretern der Stadt Venlo und anderer Grenzst�dte statt. Ziel ist es,
Erfahrungen im Bereich der Handhabung und der Coffeeshop-Politik auszu-
tauschen. Dank des Informationsaustauschs und der Diskussionen �ber ent-
sprechende Konzepte k�nnen sich Gemeinden bei der Vorgehensweise gegen
Drogenproblematik, mit denen sich die Grenzst�dte konfrontiert sehen, helfen.

Des Weiteren hat der Justizminister die Dialogpartner der Grenzst�dte dazu
aufgefordert, sich �ber einige spezifische Fragen auszutauschen, bspw. zu �n-
derungen im Vorgehen gegen den „Drogentourismus“ bezogen auf die weichen
Drogen.

Weitere Informationen

Wetenschappelijk Oderzoek- en Documenatiecentrum, WODC, P. O. Box
20301, 2500 EH Den Haag

Internet: http://www.minjust.nl:8080/b_organ/wodc/index.htm

eMail: Wodc-informatiedesk@best-dep.minjus.nl
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Helfen ohne auszugrenzen – ein kommunales
Begleitprogramm f�r Drogenabh�ngige in Paris

Organisation

Das Projekt umfasst das Schn�ren eines Maßnahmenb�ndels zum Abbau des
Drogenkonsums und zur Betreuung von Drogenabh�ngigen. Im Einzelnen geht
es um die Schaffung einer Begegnungsst�tte f�r Drogenabh�ngige, einschließ-
lich Einrichtung einer Drogenberatungsstelle, Maßnahmen zur Aids- und He-
patitisverh�tung, St�rkung der gesellschaftlichen Solidarit�t.

Der Verein Association Ego wurde im Jahre 1987 gegr�ndet, um den Bed�rf-
nissen der Drogenabh�ngigen des Pariser Stadtteils Goutte d’Or (Spitzname:
„Goldener Schuss“) nachzukommen. Von Anfang an wurde die Arbeit des Ver-
eins im Wesentlichen von drei Gruppen getragen: den Anwohnern, den Drogen-
konsumenten sowie den haupt- und nebenamtlichen Helfern. Leitgedanke war
dabei stets, dass jeder Einzelne ein bestimmtes Vorwissen mitzubringen pflegt,
durch das die Arbeit des Vereins noch effektiver gestaltet werden kann. Der
Verein verf�gt �ber 18 hauptamtliche Kr�fte, von denen neun spezielle Arbeits-
felder (sanit�re Fragen, Sozialberatung, Erstbetreuung, �ffentlichkeitsarbeit
usw.) abdecken. Eine medizinische Fachkraft, ein Erzieher sowie mit Koordina-
tions- und Verwaltungsaufgaben betraute Kr�fte komplettieren das Team, dem
dar�ber hinaus eine nicht unerhebliche Zahl freiwilliger Helfer zur Seite steht.
Ein Großteil des im Verein t�tigen Personals hat seinen Wohnsitz in unmittel-
barer Nachbarschaft.

Konzeptioneller Ansatz

Hauptziele des Projektes sind:

Z Verringerung der mit dem Drogenkonsum verbundenen Risiken.

Z Schutz der Abh�ngigen vor Ausgrenzung und sozialem Abstieg durch ein
durch Einbindung und �bertragung von Mitverantwortung anstrebendes
Vorgehen. St�rkung der Einsicht in die Notwendigkeit von Drogenhilfeein-
richtungen bei gleichzeitiger Ber�cksichtigung der Anliegen von Anwoh-
nern; Unterrichtung der B�rger �ber die Aktivit�ten des Vereins und das
Werben um aktive Unterst�tzung.

Z Maßnahmen zur St�rkung des solidarischen Verhaltens im Wohnumfeld.

Aktivit�ten des Vereins umfassen:

Z Schaffung von Anlaufstellen f�r Drogenabh�ngige.
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Bei einer dieser allen zug�nglichen Begegnungsst�tten handelt es sich um eine
60 Quadratmeter große Wohnung, die von einer EGO-Mitarbeiterin zu einem
Ort der Resozialisierung und zu einem wirksamen Instrument gegen jede Form
der Ausgrenzung umgestaltet wurde. Die Besucher k�nnen dort lesen, spielen,
sich unterhalten oder sich einfach nur ausruhen und werden als Individuen –
nicht als Drogenabh�ngige – behandelt. Allerdings verl�sst sich EGO bei seiner
Arbeit nicht ausschließlich auf das Prinzip der Freiwilligkeit. So wurde gleich
zu Beginn auch eine zweimal w�chentlich tagende Gruppe mit dem Namen
„Premi
re ligne“ gegr�ndet, die sich in Sonderheit um die von den bestehenden
Strukturen nicht mehr erfassten extremen H�rtef�lle der „vordersten Linie“
k�mmern soll. Inzwischen ist daraus ein spezielles Mediationsverfahren, die
„Coordination toxicomanies 18“, hervorgegangen, das mittlerweile in drei
Stadtbezirken praktische Anwendung findet.

Z Schaffung der Informations- und Beratungseinrichtung „Accueil“

Geholfen wird den Drogenabh�ngigen bei der Wohnraumbeschaffung, bei der
Kl�rung juristischer, verwaltungstechnischer und medizinischer Fragen – etwa
im Zusammenhang mit dem Entzug oder der Beschaffung von Ersatzstoffen –
bis hin zur Vermittlung von Therapiepl�tzen.

Z Spritzentausch und die Verteilung pr�ventiven und risikomindernden Mate-
rials (STEP)

Die 1995 ins Leben gerufene Einrichtung, deren Zentrale sich am Boulevard La
Chapelle befindet, ist allabendlich Anlaufstation f�r alle, die gerade auf der
Suche nach einem „sauberen Besteck“, Hygieneartikeln und Kondomen sind.
STEP fungiert als Sammelstelle f�r benutzte Spritzen, informiert und ber�t und
vermittelt Hilfesuchende – je nach Problemlage – an geeignete medizinische
bzw. soziale Einrichtungen. Schwerpunkt der Arbeit von STEP ist die Ver-
h�tung von Aids und Hepatitis. In 86 % aller F�lle handelt es sich hierbei um
den sanit�ren und medizinischen Bereich tangierende Probleme, in den �brigen
F�llen geht es vorrangig um Fragen der Unterbringung und Besch�ftigung. Ziel
des solchermaßen mit den Abh�ngigen initiierten Dialogs ist es, diesen das von
ihrem Verhalten – f�r sich selbst, wie f�r andere – ausgehende Gef�hrdungs-
potenzial st�rker bewusst zu machen. Auch nicht abh�ngige Jugendliche auf der
Suche nach Kondomen oder allgemeinen Informationen geh�ren zum Kunden-
stamm.

Z Nutrego-Programm

Das Nutrego-Programm offeriert t�glich Kranken und/oder an den Rand der
Gesellschaft gedr�ngten Personen eine ausgewogene Mahlzeit. Erkl�rtes Ziel
ist die Bek�mpfung der Unterern�hrung bei Drogenabh�ngigen und damit die
St�rkung von Widerstandsf�higkeit und Immunsystem. Nutrego wird von einer
B�ckerei, dem Großmarkt des 20. Pariser Bezirks sowie dem Schlachthof der
Stadt Arcueil unterst�tzt. Besonders große Gesch�ftigkeit herrscht hier in der
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Regel montags, da viele Abh�ngige das Wochenende �ber zu hungern gezwun-
gen sind.

Z Alter ego

Bei Alter ego handelt es sich um eine dreimal j�hrlich erscheinende, von EGO-
Mitgliedern, Drogenabh�ngigen und Betreuungspersonal gemeinsam heraus-
gegebene Zeitschrift. Sie enth�lt viele informative Artikel, gibt Ratschl�ge in
Hygiene und Entzug betreffenden Fragen und bietet Abh�ngigen ein Forum,
das ihnen beispielsweise die M�glichkeit bietet, eigene Lebenserfahrungen
k�nstlerisch umzusetzen und auf diese Weise auch bei der Bev�lkerung vor
Ort auf mehr Verst�ndnis zu stoßen.

Z Einbeziehung von Wissenschaft und Forschung

Association Ego organisiert f�r die Allgemeinheit zug�ngliche, zwei- bis drei-
t�gige Seminare, auf denen ausgehend von den in der t�glichen Arbeit gemach-
ten Erfahrungen die generellen Risiken des Drogenmissbrauchs sowie Fragen
der Pr�vention und Bek�mpfung er�rtert werden. J�hrlich werden dabei unter-
schiedliche Schwerpunkte gesetzt. Themen sind etwa die Zunahme des Crack-
Konsums, Probleme der Mehrfachabh�ngigkeit usw. F�r die wissenschaftliche
Aufarbeitung solcher Themen vermag EGO reichlich Anschauungsmaterial zu
liefern, so dass Praktikanten und Studenten regelm�ßig die Gelegenheit nutzen,
auf diesen Tagungen ihr Wissen auf den neuesten Stand zu bringen.

Haupttriebfeder des Vereins Association EGO ist der Glaube an die Gemein-
schaft. Programmatisch wird dies in mehrfacher Hinsicht manifest:

Der Einbeziehung der Anwohner. Deren Sorgen, W�nsche, Lebensgewohnhei-
ten und kulturellen Bed�rfnisse d�rfen bei aller F�rsorge f�r die Anliegen der
Abh�ngigen nicht außen vor bleiben.

Dem Versuch, der Bev�lkerung vor Ort den Ansatz von Association EGO ver-
st�ndlich zu machen; ihr eine andere, Drogenabh�ngige nicht a priori verurtei-
lende Sichtweise zu vermitteln, gleichzeitig aber auch auf die berechtigten An-
liegerinteressen einzugehen. Etwa, wenn es um das Problem des achtlosen Weg-
werfens benutzter Spritzen an insbesondere auch Kindern zug�nglichen Stellen
geht. Hier sah sich EGO veranlasst, die Abh�ngigen direkt auf die Problematik
hinzuweisen und so einen m�glichst großen Multiplikatoreffekt zu erzielen. Im
Dialog mit der Bev�lkerung sieht auch die aus „Premi
re ligne“ hervorgegan-
gene „Coordination toxicomanie 18“ eine wichtige Aufgabe. Auch hier geht das
Bem�hen in Richtung Einbeziehung der Anwohner, etwa indem man sie in
Beh�rdenangelegenheiten ber�t, ihnen beim Ausf�llen von Formularen hilft
oder sie technische Hilfsmittel mitbenutzen l�sst. So ganz nebenbei lernen diese
so die Drogenabh�ngigen in einer ganz anderen als der �blichen, Beklemmung
und Ablehnung f�rdernden Weise (n�mlich auf Treppenabs�tzen, dunklen Stra-
ßenecken usw.) kennen.
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Sachstand/Erfahrungen

Als eine sich um ihre Belange k�mmernde Anlaufstelle hat sich Association
Ego sehr schnell als Anlaufstelle f�r Drogenabh�ngige etabliert. Was die �f-
fentlichkeitsarbeit anbelangt, so konnte man im Jahr 2000 16.596 Besucher
(1999: 13.000), davon 13.926 Abh�ngige (1999: 11.600), registrieren. Bei
STEP wurden im Jahr 2000 17.662 (1999: 14.742) Besuche registriert. Beraten
wurden wie im Jahr zuvor insgesamt 1.928 Personen (�berwiegend M�nner).
Im Rahmen des Nutrego-Programms wurden im Jahr 2000 7.602 Mahlzeiten
(1999 an die 7.000) verteilt.

In den vergangenen Jahren haben Ladeninhaber und Anwohner insbesondere
im 18. Pariser Distrikt mit rechtlichen Mitteln gegen dort geplante Programme
f�r Drogenabh�ngige mobil gemacht, um eine noch st�rkere Pr�senz Drogen-
abh�ngiger in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft zu verhindern. Der schon in
der Vergangenheit von EGO angestrebte Dialog mit den Anwohnern hat somit
einen wichtigen Stellenwert erlangt und im �brigen auch bei dem mittlerweile
auf drei Bezirke ausgedehnten st�dtischen „Programm zur Koordinierung der
Drogenbek�mpfung im 18. Distrikt“ besondere Ber�cksichtigung erfahren.

Das Projekt wurde von Frankreich f�r die Verleihung des Europ�ischen Pr�-
ventionspreises (European Crime Prevention Award – ECPA) 2001 nominiert.
Die Jury hat sich außerordentlich beeindruckt gezeigt von der geleisteten Ar-
beit.

Weitere Informationen

Accueil EGO, 13, rue Saint-Luc, 75018 Paris

Internet: http://perso.club-internet.fr/ego

eMail: ego@club-internet.fr
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Hilfsprojekt f�r Wiederholungsstraft�ter,
Newcastle-under-Lyme/Großbritannien

Organisation

Bei diesem auf lokaler Ebene angesiedelten Projekt handelt es sich um ein in
Bergarbeitersiedlungen in Newcastle-under-Lyme initiiertes Hilfsangebot f�r
dauerhaft in die Beschaffungskriminalit�t abgeglittene Drogenabh�ngige.

Das Projekt geht auf einen Vorschlag der im Rahmen der gemeinde�bergrei-
fenden Villages Community Partnership eingesetzten Arbeitsgruppe Newcastle
Western Urban Crime & Community Safety Topic Group zur�ck.

Projektbeteiligte sind:

Z Combined Healthcare NHS Trust’s Community Addiction Unit – Behand-
lung und Vermittlung von Therapiepl�tzen in F�llen von Drogen-/Alkohol-
abh�ngigkeit;

Z Druglink and Staffordshire Alcohol Advisory Service – Beratung von Dro-
genabh�ngigen;

Z Newcastle Borough Council – Hilfe bei der Beschaffung von Wohnraum,
Bereitstellung von Sport- und Freizeitst�tten sowie Angebote zur sinnvollen
Freizeitgestaltung (z. B. Nutzung verwilderter Grundst�cke durch Projekt-
teilnehmer f�r Obst- und Gem�seanbau);

Z Beth Johnson Housing Association – Hilfe bei der Beschaffung von Wohn-
raum;

Z Newcastle College – Bereitstellung eines Aus- und Fortbildungsangebots,
Hilfe bei der Vermittlung grundlegender Fertigkeiten insbesondere im Be-
reich der Informationstechnologie, Hilfe bei der schulischen und beruflichen
Bildung;

Z Staffordshire Careers, Breakthrough Employment, New Deal Work Experi-
ence Centre and Princes Trust – Beratung in Fragen schulischer und beruf-
licher Bildung, Vermittlung von ABM-Stellen, Hilfe bei der Jobsuche, der
Erstellung von Lebensl�ufen und der Vorbereitung auf Einstellungsgespr�-
che.

Diese arbeitsteilige Bereitstellung bietet den zus�tzlichen Vorteil, dass sich die
finanzielle Belastung aller beteiligten Stellen in Grenzen h�lt.
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Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt zeichnet sich dadurch aus, dass Betroffene f�r die Dauer von sechs
bis zw�lf Monaten in das Programm aufgenommen werden. W�hrend dieser
Zeit haben sie unmittelbaren Zugang zu s�mtlichen von st�dtischen und sons-
tigen Einrichtungen angebotenen Dienst- und Hilfsleistungen, wobei allerdings
unentschuldigtes Fernbleiben und Nichteinhaltung der Spielregeln sofortige
Gegenmaßnahmen und die Verh�ngung von Sanktionen zur Folge hat.

Das Angebot umfasst die Bereiche „Bew�hrungshilfe“, „Drogenrehabilitation
und Suchtberatung“, „Wohnraumbeschaffungshilfe“, „Stellenvermittlung und
Weiterbildung“ sowie die Erarbeitung einer individuellen Strategie zum F�hren
eines von Straftaten freien Lebens.

Das Projekt will den Sicherheitsanliegen der �rtlichen Bev�lkerung Rechnung
tragen, die sich durch r�pelhaftes und unsoziales Verhalten, Drogenkriminali-
t�t, Bandenbildung, Vandalismus, F�lle bewaffneten Raubs und „herumlun-
gernde“ Jugendliche zunehmend bedroht f�hlen. Best�tigt wurde diese Be-
sorgnis der lokalen Bev�lkerung durch eine Kriminalstatistik und T�terprofile
auswertende Untersuchung der Polizei von Staffordshire. Danach wies die be-
troffene Wohngegend tats�chlich eine weit �berdurchschnittliche Rate an Ge-
waltkriminalit�t sowie Einbruchdiebst�hlen, Sachbesch�digungen und F�llen
von Brandstiftung auf. Und dies bei einer weit unterhalb des regionalen Durch-
schnitts liegenden Aufkl�rungsrate.

Im Einzelnen wurden daher folgende Projektziele definiert:

Z �berwachung vor Ort bekannter Straft�ter und Senkung der Kriminalit�ts-
rate;

Z Hinterfragen der T�ter/Opfer-Rolle;

Z Behandlung tatrelevanter Probleme;

Z Aufzeigen von Strategien zum F�hren eines Lebens frei von Kriminalit�t;

Z Prompte Aufkl�rung und Verfolgung der Straftaten r�ckf�llig werdender
T�ter.

Voraussetzung f�r die Betreuung als Straff�lliger im Rahmen des Projekts ist
ein st�ndiger Wohnsitz in einem der in Frage kommenden Stadtbezirke. Auch
m�ssen die Straftaten dort begangen worden sein.

Vorrangig zielt das Projekt auf Wiederholungsstraft�ter und Schwerstkrimi-
nelle ab. Die Zielgruppe umfasst T�ter, die binnen einer Zw�lfmonatsfrist min-
destens sechs Straftaten ver�bt haben – wobei es sich in mindestens einem Fall
um ein schweres, der Strafverfolgung unterliegendes Verbrechen gehandelt
haben muss – und die mit hoher Wahrscheinlichkeit auch k�nftig Straftaten
begehen werden.
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Viele Projektbeteiligte verf�gen folglich �ber ein langes Strafregister und
wissen, dass sie als „hoffnungslose Wiedereingliederungsf�lle“ gelten. �ber
95 % sind stark heroin- bzw. kokainabh�ngig und werden daher auch in erster
Linie aus Beschaffungsgr�nden straff�llig.

Ein Teilnehmer hatte bereits 155 Straftaten ver�bt und 25 Gef�ngnisstrafen
abgesessen, ein weiterer hatte 100 Straftaten begangen und war 17-mal ver-
urteilt worden, ein Dritter schließlich war achtmal straff�llig geworden und
hatte drei Haftstrafen verb�ßt.

Wie die polizeilichen Nachforschungen ergaben, war f�r eine große Zahl aller
aufgekl�rten Straftaten nur ein kleiner Kreis namentlich bekannter Straft�ter
verantwortlich. Man erkannte daher, dass es vorrangig darum gehen m�sse, die
R�ckfallquote dieses T�terkreises zu senken. W�rde dies gelingen, so musste
dies erheblichen Einfluss auf die lokale Verbrechensrate haben. Man machte
sich daher daran, ein dem Problem „Mehrfachkriminalit�t“ umfassendes und
wirkungsvoll gerecht werdendes Projekt zu erarbeiten. Im Zusammenwirken
mit Bew�hrungshelfern und Polizei galt es die kriminellen Karrieren der Be-
troffenen aufzuarbeiten und so die Voraussetzung f�r die der gesellschaftlichen
Wiedereingliederung der Betroffenen dienliche Einbindung von Hilfsangebo-
ten anderer sozialer Einrichtungen zu schaffen.

Um den Erfolg des Projekts zu sichern, wurde beschlossen, einen Bew�hrungs-
helfer und einen Polizeibeamten ganzt�gig f�r die Arbeit mit einer kleinen
Gruppe von Mehrfachstraft�tern freizustellen. Aus Eigenmitteln w�re dies
nur schwer zu realisieren gewesen, doch stellten Polizei und Gemeinde im
November 1998 zus�tzliche Mittel bereit. Die Gastrolle bei der Durchf�hrung
des Projekts �bernahm das f�r die Bew�hrungshilfe zust�ndige Dezernat; es
stellte B�ror�ume zur Verf�gung, �bernahm die laufenden Kosten und gab
beim Fachbereich Kriminologie der Keele University eine das Projekt bewer-
tende Studie in Auftrag.

Nach R�cksprache und in Abstimmung mit den unter „Organisation“ auf-
gef�hrten kommunalen Einrichtungen konnte auch deren personelles und sach-
liches Leistungsangebot in das Projekt mit eingebunden werden. Deren Ange-
botspalette reicht von der Bereitstellung von Therapiepl�tzen f�r Drogen- und
Alkoholabh�ngige, �ber Wohnungsf�rsorge, Berufs- und Ausbildungsberatung
bis hin zu Angeboten f�r eine sinnvolle Freizeitbesch�ftigung.

Um die m�glichst effektive Verwendung der bereitgestellten Mittel zu gew�hr-
leisten, hat jeder in die engere Wahl kommende Delinquent zun�chst einen
Fragebogen auszuf�llen. Anhand dieser Frageb�gen werden sodann die Erfolg
versprechenden F�lle ausgew�hlt.

Z Am Projekt teilnehmen darf nur, wer sich vorab mit einer unbefristeten po-
lizeilichen �berwachung einverstanden erkl�rt. Auch m�ssen sich die Teil-
nehmer zu vier w�chentlichen Treffen mit ihrem Bew�hrungshelfer bereit

Drogen/Sucht

17



finden, wobei mindestens eines dieser Treffen in der Wohnung des Delin-
quenten stattzufinden hat.

Z Um sich von seiner Drogenabh�ngigkeit zu befreien und ein Leben in gere-
gelten Verh�ltnissen f�hren zu k�nnen, muss der Drogenabh�ngige zur v�l-
ligen Umstellung seiner bisherigen Lebensgewohnheiten bereit sein. Er
muss den Kontakt zu Hilfseinrichtungen suchen, neue Interessen entwickeln
und versuchen, sich �ber den Aufbau eines neuen Freundeskreises bisherigen
Einfl�ssen zu entziehen.

Z Innerhalb 24 Stunden nach Aufnahme in das Projekt nimmt ein Arzt des
staatlichen Gesundheitsdienstes eine Erstuntersuchung des Drogenabh�ngi-
gen vor. Nichteinhaltung der nachfolgenden Behandlungstermine stellt
einen schwerwiegenden Regelverstoß dar und kann den Ausschluss aus
dem Projekt nach sich ziehen. Gleiches gilt f�r die wiederholte Nichtteil-
nahme an angesetzten Ausbildungsmaßnahmen und Freizeitaktivit�ten.

Bei vielen der am Projekt beteiligten Delinquenten handelt es sich um Lang-
zeitarbeitslose und antriebsschwache „Minderleister“ mit geringem Selbst-
wertgef�hl. Sie gilt es im Vorfeld zun�chst einmal f�r eine berufliche T�tigkeit
„fit“ zu machen. Die enge Zusammenarbeit mit dem Newcastle College hat
hierf�r die Voraussetzungen geschaffen.

Sachstand/Erfahrungen

Die Evaluation zeigte folgende Ergebnisse auf:

Z Die R�ckfallwahrscheinlichkeit der am Projekt beteiligten Delinquenten lag
im Schnitt um 53 % niedriger, als bei einer vergleichbaren Gruppe nichtthe-
rapierter Straft�ter.

Z Den seit Mai 2001 erfassten Daten zufolge haben bisher 34 Straft�ter am
Projekt teilgenommen. 17 (57 %) von ihnen haben seitdem keine bzw. deut-
lich weniger Straftaten ver�bt als zuvor.

Z R�ckf�llig gewordene Projektteilnehmer wurden ausnahmslos wieder
rechtskr�ftig verurteilt; wobei die Vergehen allerdings sehr viel weniger gra-
vierend und zahlreich waren, so dass lediglich Bew�hrungsstrafen verh�ngt
wurden und die Delinquenten weiterhin von den lokalen Bew�hrungshelfern
betreut werden k�nnen.

Z 9 (30 %) der am Projekt beteiligten Delinquenten wurden wieder in einer
Weise straff�llig, die Gef�ngnisstrafen zur Folge hatten. Polizei und Bew�h-
rungshelfer stimmen allerdings darin �berein, dass diese T�ter schneller fest-
genommen und dingfest gemacht werden konnten, als dies zuvor der Fall
gewesen w�re. Auch bekannten zwei der wieder im Gef�ngnis Gelandeten
gegen�ber den universit�ren Mitarbeitern, dass sie sich selbst f�r das Schei-
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tern verantwortlich f�hlten und sie es bedauerten, von dem Hilfsangebot
keinen besseren Gebrauch gemacht zu haben.

Z Die große Mehrheit der am Projekt beteiligten Delinquenten gab an, aus der
Teilnahme großen Nutzen gezogen zu haben.

Wie das Forschungsteam der Keele University in seiner Untersuchung des Wei-
teren ausf�hrt, war die stellen�bergreifende Zusammenarbeit f�r den Erfolg des
Projekts ganz wesentlich. Auch habe das Projekt zu einer erheblichen Verbes-
serung des Informationsaustauschs zwischen der Polizei und den f�r die Be-
w�hrungshilfe und sonstigen Sozialhilfeleistungen zust�ndigen Stellen gef�hrt.
Einer vom Bew�hrungshilfedienst im August 2001 erstellten konservativen
Analyse zufolge, konnten mit dem Projekt etwa 3.925 Straftaten verhindert
werden, was einem finanziellen Nutzen von etwa 5,5 Mio. Pfund entspricht.

Das Projekt wurde von Großbritannien f�r den Europ�ischen Pr�ventionspreis
(European Crime Prevention Award – ECPA) 2001 nominiert.

Weitere Informationen

Home Office, 50 Queen Anne’s Gate, SW1H 9AT London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk
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Themenbereich
Eigentumskriminalit�t

2





Fahrradcodierung in �sterreich

Konzeptioneller Ansatz

Die Anzahl der in �sterreich j�hrlich als gestohlen gemeldeten Fahrr�der be-
tr�gt ca. 20.000 St�ck, bei einem Gesamtschaden von etwa 700.000 A. Nur jedes
17. Fahrrad kann seinem rechtm�ßigen Eigent�mer zur�ckgegeben werden.

Um diesem Ph�nomen entgegenzuwirken, hat die Polizei in Wels, Ober�ster-
reich, im Jahr 1996 probeweise damit begonnen, Fahrr�der mit einem indivi-
duellen Code zu versehen. Alle �sterreichischen Polizeibeh�rden haben auf-
grund des positiven Echos innerhalb der Bev�lkerung nachgezogen.

Ziele dieser Maßnahme sind u. a.:

Z Schutz der Fahrr�der vor Diebstahl,

Z R�ckgabe von aufgefundenen Fahrr�dern an den rechtm�ßigen Eigent�mer.

Sachstand/Erfahrungen

Im Sommer 1998 wurde eine Fahrradcodieraktion auf Initiative der Wiener
Zeitung „Kurier“ unter dem Titel „Schach dem Fahrraddiebstahl“ gestartet.
Aufgrund eines beachtlichen Erfolges (R�ckgang der Diebstahlsrate seit 1996
um 35 %) investierte das Bundesministerium f�r Inneres in dieses Projekt. Wur-
den die eingravierten Codes zun�chst mit �rtlichen Kriterien versehen, so
konnte aufgrund der Zusammenarbeit der Bundespolizeidirektion Wels und
der EDV-Zentrale des Innenministeriums, das �sterreichische Statistische Zen-
tralamt (Statistik Austria) als Partner gewonnen werden und ein �sterreichweit
einheitliches Codiersystem entwickelt und umgesetzt werden.

Die Statistik Austria hat jede Verkehrsfl�che per „Straßenkennzahl“ erfasst. In
Kombination mit der Hausnummer und den Initialen des Besitzers ergibt sich
ein individueller Code, der in den Rahmen des Fahrrades eingraviert sowie in
den Fahrradpass eingetragen wird.

Mittlerweile (November 2002) werden in �sterreich j�hrlich �ber 100 Aktions-
tage mit unterschiedlichen Kooperationspartnern zur Fahrradcodierung ver-
anstaltet. Etwa 60 Codierger�te sind im Einsatz. Die Gravur erfolgt kostenlos.

Weitere Informationen

Bundesministerium f�r Inneres, Herrengasse 7, A-1014 Wien

Internet: http://www.bmi.gv.at/Kriminalpolizei
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Fahrradgravur (fietsgravering) in Belgien

Organisation

Als Reaktion auf die betr�chtliche Anzahl an Fahrraddiebst�hlen in Belgien
(1997: 31.149) startete das St�ndige Sekretariat f�r Pr�ventionspolitik (Vast
Secretariaat voor het Preventiebeleid – V. S. P.) des Innenministeriums 1997
ein Projekt der Fahrradcodierung durch Gravur. Die Verantwortung f�r die
Durchf�hrung der Gravurmaßnahmen liegt bei den Kommunen. Das St�ndige
Sekretariat unterst�tzt durch Informationen und Beratung.

Konzeptioneller Ansatz

Belgische Gemeinden f�hrten z. T. bereits 1996 Fahrradcodierungen in Form
von Gravurmaßnahmen durch, wobei die Umsetzung der Aktionen aufgrund
des Fehlens einer nationalen Leitlinie nicht einheitlich erfolgte. Zum Teil fand
die nationale Registrierungsnummer Verwendung, zum Teil wurden jedoch
auch Kombinationen von Postleitzahl, Geburtsdaten, Initialen der Eigent�mer
und/oder Seriennummer genutzt.

Ziel des st�ndigen Sekretariats ist die Pr�vention des Fahrraddiebstahls durch
die Eingravierung (fietsgravering) der nationalen Registrierungsnummer der
Fahrradeigent�mer in den Rahmen sowie die R�ckgabe aufgefundener gestoh-
lener Fahrr�der an die rechtm�ßigen Inhaber (Anm.: eine nationale Daten-
sammlung gestohlener Fahrr�der existiert in Belgien nicht).

Theoretisch k�nnen alle im Eigentum belgischer B�rger (nat�rliche Personen)
befindlichen Fahrr�der mit der einmalig vorhandenen Registrierungsnummer
des Eigent�mers gekennzeichnet werden. Bereits 1998 hat das Sekretariat ein
Rundschreiben herausgegeben (I/VSPP/8 vom 1. April), das die Nutzung die-
ser Nummer empfohlen hat.

Zur F�rderung der Maßnahme wurde 1997 die Initiative eines „Bicycle En-
graving Drive-In (EDI)“ (Fiets Graveer Drive-In – GDI) geschaffen. Hierbei
handelt es sich um ein mobiles Team, das �berall im Land Gravurmaßnahmen
vornimmt. Das Team nimmt an zahlreichen Veranstaltungen teil, um f�r die
Idee der Fahrradcodierung mittels der nationalen Registrierungsnummer zu
werben.

In der Praxis werden die Gravurmaßnahmen von �rtlichen Pr�ventionsdienst-
stellen, Gemeinden, Polizeien oder dem GDI durchgef�hrt.

Im Anschluss an die maschinell erfolgte Gravur erhalten Fahrradeigent�mer
einen Fahrradpass, auf dem alle notwendigen Daten eingetragen werden.
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Sachstand/Erfahrungen

Eine Projektevaluation hat bislang nicht stattgefunden. Projektwirkungen wur-
den ebenfalls nicht erhoben.

Folgende Probleme wurden im Zusammenhang mit der Initiative festgestellt:

Z Bei den Gravuraktivit�ten handelt es sich um freiwillige Maßnahmen. Nicht
jede belgische Gemeinde offeriert ihren B�rgern die M�glichkeit, ihr Fahr-
rad gravieren zu lassen. In wallonischen Provinzen beteiligen sich nur we-
nige Gemeinden.

Z Nicht jeder Bezirk nutzt die nationale Registrierungsnummer. Die Aktivi-
t�ten des permanenten Sekretariats haben jedoch dazu gef�hrt, dass die
Nutzung eigener kommunaler Systeme zur�ckgef�hrt werden konnte. Die
meisten belgischen Gemeinden nutzen nunmehr die nationale Registrie-
rungsnummer. Die Arbeit des mobilen Gravurteams wird ebenfalls positiv
bewertet. Viele St�dte und Gemeinden haben sich durch deren Arbeit �ber-
zeugen lassen, Fahrr�der mit dieser einheitlichen Nummer zu kodieren.

Z Das System ist nicht anwendbar bei R�dern, die den in Belgien wohnenden
Ausl�ndern, Firmen oder Fahrradverleihern geh�ren. Letztgenannte Gruppe
verf�gt in Belgien �ber eine große Anzahl an R�dern.

Z Das System st�ßt beim Verkauf von R�dern an seine Grenzen.

Z Auf EU-Ebene besteht kein einheitliches Codiersystem.

Das Permanente Sekretariat ist dabei, die genannten Probleme einer L�sung
zuzuf�hren.

Weitere Informationen

Vast Secretariaat voor het Preventiebeleid, Wetstraat 26, B – 1040 Brussel
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Freds Hehlerladen (Henrys Hælerbar) –
Eine lokale Kampagne zur Verhinderung von Hehlerei in
Aarhus/D�nemark

Organisation

In den letzten Jahren hat sich das Vergehen der Hehlerei in D�nemark zu einem
schwerwiegenden Problem entwickelt. Um es in den Griff zu bekommen, haben
sich der nationale Pr�ventionsrat, der d�nische Versicherungsverband und die
Polizei von Aarhus zusammengeschlossen und die Kampagne „Freds Hehler-
laden“ (Henrys Hælerbar) ins Leben gerufen, die im Februar 2000 begann und
in der Stadt Aarhus durchgef�hrt wurde.

Auf lokaler Ebene erfolgte eine Zusammenarbeit zwischen der Polizei, �rt-
lichen Gesch�ftsleuten und Freiwilligen.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes war es,

Z die Aufmerksamkeit auf das Thema Hehlerei zu lenken,

Z die B�rger von Aarhus an Diskussionen �ber Moral, Diebstahl und Hehlerei
aktiv zu beteiligen,

Z die Einstellung und Verhaltensweisen junger Leute und Erwachsener (25–50
Jahre) zu ver�ndern.

Fred und sein Hehlerladen waren die Symbole des Projekts. Freds Hehlerladen
(ein alter Wohnwagen mit Kameraraum und Informationstafel) parkte w�hrend
der Kampagne an verschiedenen Orten in der Stadt. Bedeutsam war, dass die
Kampagne nicht dem Tadel diente, sondern die Menschen anregen sollte, �ber
ihre eigenen Erfahrungen mit Hehlerei nachzudenken. W�hrend der gesamten
zweiw�chigen Kampagne berichteten Freds Kunden vor der Kamera �ber die
offensichtlichen Vorteile der Hehlerei, sie hoben jedoch auch die moralischen
und rechtlichen Probleme hervor, die sich daraus ergeben. Angeh�rige des
nationalen Pr�ventionsrates, des d�nischen Versicherungsverbandes und der
�rtlichen Polizei wechselten sich in dem Wohnwagen ab, um Fragen zu beant-
worten und �ber das Thema Hehlerei zu diskutieren.

Sachstand/Erfahrungen

Bei der Kampagne handelte es sich um eine sehr durchschlagende und bemer-
kenswerte Angelegenheit, deren Humor und Ironie beeindruckte. Die Stadt

Eigentumskriminalit�t

27



Aarhus unterst�tzte das Projekt durch Werbung bei �ffentlichen Verkehrsmit-
teln, Postern in Bussen, eine Zeitung, kostenlose Postkarten und etwa 100 in
Gesch�ften und Banken angebrachte Videomonitore. Zudem hat Fred eine
eigene Webseite bekommen (http://www.henrys.dk/).

Der gesamte zweiw�chige Zeitraum war gekennzeichnet durch das große Inte-
resse der Stadt an der Unterst�tzung der Initiative. Da die Gesch�ftsleute sich
immer mal wieder kurz trafen, hatten sie Gelegenheit, die Kampagne zu ver-
folgen und ihr auch neue Impulse zu geben. Sie lieferten auch Beitr�ge in Form
von Drucksachen, n�tzlichen Ratschl�gen und praktischer Unterst�tzung.

Aus einer Befragung von 100 B�rgern in Aarhus geht hervor, dass die Kam-
pagne Wirkung zeigte. Zwei Monate nach der Kampagne erinnerten sich 76 %
der Befragten immer noch daran. Aufgrund der Kampagne hatten 25 % der
Befragten das Thema Hehlerei mit Familienangeh�rigen, Freunden, Kollegen
und anderen er�rtert. 12 % der Befragten gaben an, dass sich die Kampagne auf
ihre Ansicht zur Hehlerei ausgewirkt hatte.

Aufgrund des Erfolgs der Kampagne war f�r das Fr�hjahr 2001 eine Wieder-
holung in Aalborg geplant.

Die Initiative wurde zusammen mit dem Projekt „Berufliche Motivation – junge
Leute streben nach oben“ von d�nischer Seite f�r die Verleihung des Europ�i-
schen Pr�ventionspreises (European Crime Prevention Award – ECPA) 2000
vorgeschlagen. Zusammen erhielten die Projekte am 18. 12. 2000 eine Aus-
zeichnung von 10.000 A (vgl.: http://www.crimprev.dk/frameset1.html).

Weitere Informationen

Det Kriminalpræventive R�d, Odinsvej 19, 2. Sal, DK-2600 Glostrup

Internet: http://www.crimprev.dk

eMail: dkr@crimprev.dk

Freds Hehlerladen

Internet: http://www.henrys.dk/
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Handy Sperre –
Ein Projekt der Polizei Amsterdam-Amstelland

Organisation

Die „Handy-Sperre“ ist ein Projekt der Polizei Amsterdam-Amstelland.

Konzeptioneller Ansatz

Im letzten Quartal des Jahres 2000 war es in der Polizeiregion Amsterdam-Am-
stelland zu einer drastischen Zunahme der F�lle von Straßenraub gekommen.
Hatte die Statistik im Januar 2000 noch 242 derartige Delikte ausgewiesen, so
war die Zahl ein Jahr sp�ter auf 453 angestiegen. In etwa Dreiviertel aller F�lle
hatten es die T�ter auf das Handy ihrer Opfer abgesehen. Die bei diesen Raub-
�berf�llen zu verzeichnende zunehmende Gewaltbereitschaft gab ernsthaften
Anlass zur Sorge. Nicht nur wurden die Opfer mit einem Messer oder einer
Handfeuerwaffe bedroht, es wurde auch schon mal zugestochen oder den Op-
fern in anderer Form brutal Gewalt angetan. Und dies nicht nur in entlegenen
Seitenstraßen, sondern selbst in U-Bahn-Stationen, inmitten des Berufsver-
kehrs.

Um dieser Entwicklung wirksam zu begegnen, machte sich die Polizei von
Amsterdam-Amstelland auf die Suche nach einer die Elemente „�ber-
wachung“, „Bek�mpfung“ und „Vorbeugung“ wirksam miteinander verbinden-
den L�sung. Ausgangspunkt war dabei die �berlegung, dass es eine M�glich-
keit zu finden galt, das Handy als Wertobjekt weitgehend wertlos zu machen.

War es einerseits wichtig, den potenziellen Opfern die Gef�hrdung bewusst zu
machen, die das Telefonieren mit dem Handy in der �ffentlichkeit birgt, galt es
andererseits den potenziellen T�tern vor Augen zu f�hren, dass sich der Handy-
klau einfach nicht mehr lohnt. Auch ging es darum, den in Frage kommenden
T�terkreis (h�ufig Sch�ler) in der Hoffnung auf eine abschreckende Wirkung
die Schwere und kriminelle Natur einer solchen Tat bewusst zu machen. All
dies – so die Vorgabe – sollte innerhalb eines relativen kurzen Zeitraums nach
Initiierung des Projekts im M�rz 2001 in die Tat umgesetzt werden.

Wird ein Handy als gestohlen gemeldet, so stellt der die Anzeige entgegenneh-
mende Beamte die Handy-Nr. (in den Niederlanden eine 6 er Nummer) unver-
z�glich in das Internet ein. Anschließend wird das gestohlene Handy unabl�ssig
mit SMS im Stile von: „Dieses Handy wurde gestohlen. Sein Kauf oder Verkauf
unterliegt der Strafverfolgung. �bergeben Sie dieses Handy der Polizei“ blo-
ckiert. Der zeitliche Abstand zwischen den einzelnen SMS betr�gt dabei drei
Minuten. Eine normale Verwendung des Handys wird so unm�glich. Handys
mit Pin-Code-Eingabe werden nach dem Ausschalten automatisch blockiert.
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Anrufe k�nnen dann nicht mehr get�tigt werden. Die Beute ist damit wertlos
geworden.

Sachstand/Erfahrungen

Der �ffentlichkeit vorgestellt wurde das Projekt „Handy-Sperre“ von der f�r
die polizeiliche �ffentlichkeitsarbeit zust�ndigen Pressestelle. Das mit der
Kampagne verfolgte Ziel stieß in den Medien auf großes Interesse. Es fand
sogar ein auf das Projekt Bezug nehmendes Preisausschreiben statt. (Die Teil-
nahmeformulare hierf�r wurden w�hrend der Rushhour an mehreren st�dti-
schen Verkehrsknotenpunkten verteilt.) Auch an den Schulen wurde das Thema
aufgegriffen.

Gleich zu Beginn des Projekts ging die Zahl der gemeldeten Raub�berf�lle um
etwa zehn pro Tag zur�ck. Bei den �berf�llen, bei denen es die T�ter gezielt auf
Handys abgesehen hatten, war ein R�ckgang von 75 % auf 30 % zu verzeich-
nen. Hatte der Prozentsatz jugendlicher Straft�ter zu Beginn des Projekts bei
80 % gelegen, so war er im April 2001 bereits auf unter 50 % abgesunken.

Das Projekt war niederl�ndischer Beitrag f�r den Europ�ischen Pr�ventions-
preis (European Crime Prevention Award – ECPA) 2001. Es wurde seitens der
Jury als eine außergew�hnlich originelle, wirksame und relativ leicht zu reali-
sierende Vorgehensweise zur Bek�mpfung des Handyraubes in Amsterdam und
anderswo bezeichnet.

Weitere Informationen

Polizei Amsterdam-Amstelland, Postbus 2287, NL-1000 CG Amsterdam
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Initiative zur Bek�mpfung der Straßenkriminalit�t
(Street Crime Initiative – SCI) in Großbritannien

Organisation

Als Antwort auf einen starken Anstieg der Straßenkriminalit�t („street crime“)
verk�ndete der britische Innenminister am 17. M�rz 2002 eine Initiative zur
Bek�mpfung der Straßenkriminalit�t (Street Crime Initiative – SCI).

Kennzeichen der Initiative war das partnerschaftliche Zusammenwirken eines
breiten Spektrums an Institutionen in zehn ausgew�hlten Polizeibezirken.
Neben der Polizei sind dort auf lokaler Ebene die Staatsanwaltschaft („crown
prosecution service“), Gerichtswesen („court service“), Jugendgerichtsbarkeit
(„Youth Justice Board“), Schulen, kommunale Beh�rden, Gesundheit, Bew�h-
rungshilfe, Strafanstalten und Jugendhilfe eingebunden. F�r die Vernetzung
lokaler Partnerschaften mit Ministerien ist das Regierungsb�ro f�r die Regio-
nen zust�ndig.

Auf nationaler Ebene besteht eine sog. „Street Crime Action Group“ u. a. unter
Beteiligung des Premierministers und verschiedenster Ministerien, des Com-
missioner der Metropolitan Police, des Vorsitzenden der Association of Chief
Police Officers (ACPO) und des Vorsitzenden von Her Majesty’s Inspectorate
of Constabulary. Aufgabe dieser Gruppe ist die Identifizierung und F�rderung
ressort�bergreifender Zusammenarbeit im Bereich der Straßenkriminalit�t.

F�r das Spektrum an Akteuren und Maßnahmen wurden im Rahmen der SCI
erhebliche zus�tzliche Mittel bereitgestellt, so allein 7,6 Millionen Pfund f�r
Einrichtungen videogest�tzter Identifizierung („video identification parades“
bzw. „video ID parades“), 16 Millionen Pfund f�r die Einstellung zus�tzlicher
außerpolizeilicher Streifenkr�fte („Community Support Officers“) und 22,5
Millionen Pfund f�r mehr als 300 zus�tzliche �berwachungskr�fte („Street
Wardens“).

Die Initiative wurde im Hinblick auf ihre Wirkungen evaluiert.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der Initiative war es, Straßenkriminalit�t durch Anwendung eines integra-
len Bek�mpfungsansatzes innerhalb von sechs Monaten unter Kontrolle zu
bringen („brought under control“).

Die Initiative war auf die zehn Polizeien beschr�nkt, in deren Zust�ndigkeits-
bereich mehr als 80 % der 2001/02 insgesamt registrierten Raubkriminalit�t in
England and Wales lagen (Metropolitan Police [London], West Midlands,
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Greater Manchester, Merseyside, West Yorkshire, Avon & Somerset, Thames
Valley, Nottinghamshire, South Yorkshire und Lancashire).

Sachstand/Erfahrungen

Zur Zielerreichung setzten die eingebundenen Institutionen eine Vielzahl von
Maßnahmen um. So schuf z. B. die Staatsanwaltschaft u. a. einen „Premium
Service“ mit besonderer Zielrichtung auf das Verh�ltnis Ermittler – Staats-
anwalt, um durch qualitativ bessere Vorarbeit Anklagen wirkungsvoller umset-
zen zu k�nnen. Besonderer Wert wurde auch auf die Schaffung von Arbeitsar-
rangements zwischen Staatsanw�lten, Gerichten, Opferhilfe und Zeugenschutz
gelegt. Auch wurden Kautionsauflagen st�rker �berwacht.

Gerichte sicherten zu, Verz�gerungen in die Straßenkriminalit�t betreffenden
Strafsachen durch im Einzelnen festgelegte Maßnahmen zu vermeiden. Inner-
halb der zehn Projektgebiete wurden 70 Gerichte f�r die Verhandlung von Straf-
sachen im Bereich Straßenkriminalit�t extra benannt. 45 dieser Gerichte wur-
den baulich ver�ndert, um Zeugen und Opfer besser sch�tzen bzw. betreuen zu
k�nnen.

Erwachsene wurden in geringerem Maße als vorher gegen Kautionsauflagen
entlassen (der Anteil letzterer sank von 63 auf 53 % innerhalb von f�nf Mona-
ten); bei Jugendlichen nahm der Anteil der Entlassungen gegen Kautionsauf-
lage zu (von 47 auf 53 % innerhalb von f�nf Monaten).

Im Bereich der Jugendgerichtsbarkeit wurde u. a. ein intensives Supervisions-
und �berwachungsprogramm („Intensive Supervision and Surveillance Pro-
gramme“ – ISSP) f�r Wiederholungs-/Mehrfacht�ter geschaffen. M�glichkei-
ten der elektronischen �berwachung („electronic tagging“) f�r 12- bis 17-J�h-
rige wurden ebenfalls ausgeweitet.

50 Millionen Pfund wurden f�r ein sog. Verhaltensverbesserungsprogramm
(„Behaviour Improvement Programme“) bereitgestellt, um an 555 Grundschu-
len und 130 Mittelschulen im Zust�ndigkeitsbereich der 34 lokalen Bildungs-
beh�rden („Local Education Authorities“ – LEAs), die durch Schulschw�nzen
und Straßenkriminalit�t hoch belastetet waren, umfassend mit Jugendlichen,
ihren Eltern, Lehrern etc. zusammenzuarbeiten. Ziele umfassten Verhaltens-
verbesserungen, Verringerungen im Bereich Schulschw�nzen und Schulaus-
schluss und die Unterst�tzung sog. „key worker“. In Gemeinschaftsaktionen
mit der Polizei wurde gezielt gegen Schulschw�nzen vorgegangen. So wurden
im Mai 2002 ca. 12.000 Sch�ler in 900 Aktionen angehalten. 100 zus�tzliche
Polizisten wurden in Schulgeb�uden eingesetzt. Zus�tzlich wurden Sommer-
freizeitaktivit�ten f�r Risikojugendliche („young people most at risk of invol-
vement in crime“) in besonders benachteiligten Gebieten innerhalb der zehn
Polizeibezirke gestartet. Daf�r wurden insgesamt 28 Millionen Pfund bereit-
gestellt. Dem vollzeitbetreuten Bildungsprogramm „Summer Plus“ schreiben
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fr�he Evaluationsergebnisse zu, dass 71 % der teilnehmenden Jugendlichen in
die schulische Ausbildung und 6 % in die Besch�ftigung oder berufliche Aus-
bildung zur�ckkehrten.

Ein noch einzurichtendes „Identification, Referral and Tracking (IRT) System“
soll zuk�nftig gew�hrleisten, dass Kinder und Jugendliche nicht mehr durch das
Netz lokaler Dienstleistungen schl�pfen. Sechs der 34 lokalen Bildungsbeh�r-
den („Local Education Authorities“ – LEAs) werden als Wegbereiter mit einer
Million Pfund unterst�tzt.

Weitere Pr�ventionsmaßnahmen wurden in den Bereichen Drogen/Sucht, wie-
derholte Tatbegehung und Diebstahl/Raub von Mobiltelefonen („mobile phone
theft“) gestartet.

Der Gesamtheit der Maßnahmen wird zugeschrieben, dass Straßenkriminalit�t
(Raub [„robbery“] und „Entreißediebstahl“ [„snatch theft“]) zwischen April
und August 2002 um 14 % zur�ckgef�hrt werden konnte. Raub als schwereres
Delikt wurde gegen�ber M�rz 2002 als dem Monat vor Start der Initiative sogar
um 25 % reduziert.

Diese Wirkung wird vor allem auf folgenden Faktoren zur�ckgef�hrt:

Z Die partnerschaftliche Zusammenarbeit wurde erheblich verbessert bzw.
aufeinander abgestimmt;

Z der Umfang und die Bandbreite der zur Raubkriminalit�t erhobenen Daten
wurde ebenso wie die t�terbezogene Auswertungsarbeit erweitert;

Z die gr�ßere Verf�gbarkeit an polizeilichen Kr�ften (incl. „Community Sup-
port Officers“ und „Street Wardens“) gaben dem Gesamtprozess Antrieb;

Z umgesetzte Maßnahmen bezogen sich konsequenter als vorher auf die
Ergebnisse der Auswertearbeit („intelligence and crime pattern analysis“);

Z Anhalte- und Durchsuchungsrechte („stop and search powers“) wurden ge-
rade an Brennpunkten verst�rkt genutzt, wobei die eingesetzten Kr�fte �ber
die Bereitstellung besserer Auswertungsdaten in ihrer Entscheidungs-
findung hinsichtlich der Durchf�hrung von Maßnahmen eine bessere Unter-
st�tzung hatten.

Z verbesserte �berwachung von Verd�chtigen;

Z Beschleunigung von Verfahren;

Z konsequentere �berpr�fung von Kautionsauflagen.

Von unsch�tzbarem Wert wird das besondere Maß bewertet, das hinsichtlich der
Verpflichtung eingesetzter Kr�fte gegen�ber der Maßnahme festzustellen war.
Um Motivation auch zuk�nftig aufrechterhalten zu k�nnen, werden weitere
Erfolge als notwendig angesehen.
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Als eher erfolgshemmende Faktoren f�hrt das Home Office auf:

Z Andauernd unzureichende M�glichkeiten der Polizeidienststellen im Hin-
blick auf die Erhebung und Auswertung von Informationen im Allgemeinen
und Schwierigkeiten im Hinblick auf Einstellung und Besch�ftigung quali-
fizierter Analysten;

Z beschr�nkte M�glichkeiten anderer Dienststellen (agencies), ihren Teilauf-
trag tats�chlich umzusetzen;

Z anhaltende Schwierigkeiten hinsichtlich der Gew�hrleistung von Zeugen-
identifizierungen;

Z das Balancieren zwischen hochpriorisiert zu bek�mpfender Raub- und
Straßenkriminalit�t und anderen polizeilichen Priorit�tensetzungen.

Weitere Informationen

Home Office, Street Crime Action Team, Room 478, 50 Queen Anne‹s Gate,
London SW1H 9AT

Internet: http://www.crimereduction.gov.uk/streetcrime

eMail: norma.fairman@homeoffice.gsi.gov.uk
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Nationale Initiative zur Reduzierung von Haus- und
Wohnungseinbr�chen (Reducing Burglary Initiative – RBI)
in Großbritannien

Organisation

Die Initiative zur Reduzierung von Haus- und Wohnungseinbr�chen (Reducing
Burglary Initiative – RBI – [urspr�nglich „Burglary Reduction Initiative“]) ist
ein Baustein des im Juli 1998 vorgestellten nationalen Programms zur Senkung
der Kriminalit�tsraten (Crime Reduction Programme – CRP). Weitere Bau-
steine sind u. a. das „Locks for Pensioners scheme“, ein F�rderprogramm f�r
Maßnahmen der technischen Pr�vention f�r einkommensschwache Rentner,
sowie die „Targeted Policing Initiative“, die auf die Verhinderung der Nutzung
gestohlener Waren abzielt.

W�hrend die Gesamtverantwortung f�r die RBI auf nationaler Ebene beim
Home Office liegt, sind f�r Planung und Umsetzung von Aktivit�ten auf lokaler
Ebene die geschaffenen Partnerschaften gegen Kriminalit�t und St�rungen der
�ffentlichen Ordnung („Crime and Disorder Partnerships“) verantwortlich. Un-
terst�tzung u. a. in Form von Beratung und Zurverf�gungstellung von Praxis-
anleitungen leisten neben dem Home Office insbesondere die Nichtregierungs-
organisationen Crime Concern und National Association for the Care and
Resettlement of Offenders (NACRO).

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Crime Reduction Programme (CRP) werden Finanzmittel f�r Projekte
zur Verf�gung gestellt, von denen wesentliche und nachhaltige Auswirkungen
im Hinblick auf eine Senkung der Kriminalit�t erwartet werden. Die Bek�mp-
fung von Einbruchsdiebst�hlen ist einer der Kernbereiche des Programms. Ob-
wohl die Zahl angezeigter Einbr�che in den letzten acht Jahren um mehr als
40 % gesunken ist, wird der Haus- und Wohnungseinbruch immer noch als
wesentliches Kriminalit�tsproblem bewertet. So wurden in den zw�lf Monaten
bis September 2000 in England und Wales 417.380 Einbr�che registriert, was
einem Anteil von etwa 20 % an der Gesamtkriminalit�t entspricht. Gem�ß Bri-
tish Crime Survey entfielen 1999 auf weniger als 1 % der Haushalte in England
und Wales 42 % aller Haus- und Wohnungseinbr�che.

Die Reducing Burglary Initiative zielt darauf ab, das Einbruchsproblem auf
nationaler Ebene zu verringern, in dem Pr�ventions- und Bek�mpfungsmaß-
nahmen auf die am st�rksten betroffenen Gebiete konzentriert werden. So sah
die Initiative zun�chst vor, �ber einen Zeitraum von drei Jahren f�r ungef�hr
500 Nachbarschaftsbezirke mit hoher Einbruchskriminalit�t insgesamt �ber 50
Millionen Pfund f�r Projekte der Einbruchsbek�mpfung zur Verf�gung zu stel-
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len. In einer ersten Runde ab April 1999 sollten etwa 60 Modellprojekte, sog.
„Strategic Development Projects“ (SDPs), gef�rdert werden. Bei diesen musste
es sich um Wohngegenden mit 3.000 bis 5.000 Haushalten handeln, deren Ein-
bruchsrate �ber drei Jahre mindestens das Doppelte des 27 Einbr�che auf 1.000
Haushalte betragenden Landesdurchschnitts erreicht hat. Kleinere Gebiete
konnten sich bewerben, soweit dort wenigstens 100 Einbr�che pro Jahr regis-
triert waren. In einer zweiten Runde sollten urspr�nglich weitere 350 bis 400
Projekte mit einer Abdeckung von etwa 1,5 Millionen Haushalten in hochbelas-
teten Gebieten hinzukommen. In der zur Konsolidierung und Entwicklung wei-
terer Maßnahmen gedachten abschließenden dritten Runde sollten noch einmal
60 Projekte gestartet werden.

Von den Projekten wurde bzw. wird verlangt:

Z eine Lageanalyse sowie die darauf aufbauende Formulierung anspruchsvol-
ler Reduktionsziele,

Z die Zusammenarbeit mit �rtlichen Partnern und Beratern regionaler Unter-
st�tzungsteams zur Entwicklung einer strategischen und innovativen Her-
angehensweise an das Einbruchsproblem,

Z die Umsetzung der Strategie, womit konkret ein Mix erprobter und innova-
tiver Taktiken gemeint ist,

Z die Zusammenarbeit mit einem Team unabh�ngiger Forscher zur Evaluation,
welche Projektbestandteile warum erfolgreich waren und welche Lehren da-
raus zu ziehen sind.

Bei Vorliegen der o. g. Voraussetzungen konnten Projekte der ersten Runde
ohne Ber�cksichtigung der Gr�ße ihres Einbruchsproblems 60.000 Pfund
F�rdermittel beantragen. Unter bestimmten Voraussetzungen konnten zudem
Folgemittel beantragt werden. In sp�teren Runden konnten bzw. k�nnen die
Projekte f�r jeden Einbruchsdiebstahl der letzten drei Jahre 100 Pfund bean-
tragen.

Sachstand/Erfahrungen

Im April 2001 wurde mit der Abdeckung von zwei Millionen Haushalten in
England und Wales ein wichtiges Projektziel erreicht. F�r die F�rderung von
250 lokalen Teilprojekten wurden insgesamt 26 Millionen Pfund investiert.

Von den 125 Projekten, die sich 1998 an der ersten Ausschreibungsrunde be-
warben, wurden 63 als Modellprojekte ausgew�hlt. Diese decken 220.000
Haushalte ab, f�r die 1998 18.000 Einbr�che registriert wurden. Die Projekte
wurden von Beginn an durch eine intensive Evaluation begleitet, da die Ergeb-
nisse in die weiteren Runden einfließen sollten.

Eigentumskriminalit�t

36



Die zweite Runde wurde im Oktober 1999 mit einer Seminarreihe f�r interes-
sierte Polizeien bzw. Partnerschaften gestartet, um diesen Hilfestellungen hin-
sichtlich der Analyse ihres Einbruchsproblems und der Fertigung einer ord-
nungsgem�ßen Bewerbung zu geben. Von 173 Bewerbungen wurden 161 be-
r�cksichtigt, was eine Abdeckung von 660.000 Haushalten bedeutet, f�r die im
letzten Jahr 44.000 Einbr�che registriert wurden. Auch die Projekte der zweiten
Runde werden evaluiert, allerdings mit weniger Aufwand als die der ersten
Runde.

Ausschreibungsrunde 3 wurde im April 2000 eingeleitet. Einer der Unter-
schiede zu den ersten beiden Runden ist die Absenkung der Einbruchsquote
auf nur noch das 11/2-fache des nationalen Durchschnitts. Die Projekte werden
– von Ausnahmen abgesehen – nicht mehr in der anf�nglich geforderten Kon-
sequenz beforscht (Anm.: das Home Office spricht von einer „light touch“
evaluation).

Wie eine fr�he Publikation des Home Office offenlegt (Tilley, Nick/Pease,
Ken/Hough, Mike/Brown, Rick: Burglary Prevention: Early lessons from the
Crime Reduction Programme. Crime Reduction Research Series Paper 1, Lon-
don 1999), zeigten sich in Runde 1 der RBI Schwierigkeiten hinsichtlich der
Auswahl der Projektgebiete, d. h. die Identifizierung von R�umen mit den not-
wendigen Einbruchsbelastungen. Ein Problem bestand u. a. darin, die auf poli-
zeilichen Zust�ndigkeitsgrenzen basierenden Einbruchszahlen mit den Haus-
haltsdaten der Kommunen in Einklang zu bringen.

Im Hinblick auf die Erarbeitung von lokalen Strategien zur Kriminalit�ts-
bek�mpfung liegt eine Studie des Home Office vor (Curtin Liz/Tilley, Nick/
Owen, Mark/Pease, Ken: Developing Crime Reduction Plans: Some Examples
from the Reducing Burglary Initiative. Crime Reduction Research Series Paper
7, London 2001), die in Form einer Anleitung nutzbar sein soll f�r Praktiker,
die einen Projektplan zur Kriminalit�tsreduktion zu erarbeiten haben. Die In-
halte, die nicht nur im Bereich der Einbruchsbek�mpfung anwendbar sind, re-
flektieren (britische) Anforderungen, wie sie im Rahmen des CRP formuliert
sind.

Basierend auf den Erfahrungen dreier Modellprojekte geht die Studie u. a. ein
auf:

Z die Identifizierung von Risikopopulationen. Diese k�nnen geografisch oder
in Form „virtueller“ Gemeinden gebildet werden. W�hrend erstgenannte
M�glichkeit sich auf die Einteilung entsprechend den Zust�ndigkeitsgren-
zen von polizeilichen Dienstbezirken bezieht, meint letztgenannte die Zu-
sammenfassung z. B. der risikobelasteten Gruppe der Studenten auf gesamt-
st�dtischer Ebene. M�glichkeiten und Probleme werden dargestellt.

Z die Problemanalyse bezogen auf hochrisikobelastete Populationen. Ziel-
objekte der Analyse sind der f�hige und motivierte T�ter, das geeignete
und zug�ngliche Zielobjekt und die Gr�nde, die den T�ter verleiten k�nnen
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zu glauben, das Ziel sei zug�nglich. M�glichkeiten und Probleme werden
dargestellt; die notwendige Zusammenarbeit von Analytiker, Polizeiprakti-
ker und -planer wird erl�utert.

Z die Strategiefindungsphase. Erl�utert werden u. a. die Formulierung von
(Reduktions)Zielen, quantifizierbaren Ergebnissen, Meilensteinen etc.

Z die Projekt�berwachung.

Z die Sicherung von Projekten auf Dauer auch ohne dauerhafte staatliche
finanzielle Unterst�tzung (z. B. durch �berf�hrung einer Initiative in die
Regelaufgaben der beteiligten Partner).

Z die Entwicklung eines Handlungsplanes (action plan).

Z die Sch�tzung/Berechnung der Projektkosten (einschließlich Personalkos-
ten).

Weitere Informationen

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Policing and
Reducing Crime Unit, Clive House, Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail: PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk

Home Office, Crime Reduction-Website

Internet: http://www.crimereduction.gov.uk/cpindex.htm

Crime Concern, Beaver House, 147–150 Victoria Road, Swindon, SN1 3UY
Wiltshire

Internet: http://www.crimeconcern.org.uk

eMail: info@crimeconcern.org.uk

NACRO, 169 Clapham RoadLondon SW9 0PU

South Bank University, Burglary Reduction Evaluation

Internet: http://www.sbu.ac.uk/cpru
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OperationRuhige Ferien („Op�rationTranquillit�Vacances“)
– ein landesweites Projekt in Frankreich

Organisation

2001 wurde erstmals das landesweite Projekt „Ruhige Ferien“ in Frankreich
durchgef�hrt. Basis sind jeweils Lokale Sicherheitsvertr�ge („contrat local de
securit�“), mit denen sich Polizeibeh�rden und Beh�rden zur Zusammenarbeit
in Fragen der lokalen Sicherheit verpflichten. Ebenfalls einbezogen sind
Dienststellen der Gendarmerie.

F�r das Projekt stehen keine eigenen Finanzierungsmittel zur Verf�gung. Kos-
ten, die aus der Bekanntmachung entstehen, werden von den Kommunen oder
den regional ans�ssigen Versicherungsfirmen getragen.

Konzeptioneller Ansatz

Leerstehende H�user sind in den Sommerferien (Juli und August) ein beliebtes
Ziel f�r Einbrecher. Durch das Projekt „Ruhige Ferien“ soll den heimkehrenden
Urlaubern die �berraschung eines Einbruchs in ihr Haus erspart bleiben. Mit
dem Projekt wird den B�rgern die M�glichkeit geboten, ihre l�ngerfristige Ab-
wesenheit den �rtlichen Polizei- und Gendarmeriedienststellen zu melden. Die
Polizei reagiert dann mit verst�rkter Pr�senz im Umfeld der gemeldeten H�user,
pr�ft Schl�sser und T�ren der gemeldeten Objekte auf Sicherheit und nimmt
Kontakt mit der Nachbarschaft auf, um fr�hzeitig „ungew�hnliche“ Begeben-
heiten im Wohnumfeld zu registrieren.

Sachstand/Erfahrungen

Die Einwohner wurden regional �ber Presse und Brosch�ren �ber das Projekt
„Ruhige Ferien“ informiert. Daraufhin meldeten im Jahr 2001 mehr als 116.000
Hausbesitzer ihre Abwesenheit (z. B. Urlaub) ihrer regionalen Polizei- bzw.
Gendarmeriedienststelle. Dadurch konnten in den unter Beobachtung stehen-
den Wohnvierteln 1.664 Einbrecher ergriffen werden. Weiterhin stehen 2.696
Personen unter Verdacht, einen Einbruch begangen zu haben. Nur 0,22 % der
beobachteten H�user wurden Zielobjekt einer Straftat.

Exemplarisch f�r das Projekt „Ruhige Ferien“ seien die Maßnahmen und Er-
gebnisse aus dem „�rtlichen Sicherheitsvertrag von La Ville du Bois“ vor-
gestellt:

Auf Grundlage dieses Vertrages wurden die Polizei- und Gendarmeriedienst-
stellen der St�dte La Ville du Bois, Leuville sur Orge, Linas, Longpont sur
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Orge, Marcoussis, Montlhery und Nozay mit dem Projekt „Ruhige Ferien“ be-
traut. Einbezogen wurden ebenfalls private Sicherheits- und Wachdienste.

Zu Beginn des Projektes wurde die Bev�lkerung darauf aufmerksam gemacht,
ihre H�user m�glichst gesichert zu verlassen. Die Polizei zeigte verst�rkte Pr�-
senz vor Ort. Im Nachhinein wurden zunehmend Alarm- und �berwachungs-
anlagen installiert. Die Nachtstreifen wurden erh�ht und die Einwohner auf-
gefordert, ihre Abwesenheit den entsprechenden Dienststellen zu melden. Da-
raufhin konnte ein R�ckgang an Hauseinbr�chen von 23,3 % verzeichnet wer-
den. W�hrend im Jahr 2000 noch 133 Einbr�che in drei der aufgef�hrten St�dte
ver�bt wurden, lag die Anzahl der Einbr�che in den selben St�dten 2001 bei
102. In den ersten acht Monaten des Jahres 2002 kam es zu 59 Einbr�chen, was
einem R�ckgang von 13,2 % entspricht. Das im Einzugsgebiet La Ville du Bois
durchgef�hrte Projekt wird als exemplarisch f�r ganz Frankreich angesehen.

Weitere Informationen

Direction G�n�rale de la Gendarmerie Nationale, Pr�vention, 35 rue St Didier,
75775 Paris Cedex 16

eMail: dg.prevengend@wanadoo.fr

Eigentumskriminalit�t

40



Pr�vention des (wiederholten) Einbruchsdiebstahls in
�ffentlichen Wohnsiedlungen
(Kirkholt Project/Großbritannien)

Organisation

Das sog. „Kirkholt Burglary Prevention Project“ wurde als nationales Demons-
trationsprojekt zwischen 1986 und 1990 in der Wohnsiedlung Kirkholt der Stadt
Rochdale (ca. zehn Meilen n�rdlich von Manchester) durchgef�hrt.

Verantwortlich f�r die Evaluation war das Home Office, das im Zeitraum 1985
bis 1990 fast 300.000 Pfund in das Projekt investierte. Die Durchf�hrung oblag
einem Projektteam unter Beteiligung der Forscher des Home Office und der
Universit�t von Manchester, �rtlichen Beh�rden (z. B. Wohnungsbeh�rde),
Polizei (Greater Manchester Police) und Bew�hrungshelfern. Auch wenn eine
klare Federf�hrung nicht festgelegt war, sah die Organisation in der ersten
Phase (bis September 1987) so aus, dass die Universit�t von Manchester die
Mittel erhielt, um alle Projektelemente zusammenzubringen, w�hrend die Be-
w�hrungshilfe und vor allem die Polizei Personal zur Verf�gung stellten. In
der zweiten Phase (bis M�rz 1990) lag die Budgetverantwortung und Hauptlast
bei der Bew�hrungshilfe.

Konzeptioneller Ansatz

Bei 2.280 Wohnungen wurden im Jahr vor Start der Maßnahmen (1986/7 –
Anm.: Jahreszahlen beziehen sich immer auf die Zeitr�ume M�rz bis Februar)
526 Einbr�che („burglaries“) registriert, was einer Quote von fast 25 % der
Haushalte entsprach. Im Vergleich dazu lag die nationale Quote bei 2 %. Die
Situation wurde auch deshalb als dramatisch eingestuft, da 90 % der Wohnein-
heiten einem Typ entsprachen, der gem�ß British Crime Survey lediglich eine
mittlere Viktimisierungsrate im Bereich Einbruch aufwies.

Zweck des Projektes war die Einbruchspr�vention in einer klar eingrenzbaren
und identifizierbaren Gemeinde. Teilziele betrafen die Entwicklung effektiver
beh�rden�bergreifender Zusammenarbeit sowie die Mobilisierung der Ge-
meinde zum Selbstschutz.

Das Projektteam startete seine Arbeit mit einer Problemdiagnose. Neben der
Konsultation relevanter lokaler Gruppen wurden in strukturierten Interviews
zun�chst 76 verurteilte Einbrecher, 237 Opfer und 136 Nachbarn von Opfern
befragt. Zudem wurden polizeiliche Anzeigen ausgewertet. Die Arbeit zeigte
u. a. auf, dass Einbruchsdiebstahl in Rochdale ein lokal stark begrenztes Prob-
lem war: In 63 % der F�lle wohnten die T�ter nicht mehr als eine Meile von der
Tat�rtlichkeit entfernt. Die Datenlage machte jedoch auch die Orientierung auf
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Opfer zwingend, da das Risiko bereits viktimisierter Wohneinheiten erneut
Opfer eines Einbruchsdiebstahls zu werden mehr als viermal h�her lag als
das Risiko eines ersten Einbruchs.

Die Pr�vention wiederholter Viktimisierung wurde daher zentrales Anliegen in
der ersten Projektphase.

Modus operandi-bezogen hatte sich als h�ufigste Form des Einbruchs (Quote:
49 %) der Gelddiebstahl von in den Wohneinheiten angebrachten Strom- und
Gaskostenz�hlern erwiesen. Dabei handelte es sich um eine gew�hnliche Form
der Vorausbezahlung von Nebenkosten in Mietwohnungen bei Personen mit
niedrigem Einkommen.

Auf der Basis umfangreicher Daten entwickelte das Projektteam unter Betei-
ligung so vieler Institutionen und Gruppen wie m�glich einen Maßnahmenplan.
Dieser umfasste:

Z den Ersatz der Z�hler durch bargeldlose Ger�te bzw. durch andere Zahlungs-
formen (Mechanismus: Beseitigung von Tatzielen/Tatobjekten);

Z die technische Sicherung von viktimisierten Wohneinheiten (Mechanismus:
Zielh�rtung): Die Maßnahme orientierte sich strikt an den erkannten Modi
Operandi, die zudem weiterhin analysiert wurden, so dass �nderungen im
Rahmen der sicherheitstechnischen Beratung ber�cksichtigt werden konnten;

Z die Einf�hrung sog. „Cocoon Neighborhood Watch“ (Mechanismus: gr�ße-
res Entdeckungsrisiko aus T�tersicht und erh�htes Maß an sozialer Kontrol-
le) im M�rz 1987: Bewohner von f�nf bis sechs Wohnungen, die an eine
Wohnung angrenzten, in die eingebrochen worden war, wurden gebeten
diese Wohnung zu beobachten und jede verd�chtige Situation zu melden.
Ließen sich die Nachbarn auf eine Kooperation ein, wurden auch sie in die
Maßnahmen der technischen Pr�vention („security uprating“) einbezogen.

In der ersten Phase des Projekts war die Unterst�tzung der Betroffenen durch
die Gemeinde ein wichtiges Element, d. h. Projektmitarbeiter besuchten die
Opfer, boten ihnen Hilfe an oder �bernahmen die Funktion, eine „Cocoon
Neighborhood Watch“ zu bilden.

In der zweiten Projektphase verschob sich der Schwerpunkt in Richtung poten-
zielle und erkannte T�ter. Die in der ersten Phase umgesetzten Elemente der
Pr�vention wurden beibehalten und erg�nzt u. a. um:

Z �berwachung von T�tern in der und durch ihre Gemeinde: Die Zusammen-
arbeit zwischen Bew�hrungshilfe, Gemeinde und T�tern wurde intensiviert.
�rtliche T�ter erhielten auf Empfehlung der Bew�hrungshilfe Bew�hrungs-
auflagen („probation orders“), um Gruppenarbeitsprogrammen („group
work programmes“) in der Gemeinde zugewiesen zu werden. In diesem Rah-
men wurden den T�tern Hilfe und Unterst�tzung bezogen auf ihre speziellen
sozialen Probleme offeriert.
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Z Einrichtung einer lokalen Spar- und Kreditkooperative (Kirkholt Credit
Union): Die Idee dazu resultierte aus der 1986 er T�terbefragung, in der
private Schulden und Geldn�te als prim�re Motivation f�r die Begehung
der Einbruchsdiebst�hle genannt worden waren.

Z Kriminalpr�ventionsprogramm in der �rtlichen Schule: Ziel der Maßnahme
war es, �ber ein vielf�ltiges Programm negativen Einfallsreichtum junger
Menschen in Richtung positiver Formulierung einer Gemeindeinitiative zu
kanalisieren. Zielgruppe waren Sch�ler zwischen 14 und 18 Jahren, d. h. in
einem Alter, ab dem tendenziell mit verst�rkter Delinquenz zu rechnen ist.

Sachstand/Erfahrungen

Ausgehend von dem Ziel der Einbruchspr�vention war das Projekt �ber die
Dauer seiner Laufzeit �beraus erfolgreich: In der ersten Phase fiel die Zahl
der Einbr�che in den ersten f�nf Monaten nach Beginn des Programms im
Vergleich zu 1986 um 40 %. Wiederholte Viktimisierungen fielen im gleichen
Zeitraum auf Null und stiegen in den nachfolgenden Monaten nie �ber 2 %.

In der zweiten Phase fiel die Zahl der Einbr�che im Zeitraum von M�rz 1987 bis
Februar 1988 um 58 %, von 1987 bis 1989 um 68 % und von 1987 bis 1990 um
75 %.

Die Anzahl der Einbr�che ging von 512 im Jahr 1986 auf 317 im Jahr 1987, auf
170 im Jahr 1988 und auf 145 im Jahr 1989 zur�ck.

Weder in der ersten noch in der zweiten Projektphase wurden Anzeichen f�r
eine r�umliche Verlagerung („displacement“) von Straftaten gefunden.

Auch wenn die Forscher keine Aussagen dazu machen konnten, welchem der
Elemente die Kriminalit�tsr�ckg�nge insbesondere zugewiesen werden k�n-
nen, wurde vor allem die Nachbarschaftshilfe in Form von „Cocoon Neigh-
borhood Watch“ als erfolgreich bewertet. 1990 deckten 93 „Cocoon Watch
Schemes“ bei einer durchschnittlichen Mitgliedschaft von 20 bis 25 Haushalten
90 % der Haushalte ab.

Interessante Forschungsergebnisse betrafen u. a. die Zielgruppe der Neumieter,
die prozentual viel h�ufiger viktimisiert wurden als alteingesessene Mieter.
Dies wurde nicht als Sorglosigkeit interpretiert, sondern eher der Tatsache zu-
geschrieben, dass informelle �berwachung nur dann funktionieren kann, wenn
Mieter einander kennen. Es wurde insoweit ein Projekt gestartet, das neue Mie-
ter nicht nur in „Home Watch“ (so ein anderer Titel f�r Nachbarschaftshilfe)
einf�hren sollte, sondern diesen zudem einen unentgeltlichen „security check“
unterbreitete.

Das Demonstrationsprojekt wurde unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten auch
in wirtschaftlicher Hinsicht als vorteilhaft bewertet.
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Replikationsstudien zu Kirkholt wurden Anfang der 90 er Jahre im Rahmen des
Safer Cities-Programms durchgef�hrt. Insgesamt weniger erfolgreich, handelte
es sich zudem um keine strikten Replikationen, da in der Umsetzung Unter-
schiede hinsichtlich der Methoden, Kontexte und Wirkungsmechanismen be-
standen.

Weitere Informationen finden sich bei:

Forrester, David/Chatterton, Mike/Pease, Ken: The Kirkholt Burglary Preven-
tion Project, Rochdale. In: Crime Prevention Unit Series Paper 13. Home Office
1988

Forrester, David/Frenz, Samantha/O’Connell, Martin/Pease, Ken: The Kirk-
holt Burglary Prevention Project, Phase II. In: Crime Prevention Unit Series
Paper 23. Home Office 1990

Tilley, Nick: After Kirkholt – Theorie, Method and Results of replication
evaluations. In: Crime Prevention Unit Series Paper 47. Home Office 1993

Weitere Informationen

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Policing and
Reducing Crime Unit, Clive House, Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail: PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk

Home Office, Crime Reduction-Website

Internet: http://www.crimereduction.gov.uk/cpindex.htm
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Pr�ventive Bek�mpfung des Diebstahls von Mobiltelefonen
in Großbritannien

Organisation

Im Januar 2001 hat der Home Secretary (Innenminister) eine Lenkungsgruppe
unter Einbeziehung aller betroffener Parteien (Regierung, Polizei, Vertreter der
Industrie) eingerichtet, um sich dem Problem des (r�uberischen) Diebstahls von
Mobiltelefonen anzunehmen.

Konzeptioneller Ansatz

330.000 Mobiltelefone wurden nach Sch�tzungen des Home Office, die auf der
Basis polizeilicher Daten angestellt wurden, im Zeitraum 2000/2001 gestohlen.
Auf der Basis anderer Untersuchungen (British Crime Survey und zwei Unter-
suchungen an Schulen) betr�gt die Anzahl sogar 710.000. Bei 28 % (26.300)
aller r�uberischen Diebst�hle sind jetzt auch Mobiltelefone betroffen; vor drei
Jahren betrug die Rate lediglich 8 % (5.500). Der Anstieg wird teilweise darauf
zur�ckgef�hrt, dass sich die Zahl der Mobiltelefonbesitzer seit 1995 versechs-
facht hat. Die Zahlen zeigen jedoch auch, dass r�uberische Diebst�hle, bei
denen Mobiltelefone betroffen sind, viel st�rker ansteigen als Raub�berf�lle
im Allgemeinen.

Auf der Basis dieser und weiterer vom Home Office unter dem Titel „Mobile
Phone Theft“ ver�ffentlichter Erkenntnisse (siehe dazu http://www.gov.uk/rds/
pdfs/hors235.pdf) verfolgt die eingerichtete Lenkungsgruppe drei Hauptaktivi-
t�ten:

(1) Die �ffentlichkeit soll in st�rkerem Maße daf�r sensibilisiert werden, wel-
che Sicherheitsmerkmale Mobiltelefone bereits jetzt haben und wie sich die
Besitzer vor Raub�berf�llen sch�tzen k�nnen

(2) Die Zusammenarbeit zwischen den Herstellern und der Polizei soll verbes-
sert werden

(3) Die Sicherheitsmaßnahmen und -praktiken f�r gegenw�rtige Mobiltelefone
und solche der dritten Generation sollen verbessert werden.

Sachstand/Erfahrungen

Z �ffentlichkeitsarbeit:

Im Sommer 2001 erstellte das Home Office f�nf Millionen Pr�ventionsbro-
sch�ren und brachte diese mit Hilfe der Polizei, der Schulen und der Einzel-
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h�ndler in Umlauf. Darin wurden die Nutzer von Mobiltelefonen darauf auf-
merksam gemacht, wie sie sich davor sch�tzen k�nnen, selbst Opfer einer Straf-
tat zu werden. Dies beinhaltete die st�rkere Verwendung der PIN-Nummer, die
Registrierung beim Betreiber und die Sicherheitskennzeichnung des eigent-
lichen Handys. Etliche Polizeidienste, Einzelh�ndler und Betreiber erstellten
�hnliche Brosch�ren f�r eine breit angelegte Streuung. Mobiltelefonbetreiber
boten dar�ber hinaus auf ihren Web-Seiten Sicherheitsratschl�ge an und die
Hersteller nahmen in st�rkerem Maße Sicherheitshinweise in ihren Hand-
b�chern auf. Weitere Maßnahmen umfassen die Kennzeichnung von Handys
durch die Polizei und die Durchf�hrung kriminalpr�ventiven Unterrichts durch
die Polizei in Schulen.

Z Gemeinsame Datenbank gestohlener IMEI-Nummern:

Dem vom Home Office vorgelegten Bericht zum Ausmaß des r�uberischen
Diebstahls von Mobiltelefonen wurde in der �ffentlichkeit, den Medien und
dem Parlament große Aufmerksamkeit gewidmet. Er f�hrte auf der Seite der
Hersteller zu weiteren Maßnahmen, um gestohlene Handys zu deaktivieren, um
den Diebstahlsanreiz zu reduzieren. Im Februar 2002 gaben die beiden Netz-
betreiber Vodafone und O2, die gestohlene Handys nicht sperren lassen konn-
ten, bekannt, dass sie in die notwendige Technologie investieren w�rden, um
hier nachzubessern. Seit Ende August 2002 sind die f�nf wesentlichen Netz-
betreiber im Vereinigten K�nigreich (O2, Vodafone, T Mobile, Orange, Virgin)
in der Lage, ein gestohlenes Handy in ihrem Netz zu sperren, in dem sie sich auf
die eindeutige Ger�tekennung der Handys, die International Mobile Equipment
Identity (IMEI)-Nummer beziehen.

Dar�ber hinaus entwickeln die Netzanbieter bis Oktober 2002 ein zentrales
Ger�teerkennungsregister (Central Equipment Identity Register – CEIR), wo-
bei sie auf die Angebote des Global System for Mobiles Association (GSMA)
zur�ckgreifen. Das CEIR soll es ihnen erm�glichen, Informationen zu gestoh-
lenen Handys netz�bergreifend bereitzustellen. Anbieter�bergreifend werden
unter Nutzung der IMEI-Nummer gestohlene Handys gesperrt, so dass sie in-
nerhalb des Vereinigten K�nigreichs nutzlos sind.

Z Einf�hrung eines Straftatbestandes „Umprogrammierung von Mobiltele-
fonen“:

Da die Sperrung von Handys nicht greift, wenn die IMEI-Nummer ge�ndert
wird, was in der Vergangenheit relativ einfach machbar war, hat die britische
Regierung mit dem Mobile Telephones Re-programming Act 2002 eine Rechts-
vorschrift geschaffen, die voraussichtlich im Oktober 2002 in Kraft gesetzt
wird. Damit werden die unbefugte �nderung der IMEI-Nummer und die
Herstellung bzw. das Anbieten von Ger�ten zu diesem Zweck unter Strafe ge-
stellt. Die Polizei plant zielgerichtete Eins�tze zur Durchsetzung dieser in Eng-
land, Schottland und Nordirland g�ltigen Rechtsvorschrift. In Zusammenarbeit
mit dem Crown Prosecution Service (Staatsanwaltschaft) werden gemeinsame
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Richtlinien f�r die Anzeige- und Anklageerhebung entwickelt. Dar�ber hinaus
�bt die britische Regierung Druck auf die wesentlichen Hersteller aus, damit
diese den internationalen Sicherheitsstandard einhalten und so das Problem der
Umprogrammierung an der Wurzel beilegen.

In Zusammenarbeit von Regierung, Polizei und Industrie wird eine wirksame
�ffentlichkeitskampagne entworfen, um �ber diese neuen Maßnahmen zu in-
formieren.

Z Weitere Aktivit�ten:

Die britische Regierung �bt weiterhin Druck auf die Netzbetreiber und Her-
steller aus, damit diese zuverl�ssige Sicherheitsstrategien f�r Mobiltelefone
der dritten Generation erarbeiten.

Dar�ber hinaus arbeitet die Regierung mit der Industrie und der Polizei bei der
Entwicklung eines Informationspaketes f�r Lehrer zusammen, das schwer-
punktm�ßig den Diebstahl von Mobiltelefonen und Sicherheitsaussagen behan-
delt und im neuen Lehrplanbereich „Staatsb�rgerkunde“ eingesetzt werden
soll.

Weitere Informationen

Home Office, Policing and Crime Reduction Group, 50 Queen Anne’s Gate,
SW1H 9AT London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk
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Secured Car Parks (SCP) – Verringerung Kfz-bezogener
Diebstahlskriminalit�t in Großbritannien

Organisation

Das „Secured Car Park“-Programm (SCP) wurde im September 1992 durch die
Vereinigung britischer Polizeipr�sidenten (Association of Chief Police Officers
– ACPO) als Ableger der „Secured by Design“-Initiative geschaffen. Es sollte
Betreiber �ffentlicher Parkpl�tze – Parkh�user bzw. ebenerdige Parkpl�tze und
Tiefgaragen, keine Parkstreifen entlang von Straßen – zur Durchf�hrung sicher-
heitsbezogener Anstrengungen ermutigen, um so einen Beitrag zur Verringe-
rung Kfz-bezogener Diebstahlskriminalit�t zu leisten. Als sog. „award scheme“
zeichnet das Programm die Parkpl�tze/Parkh�user in England und Wales aus,
die bestimmte Sicherheitsstandards erreichen. Die Auszeichnung erfolgt typi-
scherweise in Form eines Zertifikates oder in Form einer Tafel, die an heraus-
ragender Stelle am Parkplatz angebracht wird.

Verantwortlich f�r das Programm war urspr�nglich die britische „Automobile
Association (AA)“, wobei von Beginn an polizeiliche „Architectural Liaison
Officers (ALOs)“ daf�r zust�ndig sind, das Erreichen festgelegter Standards im
Rahmen von Inspektionen zu �berpr�fen.

Abh�ngig vom erreichten Sicherheitsstandard wurden in der Anfangszeit SCP-
Auszeichnungen in Silber oder Gold vergeben, die beide allerdings ein Sicher-
heitsniveau voraussetzten, das bei der Mehrzahl der gesch�tzten 20.000 Park-
pl�tze/Parkh�user in England und Wales bauartbedingt nicht zu erreichen war.
Anders sah die Situation bei Neubauten und gr�ßeren Umbaumaßnahmen aus,
da dort die Standards im Rahmen der Baumaßnahmen ber�cksichtigt werden
konnten.

1997 wurde das bisherige Auszeichnungssystem komplett �berarbeitet. Das
neue Programm wurde durch die Vereinigung britischer Versicherer („Associa-
tion of British Insurers – ABI“) finanziell unterst�tzt und durch eine Lenkungs-
gruppe unter Beteiligung von ACPO, AA, ABI, British Parking Association
(BPA) gesteuert. „Awards“ wurden nun f�r die Dauer eines Jahres vergeben;
die Verl�ngerung der Zuerkennung erforderte eine erneute �berpr�fung (Kos-
ten: 150 Pfund). Design- und Managementmerkmale aus den Bereichen �ber-
wachung, Abgrenzung zur Umgebung, Licht, Zufahrten f�r Kfz, Zug�nge f�r
Fußg�nger, Sicherheit, Beschilderung und Managementpraxis waren u. a. zu
ber�cksichtigen. Die Standards sind allerdings keine fixen Vorgaben, sondern
werden von seiten der ALOs unter Ausnutzung eines Ermessensspielraums
nach einem dem Risiko entsprechenden Ansatz („risk-commensurate appro-
ach“) vergeben: In mit Kriminalit�t h�her belasteten Gebieten werden h�here
Anforderungen an die Sicherheit gestellt als gegen�ber den Anlagen, die sich in
Gebieten mit geringerer Kriminalit�tsbelastung befinden.
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Seit dem vereinbarten Ausstieg des Sponsors ABI Ende 2001 kam es zu erneu-
ten organisatorischen �nderungen. Seitdem finanziert das Home Office die
Initiative (300.000 Pfund in 2002/03) und die BPA ist f�r die Verwaltung zu-
st�ndig.

Eine von Morgan Harris Brown und der Holden McAllister Partnership im
Auftrag des Home Office in sechs St�dten durchgef�hrte Wirkungsevaluation
incl. Kosten-Nutzen-Analyse bezieht sich auf den Stand Ende 2001.

Konzeptioneller Ansatz

Im Vergleich zu anderen europ�ischen Staaten verzeichnete Großbritannien
Ende der 80 er Jahre ein hohes Niveau im Bereich der Kfz-Kriminalit�t. Die
SCP-Initiative sollte einen wesentlichen Beitrag zur Verringerung der Kfz-Kri-
minalit�t dadurch leisten, dass Design und Beleuchtung �ffentlicher wie pri-
vater Parkpl�tze/Parkh�user verbessert werden und eine sichtbare �ber-
wachung installiert wird.

Eine nationale Zielvorgabe sah vor, dass bis zum Jahr 2000 2.000 Parkpl�tze/
Parkh�user die SCP-Auszeichnung besitzen sollten.

Sachstand/Erfahrungen

Ende 2001 waren lediglich etwas mehr als 1.000 Parkpl�tze mit dem SCP-
„Award“ ausgezeichnet. Die Anzahl der am Programm beteiligten Anlagen
hatte sich im Anschluss an die 1997 durchgef�hrten �nderungen in der Ver-
gabepraxis stetig erh�ht. Im Rahmen der Evaluation zeigte sich, dass die einer
Selbstbewertung dienende SCP-Anleitung jedoch auch in den F�llen, in denen
Betreiber sich nicht f�r die Auszeichnung beworben haben, h�ufig als Anre-
gung und Ideengeber genutzt wurde. Z. T. f�hrten politische Gr�nde auf kom-
munaler Ebene dazu, sich nicht am Programm zu beteiligen, auch wenn Park-
pl�tze/Parkh�user die vorgegebenen Standards erf�llt h�tten.

Die Initiative kann einen Beitrag zur Reduktion von Kfz-bezogener Diebstahls-
kriminalit�t und Kriminalit�tsfurcht vor allem dann leisten, wenn sie krimina-
lit�tsbelastete Parkpl�tze/Parkh�user betrifft. Niedrige Kriminalit�tsniveaus
lassen sich auch bei den Anlagen erreichen, bei denen die SCP-Standards im
Rahmen der Baumaßnahmen ber�cksichtigt wurden. Diese Anlagen werden in
der Regel auch seitens der Nutzer besser beurteilt bzw. als sicherer eingestuft.

Reduktionseffekte auf nationaler Ebene werden bislang jedoch durch die relativ
geringe Zahl der SCP-ausgezeichneten Anlagen begrenzt. Hier wird die M�g-
lichkeit gesehen, die Bedeutung der Initiative im Hinblick auf die Diebstahls-
pr�vention dadurch zu verbessern, dass sowohl die Zahl SCP-ausgezeichneter
Anlagen erh�ht als auch der Bekanntheitsgrad der Initiative generell und das
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�ffentliche Bewusstsein im Hinblick auf die Nutzung „sicherer“ Parkpl�tze
verbessert wird. In diesem Zusammenhang ist z. T. allerdings auch die Namens-
gebung der Initiative kritisiert worden, die �ber das Wort „secured“ ein zu hohes
Maß an Sicherheit vort�uschen k�nnte. Als Alternative wurde z. T. der Begriff
„Safer Car Park Scheme“ vorgeschlagen.

Wesentliche Faktoren im Hinblick auf die im objektiven wie auch subjektiven
Bereich erzielten bzw. erzielbaren Reduktionen betreffen formelle �ber-
wachungsmaßnahmen (einschließlich Streifen), Beleuchtung, Zugangskon-
trolle sowie ein sichtbar guter Bauzustand. Die Untersuchungen belegen, dass
saubere, hellere und besser gestaltete Anlagen durch die �ffentlichkeit als si-
cherer eingesch�tzt werden. Bei den im Hinblick auf wahrgenommene Sicher-
heit und Umgebungsfaktoren (Licht, Gestaltung, Sauberkeit) als am besten be-
werteten Anlagen handelte es sich ausnahmslos um relativ neue Parkh�user mit
niedrigen Kriminalit�tsniveaus. Drei von vier waren mit dem SCP-„Award“
ausgezeichnete Anlagen. Diese verf�gten regelm�ßig sowohl �ber CCTV als
auch �ber anwesendes (Sicherheits-)Personal und waren gut erhalten, sauber
und hell. Die Anlagen verf�gten zudem �ber andere Merkmale wie ausreichend
Platz zum Man�vrieren, markierte Fußg�ngerwege usw. Einige dieser Kriterien
sind zwar nicht Voraussetzung zur Erlangung des „Awards“, scheinen jedoch
Einfluss im Hinblick auf Reduktionen von Kriminalit�t und Kriminalit�tsfurcht
zu besitzen.

Die am schlechtesten bewerteten Anlagen waren zumeist alte, ebenerdige Park-
pl�tze mit durchweg h�heren Kriminalit�tsbelastungen.

In �bereinstimmung mit den SCP-Kriterien stehen die Evaluationsergebnisse
zum Management. Dieses wird deswegen als kritischer Erfolgsfaktor angese-
hen, da gut bewertete Parkpl�tze zu den besser gef�hrten geh�ren, deren Ma-
nagement zudem Wert auf Kundenzufriedenheit legt. Diese Anlagen sind
finanziell besser ausgestattet und legen mehr Wert z. B. auch auf die Mitarbei-
terfortbildung. Die Evaluationsergebnisse zeigen zudem, dass gute Sicherheits-
maßnahmen durch ein schlechtes Management untergraben werden k�nnen.

Nebeneffekte der Initiative betrafen eine verbesserte Zusammenarbeit zwi-
schen Polizei und Parkplatz-/Parkhausbetreibern sowie in einigen Gebieten
auch eine gr�ßere Betonung von parkplatzbezogenen Sicherheitsaspekten.

Trotz der z. T. hohen Kosten f�r die Erreichung und Erhaltung der SCP-Stan-
dards, die letztlich auch eine Barriere f�r Betreiber von Parkpl�tzen/Parkh�u-
sern darstellen, errechneten die Evaluatoren f�r die Maßnahme eine positive
Kosten-Nutzen-Relation. Es wird davon ausgegangen, dass hinsichtlich der
Sicherheit von Anlagen umgesetzte Verbesserungen sowohl zu einer vermehr-
ten Nutzung als auch zu gr�ßeren Ertr�gen f�r Betreiber f�hren k�nnen. Die
vermehrte Nutzung der Anlagen kann zudem zu einer vermehrten Nutzung der
Einrichtungen (z. B. Einkaufszentren) f�hren, in deren N�he oder auf deren
Gebiet sich die Parkpl�tze/Parkh�user befinden. Als im Hinblick auf zu erzie-
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lende Kosten-Nutzen-Effekte nachteilig wird der relativ geringe Bekanntheits-
grad des Programms genannt.

Der Evaluationsbericht von Smith, David/Gregson, Mick/Morgan, James ist
unter dem Titel „Between the lines: an evaluation of the Secured Car Park
Award Scheme“ als Home Office Research Study 266, M�rz 2003, �ber das
Home Office zu beziehen.

Weitere Informationen

Secured Car Park Award Scheme

Internet: http://www.securedcarparks.com/

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Policing and
Reducing Crime Unit, Clive House, Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail: PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk
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Stoppt den Einbrecher – ein Pr�ventionsprojekt in D�nemark

Organisation

Das Projekt „Stoppt den Einbrecher“ wurde in Kooperation zwischen dem
D�nischen Rat f�r Kriminalpr�vention und dem Verband d�nischer Versiche-
rungsunternehmen (Forsikring & Pension) durchgef�hrt. Es erstreckte sich auf
den Zeitraum von 1995 bis 1999. F�r das Projekt stand ein Budget von 5 Mio.
D�nische Kronen zur Verf�gung. Die finanziellen Mittel reichten jedoch nicht
aus, um das Projekt landesweit durchzuf�hren. Aus diesem Grund konzentrier-
ten sich die Maßnahmen auf die Regionen, in denen Wohnungseinbr�che ge-
h�uft auftraten.

Konzeptioneller Ansatz

In den 90 er Jahren stieg die Anzahl der Wohnungseinbr�che in D�nemark stark
an. Die Einbrecher zeichneten sich insbesondere durch professionelles und ziel-
orientiertes Handeln aus, indem sie ihr Diebesgut wie Bargeld, Schmuck, Fern-
seher, Radios, Computer und andere elektronische Ausstattungsgegenst�nde
bewusst ausw�hlten und dieses gewinntr�chtig zu 50–60 Prozent des Handels-
wertes ver�ußerten.

Mit dem Projekt „Stoppt den Einbrecher“ wurde das Ziel verfolgt, die Anzahl
der Wohnungseinbr�che in den betroffenen Gegenden zu reduzieren. Zu diesem
Zweck sollten die Einwohner, Hausbesitzer und Wohnungsbaugesellschaften
zu pr�ventivem Engagement ermutigt werden. Dar�ber hinaus sollte das Pro-
jekt dazu beitragen, „weniger erfahrene Einbrecher“ abzuschrecken und Ju-
gendliche vor einer kriminellen „Karriere“ als Einbrecher abzuhalten.

Das Projekt bestand aus drei Kernbereichen, die an den jeweiligen Projekt-
standorten vorgestellt und durchgef�hrt wurden:

(1) Nachbarschaftshilfe/Nachbarschaftsbeobachtung

Die Einwohner wurden zu pr�ventivem Engagement in der Form ermutigt, dass
sie an ihrem Wohnumfeld Interesse zeigen und ungew�hnliche Begebenheiten
der Polizei mitteilen. Mit ihrem Engagement sollten sie den Eindruck vermit-
teln, ihre Wohngegend (einschließlich tags�ber und dauerhaft leerstehender
H�user) sei belebt.

(2) Kennzeichnung von Wertgegenst�nden

Den Einwohnern wurde unentgeltlich Material zur Kennzeichnung ihrer Wert-
gegenst�nde bereitgestellt. Die mittels Gravur gekennzeichneten Gegenst�nde
sind f�r die Einbrecher schwer zu ver�ußern und von der Polizei wiederum
leichter zu identifizieren.
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(3) Verbreitung von Informationsmaterial

Im Rahmen des Projektes wurde kostenloses Informationsmaterial zur tech-
nischen und mechanischen Sicherung von H�usern (Fenstern, T�ren, Schl�s-
sern, Mobiliar, Licht und Alarm) verteilt.

Neben einem Video, das den Einbrecher w�hrend seiner kriminellen Handlung,
die sich anschließenden Ermittlungen der Polizei wie auch Interviews mit
Gesch�digten (von Wohnungseinbr�chen) zeigt, standen Dias, Brosch�ren,
Faltbl�tter und Aufkleber zur Verf�gung.

Sachstand/Erfahrungen

Die Einwohner zeigten großes Interesse und waren bei der Umsetzung von
Maßnahmen hoch motiviert. Im Rahmen des Projektes bildete sich ein soziales
Netzwerk u. a. aus Nachbarn, Polizei und Versicherungsunternehmen. Als wir-
kungsvoll erwies sich zudem die Zusammenarbeit von Einwohnervertretungen
und Polizei. Die verst�rkte Polizeipr�senz wie auch die Kontakte mit der Polizei
wurden von Seiten der B�rger als sehr positiv bewertet.

Eine der wichtigsten Maßnahmen des Projektes bestand darin, den Einwohnern
Einblicke in die Gedankenwelt des Einbrechers zu liefern, um sie in die Lage zu
versetzen, Sicherheitsl�cken an ihrem Haus zu erkennen und damit die Tatge-
legenheitsstrukturen f�r den Einbrecher zu reduzieren.

Als positiver Nebeneffekt wird von d�nischer Seite die gestiegene Nachbar-
schaftshilfe auch in anderen Bereichen des Alltags festgehalten.

Ebenfalls wurde w�hrend des Projektes die Notwendigkeit erkannt, die Polizei-
beamten in Fragen der technischen Kriminalpr�vention weiter und verst�rkt zu
schulen. Polizeilicher Schulungsbedarf bestand dar�ber hinaus im Bereich der
Statistik und der statistischen Auswertung in Bezug auf die Kriminalit�tsent-
wicklung.

Die Wirksamkeit des Projektes wird dadurch belegt, dass an den Projektstand-
orten statistisch ein R�ckgang an Wohnungseinbr�chen festgestellt wurde.
Dieser Trend setzte sich auch in den ersten Monaten nach dem Projektablauf
fort. Jedoch war es f�r Polizei und Einwohner sehr schwer, die positiven Effekte
aufrecht zu erhalten.

W�hrend der Projektdurchf�hrung wurde eine r�umliche Verlagerung von
Wohnungseinbr�chen festgestellt: W�hrend an den Projektstandorten die Ein-
br�che abnahmen, musste in anderen Gegenden ein Anstieg an Wohnungs-
einbr�chen wie auch an Laden- und Unternehmenseinbr�chen verzeichnet
werden.

Das Projekt kann �ber das Internet abgerufen werden. In jedem der 54 d�ni-
schen Polizeibezirke wurden einige Polizeibeamte in der Funktion als Kontakt-
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person geschult, um auf Anfragen zu pr�ventiven Maßnahmen entsprechend
reagieren zu k�nnen.

Die lokalen Projekte und ihre Ergebnisse wurden zudem in den Medien (Zei-
tungen, Radio und Fernsehen) verbreitet und in Fachzeitschriften publiziert.

Eine von der Polizei an einem der Projektstandorte durchgef�hrte Umfrage
kann �ber den D�nischen Rat f�r Kriminalpr�vention bezogen werden.

Weitere Informationen

Det Kriminalpræventive R�d, Odinsvej 19, 2. Sal, DK-2600 Glostrup

Internet: http://www.crimprev.dk/

eMail: dkr@crimprev.dk
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S�daustralisches Pilotprojekt zur Pr�vention von
Haus- und Wohnungseinbruch

Organisation

Das s�daustralische Pilotprojekt zur Pr�vention von Haus- und Wohnungsein-
bruch („The South Australian Residential Break and Enter Pilot Project“)
wurde als Teil eines nationalen Einbruchspr�ventionsprojektes („National
Residential Break and Enter Project“) zwischen dem 16. 11. 1998 und dem
4. 1. 2000 in zwei Wohngebieten von Adelaide durchgef�hrt. Die Projektgebie-
te, Norwood (115.000 Einwohner) und Tea Tree Gully (92.000 Einwohner),
entsprachen zur Zeit des Projektstarts der r�umlichen Ausdehnung zweier
Polizeiunterabschnitte und umfassten etwa 20 % von „greater metropolitan
Adelaide“.

Unter Federf�hrung der f�r die Finanzierung und Stellung des Projektmanage-
ments verantwortlichen Pr�ventionseinheit („Crime Prevention Unit“) des Jus-
tizministeriums („Attorney-General’s Department“) waren Polizei („South
Australia Police“), Opferhilfe („Victim Support Service“), Kommunalverwal-
tung („Local Government“), Freiwilligenhilfe S�daustralien („Volunteer SA“)
und Freiwillige („volunteers“) beteiligt.

Die f�r das Projekt notwendigen freiwilligen Helfer wurden in einem Auswahl-
verfahren ermittelt und anschließend im Hinblick auf die an sie gestellten
Anforderungen ausgebildet. Nach erfolgreichem Abschluss wurden sie dem
Projekt formal zugewiesen. Projektmitarbeiter begleiteten sie zu ihrer ersten
„Intervention“, um sie nicht nur unterst�tzen zu k�nnen, sondern auch um die
Geeignetheit der Ausbildungsmaßnahme evaluieren zu k�nnen. Nach Projekt-
start sicherten monatliche Treffen mit den Freiwilligen den notwendigen Er-
fahrungsaustausch. Ein entgegen den urspr�nglichen Planungen erst im August
1999 gestartetes „Quality Monitoring“ sollte dabei helfen, die F�higkeiten der
Freiwilligen zu bewerten und Ausbildungserfordernisse zu erheben. Hinter-
grund war der Projektanspruch, Opfern �ber die freiwilligen Helfer einen Ser-
vice zu bieten, der dem von professionellen Kr�ften entspricht.

Die Ausstattung der freiwilligen Hilfskr�fte bestand aus einem Ausweis mit
Lichtbild, einem Einf�hrungsschreiben des Direktors der Pr�ventionseinheit,
einem Straßenverzeichnis, einer Taschenlampe, einem Klemmbrett und einem
Mobiltelefon. Auslagen f�r Telefongespr�che und gefahrene Kilometer wurden
erstattet.
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Konzeptioneller Ansatz

Haus- und Wohnungseinbruch („residential break and enter“) geh�rt in Aust-
ralien mit zu den am h�ufigsten angezeigten Delikten. Es ist in einem solchen
Fall sowohl kriminalpolitisch als auch aus Opfersicht angezeigt, sich verst�rkt
der Reduktion und Pr�vention dieses Delikts zu widmen.

Britische Untersuchungen zum Haus- und Wohnungseinbruch deuten M�glich-
keiten an, die Zahl an Einbr�chen dadurch zu reduzieren, dass die Wieder-
holung einer solchen Tat bei ein und demselben Opfer verhindert wird. Aus-
gangspunkt ist die Erkenntnis, dass das Risiko erneut Opfer eines Haus- und
Wohnungseinbruches zu werden gr�ßer ist, als das Risiko einer erstmaligen
Heimsuchung. Eine der wenigen in Australien zum Thema durchgef�hrten
Studien hatte diesbez�glich aufgezeigt, dass auf 16 % der Opfer 32 % der Haus-
und Wohnungseinbr�che entfielen, wobei das Risiko, Opfer einer wiederholten
Tat doppelt so hoch wie das einer erstmaligen Opferwerdung war (Beenleigh/
Queensland 1997).

Mit dem vorliegenden Pilotprojekt sollte untersucht werden, inwieweit a) die
Zahl an wiederholten Einbr�chen in ein Objekt und b) die Zahl an Einbr�chen
insgesamt durch Konzentration von Pr�ventionsmaßnahmen auf Einbruchs-
opfer gesenkt werden kann (Pr�ventionsziel).

Unterziele umfassten die Erprobung einer gemeindebasierten („community
based“) Antwort zur Reduktion von Haus- und Wohnungseinbr�chen durch
den Einsatz von Freiwilligen, die Herstellung von Materialien zur Erleichte-
rung �hnlicher Initiativen in anderen Gebieten, die Gewinnung einer besseren
Vorstellung hinsichtlich der Charakteristika (wiederholter) Einbr�che sowie
die Identifizierung spezifischer Interventionsstrategien zur wirkungsvollen
Reduktion von Haus- und Wohnungseinbr�chen und zur Pr�vention wiederhol-
ter Viktimisierung in dem Bereich.

Programmziel war es, Opfern von Haus- und Wohnungseinbr�chen innerhalb
von sieben Tagen nach der Tat eine standardisierte Unterst�tzung zu gew�hren.
Im Einzelnen sollten Opfer m�glichst bald nach dem Einbruch kontaktiert wer-
den, um sie zur Teilnahme am Projekt zu bewegen. Im Falle der Zustimmung
sollten die ausgebildeten Freiwilligen eine aus informeller Opferhilfe, pers�n-
licher Sicherheitsberatung, Kontaktherstellung zu Gravurfirmen, Nachbar-
schaftskontakte und �berweisung an andere Institutionen bestehende „Inter-
vention“ umsetzen.

Eine mit den Opfern sechs bis acht Wochen nach der Tat durchzuf�hrende Te-
lefonbefragung sollte kl�ren, inwieweit empfohlene Maßnahmen umgesetzt
wurden und ob in der Zwischenzeit eine zweite Tat stattgefunden hatte (Anm.:
Forschungsergebnisse zeigen, dass Tatobjekte sechs bis acht Wochen nach der
Tat dem gr�ßten Risiko erneuter Tatbegehung [„most vulnerable to a repeat
offence“] ausgesetzt sind).
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Ein sog. Benachrichtigungsverfahren („notification procedure“) diente als
Ausgangspunkt des Interventionsverfahrens: Polizeikr�fte sollten im Rahmen
des ersten Einschreitens am Tatort das Projekt gegen�ber den Opfern kurz und
knapp beschreiben, eine Information �ber das Projekt aush�ndigen, Opfer zur
Teilnahme am Projekt ermutigen und die schriftliche Zustimmung der Opfer
einholen. Nach R�ckkehr auf die Dienststelle sollten die Zustimmung und das
Deckblatt der Anzeige dem Projektteam zugeleitet werden. Dieses sollte einen
Freiwilligen mit der Durchf�hrung der „Intervention“ beauftragen, die dieser
dann auf der Basis einer erstmaligen Kontaktaufnahme per Telefon durchf�hrt.
W�hrend der „Intervention“ sollten verschiedene Formulare ausgef�llt werden,
um u. a. Daten f�r den projektbezogenen Forschungsaspekt zu erheben, Opfer
mit einer Aufzeichnung der sicherheitsbezogenen Informationen zu versorgen
und den lokalen Schlosser mit Detailinformationen bez�glich der empfohlenen
Schließanlagen zu versorgen.

Zur �berpr�fung der Projektwirkung wurden neben Kontrollgebieten auch an
die Interventionsgebiete angrenzende sog. „Verdr�ngungsgebiete“ („displace-
ment areas“) gebildet. Eine Meta-Evaluation bezog neben den Projektgebieten
in Adelaide ein weiteres Einbruchspr�ventionsprojekt in Queensland mit ein.

Ergebnisse/Erfahrungen

Die o. a. Benachrichtigungsprozedur wurde seitens der Streifenbeamten nicht
in dem erhofften Maße umgesetzt, was u. a. auf eine umfassende Umstruktu-
rierung der „South Australia Police“ w�hrend der Projektlaufzeit zur�ckgef�hrt
wurde. Es wurde daher eine modifizierte Prozedur („procedure 2“) eingef�hrt,
nach der die Abteilung f�r Kriminalit�tsreduktion („crime reduction section“)
t�glich notwendige Daten erhob, F�lle im Hinblick auf die Geeignetheit f�r eine
Teilnahme am Projekt bewertete und die Opfer mit der Bitte um Teilnahme
kontaktierte. Nachdem auch dieses Verfahren nicht wie gew�nscht funktionier-
te, wurde ein sog. „Project Assistant“ mit der Kontaktierung der Opfer beauf-
tragt.

Das Projekt erzielte eine Beteiligung von fast einem Drittel (994 �berweisun-
gen bei 3.137 Einbr�chen), was an sich schon als Erfolg gewertet wird, da die
Beteiligung bei einem erheblich kleineren Projekt in Cambridge (UK) bei
lediglich 21 bzw. abschließend nur noch 17 % lag.

In 833 F�llen kam es zu einer Intervention. Bezogen auf Altersgruppen gab es
lediglich in der Gruppe der 20- bis 29-J�hrigen einen gr�ßeren Anteil ohne
Intervention (26 % verglichen zu 13 % insgesamt). Bei den �ber 80-j�hrigen
Opfern sicherte das Projekt eine Intervention zu.

Ein Abgleich der Interventionen mit dem polizeilichen Informationssystem
zeigte deutlich auf, dass Opfer aus Wohngegenden mit h�heren Durchschnitts-
einkommen mit gr�ßerer Wahrscheinlichkeit an das Projekt verwiesen wurden.
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Auch lag dort die Beteiligung h�her, obwohl Wohngegenden mit niedrigerem
Durchschnittseinkommen in gr�ßerem Maße durch Haus- und Wohnungsein-
bruch belastet waren.

Im Rahmen des Projektes gelang es, eine große Anzahl an Opfern zu ermutigen,
Maßnahmen zur Pr�vention zuk�nftiger Einbr�che zu ergreifen. So wurden in
knapp 37 % der F�lle T�rschl�sser, in mehr als 41 % der F�lle Fensterschl�sser
installiert und in 40 % der F�lle Gegenst�nde markiert. Insgesamt wurde den
sicherheitstechnischen Ratschl�gen in mehr als 61 % der F�lle in irgendeiner
Art und Weise gefolgt. Gespr�che mit Nachbarn wurden in 84 % der F�lle ge-
f�hrt und der Kontakt mit Nachbarn in fast der H�lfte der F�lle verbessert. Beim
Vergleich der beiden Stadtgebiete zeigte sich, dass Tea Tree Gully erfolgreicher
war als Norwood, was nur zum Teil der Tatsache zugeschrieben wird, dass dort
die Installation neuer Schl�sser mit bis zu 200 Dollar unterst�tzt wurde.

Auf der Basis einer Analyse der Projektdaten wird davon ausgegangen, dass
�ber die Intervention Wiederholungseinbr�che verhindert werden konnten. So
blieb die Anzahl im Interventionsgebiet stabil, w�hrend sie in den Kontroll-
gebieten stieg. Allem Anschein nach ist es jedoch nicht gelungen, dadurch auch
die Gesamtzahl an Haus- und Wohnungseinbr�chen zu verringern. In den der
Intervention folgenden 20 Monaten stiegen Einbr�che im gesamten Interven-
tionsgebiet st�rker an als im Kontrollgebiet. Die letzten sechs Monate der Fol-
low up-Periode im Anschluss an die Intervention zeigten vielversprechende
R�ckg�nge der Einbruchskriminalit�t in beiden Projektgebieten, nicht aber in
den Kontrollgebieten an, was ggf. auf einen l�ngerfristigen Erfolg hinweisen
k�nnte.

Ein Vergleich der beiden Interventionsgebiete zeigt, dass die in gr�ßerem Maße
umgesetzten Maßnahmen der Zielh�rtung („target hardening“) in Tea Tree
Gully sowohl bez�glich der wiederholten Einbr�che als auch bez�glich der
Einbr�che insgesamt die gr�ßeren Erfolge gebracht haben. So erfuhr Tea Tree
Gully bei einem Vergleich der sechs Monate nach der Intervention mit den 20
Monaten vorher einen niedrigeren Anstieg an Einbr�chen als Norwood und die
Kontrollgebiete.

Im Rahmen der Evaluation wurde u. a. weiter deutlich, dass die Einbeziehung
von Freiwilligen als Erfolg gewertet werden kann. Insgesamt wurden 47 Frei-
willige ausgebildet, von denen 46 auch eingesetzt wurden. Zum Projektende
waren noch 30 Freiwillige aktiv; 24 arbeiteten nach Projektende in anderen
lokalen Pr�ventionsprojekten mit. Die nicht systematisch erhobenen R�ck-
meldungen der Opfer hinsichtlich der Arbeit der Freiwilligen erbrachten aus-
nahmslos positive Bewertungen der Arbeit.

Informationen zum Projekt finden sich im Internet unter: http://www.
cpu.sa.gov.au/sa_break.htm
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Weitere Informationen

Attorney-General’s Department, Crime Prevention Unit, GPO Box 464, Ade-
laide SA 5001

Internet: http://www.cpu.sa.gov.au/

eMail: cpu@agd.sa.gov.au
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Themenbereich
Gewalt

3





Reduktion schusswaffenbezogener Gewaltkriminalit�t in
Boston (The Boston Gun Project’s Operation Ceasefire)

Organisation

Das Projekt wurde zwischen 1995 und 1997 im Sinne einer lernenden Orga-
nisation in den am st�rksten von bandenbezogener Schusswaffenkriminalit�t
betroffenen Bostoner Stadtteilen Roxbury, Dorchester und Mattapan umge-
setzt.

Finanziert vom National Institut of Justice (NIJ) beinhaltete das Projekt die
Einrichtung einer beh�rden�bergreifenden Arbeitsgruppe unter Beteiligung
von Praktikern und Forschern, die Anwendung qualitativer und quantitativer
Forschung zur Einsch�tzung der Problemlage, die Entwicklung eines Interven-
tionsdesigns mit der Formulierung von Wirkungszielen, die Umsetzung der
Intervention und die abschließende Erhebung von Projekteffekten.

Verantwortlich f�r dieses nach dem Muster problemorientierter Polizeiarbeit
umgesetzte Projekt war eine im Januar 1995 eigens eingerichtete Arbeitsgruppe
(„working group“). Unter Beteiligung von Praktikern der lokalen Youth Vio-
lence Strike Force (YVSF) des Boston Police Department (BPD), der Massa-
chusetts State Police, des Federal Bureau of Alcohol, Tobacco and Firearms
(ATF), verschiedener Staatsanwaltschaften, der Bew�hrungshilfe, Kirchen,
Kommunalbeh�rden, privaten Institutionen und den Evaluatoren der John F.
Kennedy School of Government der Harvard University tagte die Arbeits-
gruppe regelm�ßig, um Arbeitsschwerpunkte zu besprechen und Vorgehens-
weisen festzulegen.

Boston hat wie viele andere amerikanische St�dte von der 1994 gestarteten
Community Policing-Initiative der amerikanischen Regierung profitiert. Das
COPS Office hat mehr als 13 Millionen US-Dollar zur Einstellung von 139
zus�tzlichen Polizisten bereitgestellt. Die Operation Cease Fire wurde �ber
die COPS-„Anti Gang Initiative“ mit 750.000 US-Dollar gef�rdert.

Konzeptioneller Ansatz

Ausgangspunkt f�r das Projekt war eine mit dem Crack-Problem Ende der 80 er
Jahre einhergehende epidemieartig zunehmende bandenbezogene Gewaltkri-
minalit�t unter Einsatz von Schusswaffen. Dieser fielen zwischen 1991 und
1995 pro Jahr im Mittel 44 junge Menschen unter 24 Jahren zum Opfer.

Weder durch engagiert umgesetzte traditionelle polizeiliche Arbeit noch durch
Community Policing war es gelungen, eine Verbesserung der Lage zu errei-
chen. Auch das seit den fr�hen 90 er Jahren national beachtete Programm „Ope-
ration Light Night“, bei dem es darum ging, in abendlichen Streifen von Polizei
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und Bew�hrungshilfe unter anderem Ausgehsperren f�r Jugendliche (curfew)
zu �berpr�fen, vermochte keine wesentlichen Effekte zu erzielen.

Von seiten der Forscher sollte sich die 1995 eingesetzte Arbeitsgruppe daher
den Themen

Z illegaler Handel mit Schusswaffen (Angebotsreduzierung) und

Z Furcht und Abkopplung der Gewalt vom Crack-Problem (Nachfragereduzie-
rung nach Schusswaffen) widmen.

W�hrend der illegale Erwerb und Handel mit Schusswaffen unter Jugendlichen
in der Vergangenheit keine besondere Beachtung seitens der Strafverfolgungs-
beh�rden gefunden hatte, ging es bei dem zweiten Thema darum, Jugendliche
davon abzuhalten, aus Furcht und mit dem Ziel der Selbstverteidigung Schuss-
waffen zu erwerben und mitzuf�hren.

Im Rahmen einer bis zum Sommer 1995 dauernden umfassenden Lageanalyse
wurden Daten zu schusswaffenbezogener Gewalt- und Bandenkriminalit�t ana-
lysiert:

Bandenbezogen zeigte sich u. a. dass es sich bei den Bostoner „gangs“ eher
um lose, informelle und gew�hnlich relativ kleine Gruppen von Jugendlichen
handelte. Gewalt eskalierte insbesondere und h�ufig als „vendettas“ zwischen
konkurrierenden Banden.

Jugendliche wurden sowohl als Opfer wie auch T�ter registriert; jugendliche
T�tungsopfer waren in 75 % der F�lle, jugendliche T�ter in 77 % der F�lle
gerichtsbekannt. Die meisten Opfer waren junge Schwarze. T�terbezogen stand
einer relativ kleinen Gruppe von etwa 1.300 Intensiv(banden)t�tern („chronic
gang offenders“) eine viel gr�ßere Zahl von Mitl�ufern („other youths“) gegen-
�ber.

Waffenbezogen zeigte sich u. a., dass die Jugendlichen eine Vorliebe f�r neue
Schusswaffen hatten, wobei bei einem F�nftel der sichergestellten Waffen die
Seriennummer entfernt war, was als Hinweis auf illegalen Waffenerwerb inter-
pretiert wurde. Bezogen auf dieses Problem wurde durch das ATF ein Auswer-
teprojekt zu solchen Waffen gestartet, die binnen 18 Monaten nach Besitzer-
wechsel im Zusammenhang mit einer Straftat registriert worden waren. Zudem
sollten zuk�nftig alle unkenntlich gemachten Seriennummern wieder lesbar
gemacht werden.

Im Rahmen der Arbeitsgruppent�tigkeit waren u. a. auch bisherige Bek�mp-
fungsans�tze des BPD analysiert worden. Ein bedeutender Schritt f�r das sp�-
tere Vorgehen waren diesbez�glich die positiven Erfahrungen aus der Operation
„Wendover Street“, bei der im Sinne ganzheitlicher Arbeit polizeiliche Ermitt-
lungen, gefahrenabwehrende Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der �ffent-
lichen Sicherheit und Ordnung, extensive Nutzung bestehender rechtlicher In-
strumentarien und die konkrete Ansprache bzw. Warnung von Bandenmitglie-
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dern durch Bew�hrungshelfer, Polizisten und Streetworker nachhaltigen Erfolg
gebracht hatte.

„Operation Ceasefire“ wurde auf dieser Basis wie folgt konzipiert:

Miteinander k�mpfende Banden erhalten die „Wendover Behandlung“. Nach
Beruhigung der Lage ziehen sich die Beh�rden zur�ck, weisen allerdings
darauf hin, dass erneute Auseinandersetzungen nicht toleriert w�rden. Diese
Botschaft wird anderen Banden vermittelt.

Das Konzept wurde am Beispiel der Bande „The Vamp Hill Kings“ im Mai
1996 erstmalig umgesetzt. Durch massive Polizeipr�senz wurde der Drogen-
straßenhandel zu 80 % gestoppt. Bew�hrungsauflagen f�hrender Bandenmit-
glieder wurden strikt �berwacht. Eine umfassende polizeiliche Pr�senz und die
Umsetzung von Maßnahmen zur Gew�hrleistung der �ffentlichen Sicherheit
und Ordnung wurden aufrechterhalten. Bandenmitglieder wurden erstmals
nach Bundesrecht angeklagt und Bandenmitgliedern wurden in Gespr�chen
unmissverst�ndlich die Konsequenzen ihres Handelns vermittelt.

Im August 1996 fand eine zweite Großaktion gegen eine weitere Bande statt, die
u. a. zur Folge hatte, dass mehrere Bandenmitglieder nach Bundesrecht ange-
klagt wurden. Diese Botschaft wurde anderen Banden vermittelt.

Weitere Großaktionen dieser Art waren nicht erforderlich. Was blieb war das
sog. „Level 1“-Vorgehen, bei dem direkt oder in Foren Warnungen gegen�ber
bestimmten Gruppen ausgesprochen werden mussten, von gewaltt�tigen Hand-
lungen abzulassen.

Bedeutendes Handlungselement war die direkte Kommunikation mit Banden-
mitgliedern, z. T. auch mit deren Eltern. U. a. wurden ausgew�hlte Mitglieder zu
„semiformalen“ Treffen mit Mitarbeitern aller beteiligten Beh�rden und Ge-
meindeorganisationen in ein Gerichtsgeb�ude verbracht. Konfrontiert mit der
Macht des Staates wurde ihnen dort konkret aufgezeigt, mit welcher Zielset-
zung und welchem Aufwand gegen sie vorgegangen wird. An tats�chlichen
abschreckenden Beispielen wurde durch den teilnehmenden Bundesanwalt zu-
dem erl�utert, mit welchen drakonischen Haftstrafen z. B. bereits in F�llen des
bloßen Besitzes von Munition zu rechnen ist.

Sachstand/Erfahrungen

Das Vorgehen und die Erfolge in Boston werden seitens des U. S. Department of
Justice als eine „success story“ herausgestellt.

Bedeutendster Faktor f�r den Erfolg war aus Evaluatorensicht die zentrale Rolle
der Praktiker im Projekt. Als wichtig wurden zudem die Einbringung externen
Wissens in die Arbeit sowie das langfristig angelegte gemeinsame beh�rden-
bzw. institutionen�bergreifende Handeln bewertet.
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Von Seiten der Evaluatoren werden die seit dem 15. Mai 1996 in Boston ver-
zeichneten R�ckg�nge vor allem schusswaffenbezogener T�tungsdelikte auf
das Projekt zur�ckgef�hrt. Bei einem Vergleich der Daten vor und nach dem
Stichtag 15. Mai (= Zeitpunkt der vollen Projektumsetzung) zeigen Zeitreihen
einen R�ckgang jugendlicher Opfer schusswaffenbezogener T�tungsdelikte
von 63 %. Die stadtweite Zahl von schusswaffenbezogenen Notrufen an die
Polizei („shots-fired calls“) ging um 32 % zur�ck, die stadtweite Zahl von
Bedrohungen mit Schusswaffen reduzierte sich um 25 %.

Die Evaluatoren gehen davon aus, dass diese so schlagartig erzielten Erfolge
nicht auf andere Aktivit�ten zur�ckgef�hrt werden k�nnen.

Positive Ergebnisse spiegelten sich auch im Sicherheitsgef�hl wieder: Nach
einer 1997 durchgef�hrten Bev�lkerungsbefragung f�hlten sich 76 % der B�r-
ger alleine und zur Nachtzeit in ihrer Wohnumgebung sicher bis sehr sicher,
gegen�ber nur 58 % im Jahr 1995.

Bei der Analyse, warum sich die Situation in den Straßen der betroffenen Vier-
tel nachhaltig beruhigt hatte, werden zwei Argumente ins Feld gef�hrt:

1. Beh�rden in Boston vermittelten ihre Botschaft der Abschreckung derart
deutlich, dass diese auch ohne weitere Aktionen im Bereich der Repression
haften blieb.

2. Bandenbezogene Gewalt hatte bandenbezogene Gewalt generiert. In der
Abwesenheit konstanter Furcht und Provokation k�hlte die Situation auf den
Straßen ab, so dass die Forscher zu der Aussage gelangten, dass Frieden Frieden
erzeugt.

Weitere Informationen finden sich bei:

Kennedy, David M., Braga, Anthony A., u. a.: Reducing Gun Violence – The
Boston Gun Project’s Operation Ceasefire. Hg.: National Institute of Justice,
September 2001

Weitere Informationen

Boston Police Department, Office of Strategic Planning and Resource Deve-
lopment, One Schroeder Plaza, Boston, MA 02120–2014

Internet: http://www.ci.boston.ma.us/police/

U. S. Department of Justice, National Institute of Justice, 810 Seventh St., NW,
20531 Washington DC

Internet: http://www.ojp.usdoj.gov/nij/
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Berufliche Motivation – junge Leute streben nach oben –
das Tingbjerger Projekt der Kopenhagener Polizei

Organisation

W�hrend der neunziger Jahre wurde die Gemeinde Tingbjerg (ein Vorort von
Kopenhagen) aufgrund der kriminellen Aktivit�ten von Kindern und Gastarbei-
tern mit steigenden Kriminalit�tsraten konfrontiert. Aufgrund dieser negativen
Entwicklung initiierte die Kopenhagener Polizei mit der finanziellen Unterst�t-
zung des d�nischen Justizministeriums das Tingbjerger Projekt „Berufliche
Motivation – junge Leute streben nach oben“.

Die Initiative basierte auf der Zusammenarbeit zwischen den lokalen Schul-
beh�rden, dem Sozialdienst und der Polizei.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes war es, die Einstellung der jungen Leute in Richtung eines
normalen Sozialverhaltens zu lenken und sie zu motivieren, mit ihrem krimi-
nellen Verhaltensmuster zu brechen.

Das Projekt richtete sich an eine Gruppe von etwa 40 jungen Leuten (14–19
Jahre alt), deren kriminelle Aktivit�ten und Haschischkonsum in der lokalen
Gemeinde zu einem immer gr�ßeren Problem wurden. Diese Jugendlichen hat-
ten Probleme, sich sowohl sozial wie kulturell an die Gesellschaft anzupassen.
Sie zeichneten sich durch eine geringe Selbstachtung und zahlreiche pers�n-
liche Niederlagen aus. Ihr kriminelles Verhalten hatte seinen Ursprung in ihrer
Zugeh�rigkeit zu der Gruppe. Daher bestand das Ziel des Projektes darin, das
Netz von Gleichrangigen zu beeinflussen.

Sechs Polizisten wurden zur Unterst�tzungsleistung als Mentoren benannt. Sie
hatten die Aufgabe, ein Vertrauensverh�ltnis zu den Jugendlichen aufzubauen,
ihnen bei der Bewerbung um eine Ausbildung oder Besch�ftigung zu helfen und
sie zu konstruktiven Maßnahmen zu bewegen.

In der ersten sog. „Kontaktphase“ wurden die Jugendlichen daheim aufgesucht,
um ihre Familien einzubeziehen. Zu ihrer Motivation wurde ihnen ein Plan
�bergeben, der die Maßnahmen und Ziele des Projekts beschrieb.

Die zweite sog. „Entwicklungsphase“ konzentrierte sich auf die Schaffung
eines Vertrauensverh�ltnisses zwischen den Mentoren und den Jugendlichen.
Um sicherzustellen, dass die Jugendlichen an den Zielen des Projektes fest-
hielten, mussten sie einen Vertrag unterzeichnen und darin den festgelegten
Aktionsplan akzeptieren.
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In einer dritten und letzten Phase, der „Verfestigungsphase“, wurden die jungen
Leute zu positiven Entwicklungen (Schulung, Berufsausbildung) motiviert.

Sachstand/Erfahrungen

Die Ergebnisse des zweij�hrigen Projektes zeigen, dass die kriminellen Verhal-
tensweisen der Gruppenangeh�rigen betr�chtlich zur�ckgegangen sind und
sich die mit der Kriminalit�t zusammenh�ngenden Probleme in der Gemeinde
stark vermindert haben.

85 % der an dem Projekt beteiligten jungen Leute haben positive und zukunfts-
orientierte Besch�ftigungen (Lehrstellen, Kurse an Handelsschulen oder Ar-
beitsstellen). Insofern hat sich die Lebensqualit�t von 80 % der jungen Leute
verbessert. Zudem konzentriert sich der Stadtrat aufgrund dieses Projekts st�r-
ker auf aktionsorientierte L�sungen, die den Anforderungen jedes einzelnen
gerecht werden.

Die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Beteiligten wie Angeh�rigen der
Polizei, des Stadtrates, der Sozialdienste, Schulen, Klubs usw. hat stark zuge-
nommen.

Das Projekt wurde zusammen mit dem Projekt „Freds Hehlerladen (Henrys
Hælerbar) – Eine lokale Kampagne zur Verhinderung von Hehlerei“ von d�ni-
scher Seite f�r die Verleihung des Europ�ischen Pr�ventionspreises (European
Crime Prevention Award – ECPA) 2000 vorgeschlagen. Zusammen erhielten
die Projekte am 18. 12. 2000 eine Auszeichnung in H�he von 10.000 A (vgl.:
http://www.crimprev.dk/frameset1.html).

Weitere Informationen

Det Kriminalpræventive R�d, Odinsvej 19, 2. Sal, DK-2600 Glostrup

Internet: http://www.crimprev.dk/

eMail: dkr@crimprev.dk
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Eingliederungsprogramm f�r Jugendliche von
S�d-Tyneside in Großbritannien
(„South Tyneside Youth Inclusion Programme“)

Organisation

Das Projekt S�d-Tyneside ist im ersten Quartal 2001 an den Standorten Biddick
Hall und Whiteleas angelaufen. Es ist eines von 70 Eingliederungsprogrammen
f�r Jugendliche aus England und Wales. F�r das Projekt stehen j�hrlich 114.000
Englische Pfund zur Verf�gung, die vom „Youth Justice Board for England and
Wales“ bereitgestellt werden. Von dem Betrag sind 9.900 Englische Pfund f�r
die Evaluation vorgesehen. Dar�ber hinaus flossen dem Projekt von April 2002
bis M�rz 2003 104.000 Englische Pfund aus regionalen Fonds, Bildungsein-
richtungen und aus Unternehmen zu. Die Verantwortung f�r die Durchf�hrung
des Projekts (einschließlich der Personalausstattung) tr�gt das Youth Offending
Team.

Konzeptioneller Ansatz

Die Projektstandorte Biddick Hall und Whiteleas sind zwei Wohnsiedlungen,
die durch eine Hauptstraße voneinander getrennt sind. Hier leben insgesamt
6.960 Einwohner, wobei in Whiteleas vorrangig �ltere Menschen wohnen.

Biddick Hall kann als „belastet“ bezeichnet werden. Ein Problem ist Arbeits-
losigkeit; 15 Prozent der Jugendlichen im Alter von 16 bis 19 Jahren und 11,9
Prozent der Erwachsenen verf�gen �ber keine Arbeit. Dar�ber hinaus „genießt“
Biddick Hall einen schlechten Ruf aufgrund der hohen Rate an Jugendkrimi-
nalit�t: 1999 wurden 491 Straftaten von Jugendlichen im Alter von 13 bis 17
Jahren begangen, davon 417 von Jungen und 74 von M�dchen. Vor allem die
�ltere Bev�lkerung der Nachbarsiedlung Whiteleas hat ein sehr schlechtes Bild
von Biddick Hall.

Im Jahr 2000 kam es in den zwei Wohnvierteln zu Spannungen, als die Jugend-
lichen in den Sommern�chten Trinkgelage veranstalteten. Kleine Krawalle mit
gewaltt�tigen Randalierern waren die Folge. Von den Krawallen waren u. a. der
Hausmeister einer Grundschule und die �lteren Menschen in der Nachbarschaft
betroffen. Viele Jugendliche wurden daraufhin in Gewahrsam genommen und
zahlreiche negative Presseartikel �ber den Vorfall ver�ffentlicht.

F�r die Jugendlichen, die kriminell aufgefallen sind, besteht nur eine geringe
oder gar keine Chance eine lohnenswerte Arbeit zu finden. Hier setzt das Pro-
jekt S�d-Tyneside an. Das Verhalten der Jugendlichen soll sich �ndern, die Zahl
der Inhaftierungen in der Zielgruppe soll um 60 % und die der Straftaten in der
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Nachbarschaft um 30 % sinken. Des Weiteren sollen die F�lle von Schul-
schw�nzerei und Schulabbruch um mindestens 33 % zur�ckgehen.

Im Rahmen des Projektes werden verschiedene Aktivit�ten angeboten, die auf
die individuellen Bed�rfnisse und auf den Risikofaktor „Umfeld“ abgestimmt
sind. Durch das Projekt sollen die jungen Leute f�r Hobbys fern jeglicher Kri-
minalit�t begeistert werden, die dann wiederum einen positiven Einfluss auf
ihr Verhalten und damit ihre Zukunftschancen haben. Prinzipiell handelt es sich
um Gruppenaktivit�ten im sportlichen, k�nstlerischen, sozialen oder Bildungs-
bereich. Konkret werden folgende Programme angeboten:

(1) Ein DJ- und Musik-Mix-Projekt einmal w�chentlich, direkt nach der Schlie-
ßung der Teenagerdisco;

(2) Fußball- und Basketballkurse, Fitnesstraining, Klettern, M�dchengruppen,
Fahrkurse f�r M�dchen, ein Autoprojekt und Kurse zur Stellensuche;

(3) Auch k�nnen die Jugendlichen in ihrer �rtlichen Gemeinde aktiv werden.
Beispiel ist hier ein Kunstprojekt, bei dem Jugendliche mit Hilfe professioneller
K�nstler eine Unterf�hrung mit Wandmalereien versch�nern;

(4) Des weiteren erh�lt jeder Teilnehmer einen individuellen Aktivit�tenplan,
der w�hrend des Programmes regelm�ßig �berarbeitet und auf den aktuellen
Stand gebracht wird.

Sachstand/Erfahrungen

An dem Projekt nahmen jeweils 50 Jugendliche im Alter von 13 bis 16 Jahren
teil, die als gr�ßte Risikogruppe identifiziert wurden. Die Ermittlung der Ju-
gendlichen erfolgte nach den Kriterien: auftretende Jugendkriminalit�t, deren
Ursachen und m�gliche L�sungsformen. Die Auswahl fand mit Hilfe der Poli-
zei, des Sozialdienstes und �rtlicher Bildungseinrichtungen statt.

Obwohl das Problem der Jugendkriminalit�t noch lange nicht gel�st ist, sank
seit Bestehen des Projektes die Kriminalit�t in der Nachbarschaft um 36 %.
F�lle von Raub (unter Anwendung von Gewalt), Einbruch und Kfz-Straftaten
nahmen drastisch ab. Insgesamt wurde die Zahl an Straftaten von 969 im Jahr
1999 �ber 845 im Jahr 2000 auf 635 in 2001 reduziert. In den ersten f�nf
Monaten 2002 wurden 381 Straftaten registriert. In Bezug auf die Kernziel-
gruppe des Projektes ist seit dem Start 2002 die Kriminalit�t um 76,06 % ge-
sunken.

Kosten-Nutzen-Analyse:

Die j�hrlichen Finanzierungskosten f�r das Projekt betragen 228.000 Englische
Pfund. Das Projekt l�uft in einem 6-Monatszyklus ab. Entweder bleiben die
Personen in der Risikogruppe der 50 Teilnehmer oder sie springen in der Zwi-
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schenzeit ab. Bei 50 teilnehmenden Jugendlichen fallen ca. 4.600 Englische
Pfund pro Person j�hrlich als Kosten an.

Die Kosten der Polizei, einen Straff�lligen zu identifizieren, betragen ca. 2.300
Englische Pfund. Kommt es zu einer erfolgreichen Verurteilung, dann entste-
hen Prozesskosten in H�he von 4.600 Englischen Pfund. Wird die Person in
Gewahrsam genommen, fallen ungef�hr 15.200 Englische Pfund an Kosten an.
Verl�sst der T�ter das Gef�ngnis, dann werden 9.100 Englische Pfund f�r die
Bew�hrungshilfe und Beobachtung ausgegeben. Diese Zahlen k�nnen entspre-
chend der H�rte der Straftat variieren.

Beh�lt man den Aspekt im Auge, dass sich das Projekt an stark gef�hrdete
Jugendliche richtet, bei denen eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, ins krimi-
nelle Milieu abzugleiten, dann sind die Projektkosten von 4.600 Englische
Pfund j�hrlich pro Person relativ gering.

Weitere Informationen

Youth Justice Board, 11 Carteret Street, London SW1H 9DL

Internet: http://www.youth-justice-board.gov.uk

Home Office, 50 Queen Anne’s Gate, SW1H 9AT London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk
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Gemeinschaften, die sich k�mmern (Communities
That Care – CTC) – ein Pr�ventionsprojekt in den St�dten
Amsterdam, Rotterdam, Zwolle und Arnheim

Organisation

Unter Federf�hrung des Justizministeriums starteten die Niederlande am
11. November 1999 ein Programm „Communities That Care“ (CTC) als zu-
n�chst vierj�hriges Experiment in den St�dten Amsterdam, Rotterdam, Zwolle
und Arnheim. Eine sp�tere Implementation von CTC, m�glicherweise in den
25 gr�ßten St�dten der Niederlande (G-25), wird abh�ngig gemacht von den
Evaluationsergebnissen der Experimentalprojekte.

Der Wahl gerade dieses Ansatzes der „Gemeinschaften, die sich k�mmern“
gingen umfassende Erhebungen und Bewertungen internationaler Kriminali-
t�tskontrollans�tze u. a. hinsichtlich deren Effektivit�t voraus. Bedingung f�r
die Adaption war zudem die M�glichkeit der Implementation im Sinne einer
Langfriststrategie.

Die Niederlande setzen im Rahmen der Experimentalphase etwa f�nf Millionen
Gulden an Projektmitteln ein. Ein Teil des Geldes floss in einen Vertrag mit der
in Seattle/USA ans�ssigen Developmental Research and Programs, Inc. (DRP),
die CTC patentiert hat und auch wirtschaftlich vermarktet. DRP unterst�tzt die
Niederlande daf�r durch Ausbildung von Projektverantwortlichen, durch Be-
ratung und sorgt zudem f�r die Evaluation durch ein unabh�ngiges Forschungs-
institut. Diese Evaluation soll sowohl Prozess- als auch Wirkungsuntersuchun-
gen beinhalten und umfasst die Vorlage auch von Zwischenberichten.

W�hrend der Experimentalphase haben die Projektst�dte �ber den Einsatz von
Zeit und eigenem Personal hinaus keine direkten finanziellen Beitr�ge zu leis-
ten. Jede der St�dte erh�lt 100.000 Gulden/Jahr zur Anstellung eines Projekt-
verantwortlichen. In einer zuk�nftigen Umsetzung von CTC auf nationaler
Ebene ist von einer Eigenfinanzierung durch die verantwortlichen St�dte (vor
allem f�r die Anstellung von Projektbetreuern) auszugehen.

Eine zentrale Unterst�tzung der Experimentalprojekte erfolgt auf nationaler
Ebene durch das Niederl�ndische Institut f�r F�rsorge und Soziales (Neder-
lands Instituut voor Zorg en Welzijn, NIZW) in Utrecht.

Konzeptioneller Ansatz

CTC ist ein von Wissenschaftlern auf der Basis kriminologischer Erkenntnisse
entwickeltes Pr�ventionskonzept, das Gemeinden bef�higen soll, einen wir-
kungsorientierten Prozess der Kriminalpr�vention einzuleiten. Das Projekt
bezieht sich auf Stadtteile und Wohngebiete, in denen viele Jugendprobleme
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vorkommen und involviert den gesamten Entwicklungsprozess der Kinder.
Hintergrund ist die Entwicklungstheorie von Hawkins und Catalano, die davon
ausgeht, dass Problemverhalten nicht unabh�ngig von der sozialen Entwick-
lung der Kinder und Jugendlichen betrachtet werden kann. So entsteht Problem-
verhalten dann, wenn die soziale Entwicklung scheitert. Schutzfaktoren f�r die
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen (u. a. starke Bindungen zur Schule,
Familie und Gemeinde) sollen also gef�rdert und in der Nachbarschaft liegende
Risikofaktoren geschw�cht werden. Urspr�nglich im Bereich der Suchtpr�ven-
tion entwickelt, sieht DRP den Ansatz auch geeignet zur Pr�vention von De-
linquenz im Allgemeinen, von Teenager-Schwangerschaften, Schulversagen
und Gewalt.

Gegen�ber bisherigen bzw. hergebrachten Ans�tzen der (vernetzten) Kriminal-
pr�vention auf kommunaler Ebene soll CTC folgende Vorteile besitzen:

Z CTC selber ist keine Intervention, sondern ein stark strukturiertes Vor-
gehensmodell zur Ann�herung an und L�sung von Problemen in Nachbar-
schaften bzw. geografisch eingrenzbaren R�umen.

Z Das stark wissenschaftsorientierte Modell erm�glicht eine kritischere Sicht
im Hinblick auf L�sungsans�tze, Vorgehensweisen und Ergebnisse.

Z CTC nutzt im Wesentlichen bestehende Infrastrukturen zur Verbesserung
der lokalen Gegebenheiten. Neue Einrichtungen werden nur dann initiiert,
sofern die CTC-Nachbarschaftsanalyse aufzeigt, dass ein entsprechendes
Erfordernis besteht.

Z Trotz der auf dem Papier bestehenden vernetzten Vorgehensweise arbeiten zu
h�ufig Institutionen und Einrichtungen auf lokaler Ebene nebeneinander her,
d. h. unabh�ngig und ineffizient. CTC soll dieses Problem aufl�sen, indem
praktisch aus der Vogelperspektive eine Analyse der Situation, von Prob-
lemen und vorhandenen Einrichtungen erfolgt. Die weitere Vorgehensweise
erfolgt stark orientiert an priorisierten Zielen und definierten Ergebnissen.

W�hrend Schneider drei Phasen des Prozesses der „Gemeinschaften, die sich
k�mmern“ beschreibt, finden sich in einer Arbeit von Hawkins f�nf Phasen, die
in der niederl�ndischen Anwendung eine weitere Feinstrukturierung zu letztlich
neun Schritten erfuhren:

1. Definition eines Pr�ventionsgebietes

2. Mobilisierung �rtlicher Politikbetreiber/�rtlicher Beh�rden

3. Errichtung eines Pr�ventionsteams

4. Durchf�hrung einer Problemanalyse (Schaffung einer �bersicht von Risiko-
und Schutzfaktoren)

5. Setzung von Priorit�ten und Zielen (Konzept eines Pr�ventionsplanes)
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6. Analyse von St�rken (Welche Einrichtungen in der Nachbarschaft sind schon
nutzbar?)

7. Strategieauswahl (Integration bestehender und m�glicher neuer Pr�ven-
tionsprojekte f�r die Altersgruppe von der Geburt bis zum Heranwachsen-
den. Einzubeziehende Projekte m�ssen in kontrollierten Feldstudien erfolg-
reich gewesen sein. Kurz-, Mittel- und Langfristziele sind zu formulieren)

8. Evaluation

9. Setzung eines Zeitplanes (Pr�vention ist eine Langfriststrategie. Der Zeit-
plan sollte den Start wichtiger Programme und ihrer Evaluation festlegen; er
sollte festlegen, wann sich Arbeitsgruppen treffen, wann Resultate in der
Gemeinde diskutiert werden usw.)

DRP offeriert eine Anzahl von Instrumenten und Hilfsmitteln, die es Gemein-
den erm�glichen sollen, das CTC-System zu implementieren, d. h. Kriminal-
pr�vention effektiv selber zu organisieren. Neben Ausbildungs- und Unterst�t-
zungsleistungen sind dies: ein umfangreiches Medienpaket u. a. mit Prozess-
anleitungen (sog. „CTC-Planning Kit“), ein Forschungsf�hrer zu wirksamen
Pr�ventionsstrategien sowie der „CTC Youth Survey“ zur Untersuchung pro-
blembehafteten Verhaltens von Jugendlichen sowie von Risiko- und Schutzfak-
toren.

Sachstand/Erfahrungen

In einem Bericht an den amerikanischen Kongress (Report to Congress 1996,
Title V) berichtet das Office of Juvenile Justice and Delinquency Prevention
(OJJDP) u. a. folgende positive Ver�nderungen in Gemeinden, die darin aus-
gebildet wurden, das „CTC operating system“ anzuwenden:

Z Verbesserte institutionen- bzw. beh�rden�bergreifende Zusammenarbeit;

Z Reduktion redundanter Dienstleistungen;

Z Vermehrte Nutzung bewiesenermaßen wirkungsvoller bzw. vielverspre-
chender Pr�ventionsans�tze (promising approaches);

Z St�rkere Einbeziehung von Hauptamtlichen, B�rgern und Jugendlichen in
Pr�ventionsaktivit�ten.

Es liegen auch Einzelberichte �ber erw�nschte Reduktionen von Risikofak-
toren und Kriminalit�t in Gemeinden vor. Dennoch wird in den USA �ber die
Dauer von f�nf Jahren eine großangelegte Untersuchung des CTC-Modells in
40 Gemeinden in sieben Bundesstaaten durchgef�hrt.

In den letzten zehn Jahren wurde das CTC-Modell von mehr als 500 Gemeinden
jeder Gr�ßenordnung in den USA �bernommen. Eine Reihe von (Bundes)Staa-
ten (einschließlich Kanada, Louisiana, North Carolina, Oregon, Pennsylvania,
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Utah und Washington) hat CTC als staatsweites Modell der Pr�vention be-
stimmter problembehafteter Verhaltensweisen von Jugendlichen �bernommen.

In Großbritannien wird der Ansatz in drei Pilotgebieten (Barnsley, Coventry
und Swansea) erprobt. „CTC-UK“ hat eine britische Ausgabe von CTC erar-
beitet, die in Großbritannien vorhandene vielversprechende Pr�ventionsans�tze
einschließen, sowie einen auf britische Verh�ltnisse zugeschnittenen Jugend-
survey. „CTC-UK“ unterst�tzt zudem Schulen in Schottland, England und
Wales bei der Installation des „CTC operating system“.

In den vier niederl�ndischen Wohngebieten hat das Projekt bereits die ersten
Phasen durchlaufen. So wurde die Basis f�r den CTC-Prozess entwickelt und
eingef�hrt sowie jeweils eine Steuergruppe, ein Pr�ventionsteam und verschie-
dene Arbeitsgruppen gebildet. Nach diesen Vorarbeiten haben die Stadtteile
unter Einbeziehung lokaler und landesweiter Daten der Jugendforschung etc.
Wohngebietsprofile sowie eine Priorisierung der in den n�chsten Jahren zu
bek�mpfenden Risikofaktoren erstellt.

Literatur:

Jonkmann, Harrie B. undMieke Vergeer: Communities that Care –Das Prinzip,
die Grundlagen und das Ziel. In: Nachbarn lernen voneinander. Modelle gegen
Jugenddelinquenz in den Niederlanden und in Deutschland. Hg.: Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendkriminaltit�tspr�vention. M�nchen 2002, S. 119–138.

Weitere Informationen

Ministerie van Justitie, Postbus 20301, 2500 EH Den Haag

Internet: http://www.minjust.nl

eMail: voorlichting@best-dep.minjust.nl

Nederlands Instituut voor Zorg en Welzijn (NIZW), Postbus 19152, 3501 DD
Utrecht

Internet: http://www.nizw.nl

eMail: infolijn@nizw.nl

Deutsches Jugendinstitut e. V., Nockherstraße 2, 81541 M�nchen

Internet: http://www.dji.e

eMail: jugendkriminalitaet@dji.de
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Jugendfreizeitprojekte f�r die Zeit der Sommerferien
(Summer Splash Schemes 2000) in Großbritannien

Organisation

Durch Bekanntgabe des britischen Premierministers wurden am 3. Juli 2000
zwei Millionen Pfund aus dem Crime Reduction Programme f�r die Durchf�h-
rung von 105 Jugendfreizeitprojekten (Summer Splash Schemes) w�hrend der
Sommerferien bereitgestellt.

Die nationale Koordination oblag dem Youth Justice Board (YJB). W�hrend
das YJB selber 43 der Projekte evaluierte, wurden sechs Projekte einer Fremd-
evaluation durch das Home Office unterzogen.

Konzeptioneller Ansatz

Davon ausgehend, dass Jugenddelinquenz traditionell in den Sommermonaten
bzw. in der Zeit der Sommerferien ansteigend ist, zielte das Programm darauf
ab, Delinquenz und Unordnung in den Zielgebieten dadurch zu verringern, dass
die Jugendlichen in „konstruktive“ Freizeitangebote eingebunden werden soll-
ten.

Projektzielgruppe waren 13- bis 17-J�hrige in benachteiligten Wohngegenden
in England und Wales.

Sachstand/Erfahrungen

Die Ferienprogramme wurden im Zeitraum August 2000 f�r die Dauer von f�nf
bis sechs Wochen veranstaltet.

Nachfolgende Ergebnisse wurden im Rahmen der Evaluation des Home Office
gewonnen. Soweit das Home Office Aussagen zu kriminalit�tsrelevanten Wir-
kungen macht, basieren diese auf der Datenauswertung von lediglich drei der
sechs evaluierten Projekte.

Hinsichtlich des Planungsverfahrens wird positiv gewertet, dass trotz der ledig-
lich dreiw�chigen Frist zur Antragstellung und Unterbreitung von Programm-
vorschl�gen jedes der untersuchten Projekte es dennoch schaffte, ein eindrucks-
volles („very impressive“) Programm zu gestalten. Dies gelang, obwohl Be-
sprechungen mit Jugendlichen nicht frei von Problemen blieben, zu wenig er-
fahrene Jugendarbeiter zur Verf�gung standen (da viele ihren Sommer schon
anderweitig verplant hatten) und nicht ausreichend Austragungsorte f�r externe
Veranstaltungen vorhanden waren.
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Ziel war es gewesen, Jugendliche durch die Freizeitangebote zu den am meisten
tatgeneigten Zeiten („when they are most at risk“) von ihrem delinquenten Tun
abzuhalten. Diese Zeiten sollten auf der Basis der angezeigten Vorf�lle („re-
ported incidents“) festgelegt werden. Im Ergebnis – so die Forscher des Home
Office – gab es diesbez�glich deutliche Unterschiede. W�hrend ein Projekt
wochentags zwischen 10 und 21 Uhr und damit in einem Zeitraum stattfand,
in dem 70 % der Taten polizeilich registriert werden, deckte sich der Zeitraum
in einem anderen Projekt nur mit 21 % der Taten.

Auch hinsichtlich der Erreichung vor allem der sog. Risikojugendlichen
(„youth at risk“) gab es deutliche Unterschiede bei den Projekten. Gemessen
an den Jugendlichen, die den lokalen Youth Offending Teams (YOTs) als prob-
lematisch („to be at risk of offending“) bekannt waren, erreichten die Projekte
zwischen 0,3 und 10 % dieser Zielgruppe.

Die angebotenen Aktivit�ten umfassten ein weites Spektrum: von Kunst und
Handwerk, Theater, Fußball, �ber DJ-Workshops, Graffiti-Projekte bis hin zum
Kajakfahren. Entsprechend ihrer Interessenlage nahmen die Jugendlichen nicht
alle Angebote an. Beliebt waren Projekte in den Wohngebieten, da diese den
Jugendlichen eine gewisse Unabh�ngigkeit ließen bzw. ihnen die M�glichkeit
offerierten, neue Dinge zu sehen und zu tun.

Hinsichtlich der Arbeit mit schwierigen Jugendlichen („difficult youths“) wur-
den unterschiedliche Arbeitsstile verzeichnet. W�hrend einige Projekte eine
klare Null-Toleranz-Strategie („zero tolerance“) zur Reduktion des Risikos
von Fehlverhaltensweisen („misbehaviour“) anwendeten, gingen andere Pro-
jekte auftretende Probleme eher fallbezogen reaktiv an.

Ein differenziertes Meinungsbild herrschte unter den Projektverantwortlichen
hinsichtlich der Frage, ob Angebote unentgeltlich oder gegen ein zumindest
geringes Entgelt angeboten werden sollten. W�hrend letztere M�glichkeit
den Jugendlichen zeigt, dass derartige Angebote bei den Kommunen Kosten
verursachen, war es vor allem die Tatsache, dass alle Projekte in wirtschaftlich
benachteiligten Gebieten stattfanden, die gegen eine auch nur ansatzweise Um-
lage bei den Jugendlichen sprach.

Hinsichtlich der kriminalit�tsbezogenen Wirkungen waren nur drei der sechs
Projekte auswertbar. Nur bei einem dieser drei Projekte wurden im August 2000
R�ckg�nge bei den polizeilich registrierten Taten („incidents reported to the
police“) gemessen. Dieses Projekt zeichnete sich dadurch aus, dass es unter den
dreien das einzige war, in dem derartige Jugendfreizeitangebote vorher allen-
falls ansatzweise bestanden („little existing youth provision“). Die Herstellung
einer Kausalkette bzw. eines Mechanismus zwischen Projektdurchf�hrung und
Effekten war allerdings nicht m�glich, so dass unklar ist, inwieweit „Erfolge“
tats�chlich auf das Projekt zur�ckgef�hrt werden k�nnen.

In den beiden anderen Gebieten waren keine Zusammenh�nge zwischen den
durch die zus�tzlichen Mittel geschaffenen zus�tzlichen Angeboten und poli-
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zeilich registrierten Taten feststellbar. Bei einem dieser beiden Projekte war das
Kriminalit�tsniveau allerdings schon im Vorfeld so niedrig, dass faktisch kaum
Gelegenheit f�r weitere Verbesserungen bestand.

Die Evaluatoren des Home Office zogen aus ihrer Arbeit folgende Schlussfol-
gerungen:

Z Jugendkriminalit�t steigt w�hrend der Sommerferien nicht dramatisch an.

Z Maßvolle Interventionen im Bereich der Jugendarbeit k�nnen einen signifi-
kanten Effekt in vorher unerschlossenen Gebieten („greenfield sites“) haben.

Z Maßvolle zus�tzliche Interventionen k�nnen einen verminderten Effekt in
Gebieten haben, in denen bereits ein angemessenes Angebot der Jugend-
arbeit besteht.

Weitere Informationen

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Policing and
Reducing Crime Unit, Clive House, Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail: PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk
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Kampagne Sicheres Chatten (Sikker Chat) in D�nemark

Organisation

Die im November 2001 in Zusammenarbeit von Red Barnet-Save the Children
Denmark und d�nischem Pr�ventionsrat in ganz D�nemark gestartete Kam-
pagne ist Fortsetzung einer Aktion aus dem Jahr 2000. Damals wurden Kinder
mittels Poster �ber Verhaltensweisen im Hinblick auf ein sicheres Chatten im
Internet informiert.

Konzeptioneller Ansatz

Die Kampagne spricht die Zielgruppe der Eltern an. Poster mit Bildern von
M�nnergesichtern und provozierenden Botschaften wie „‚K�nnen wir uns
treffen?	 – Gr�ße Camilla, 12 Jahre alt“ oder „‚Kann ich dich anrufen?	 – Gr�ße
Sophie, 14 Jahre“ sollen sensibilisieren und ermutigen, mit den eigenen Kin-
dern �ber das Thema „Sicherer Chat im Internet“ zu sprechen, um so krimina-
lit�tsverh�tende Verhaltensweisen zu erreichen.

Inhaltlich geht es insbesondere darum, Kindern und Jugendlichen zu vermit-
teln, pers�nliche Informationen nicht �ber das Internet zu verbreiten und sich
niemals mit einer Person alleine zu verabreden, die man lediglich aus der Kom-
munikation in einem Chatraum kennt.

Neben den Postern umfasst die Kampagne folgende Elemente:

Z Informationen f�r Eltern (verteilt an alle Kinder in den Klassen 5 bis 9);

Z Homepage www.sikkerchat.dk mit Informationen sowohl f�r Kinder/Ju-
gendliche als auch f�r Eltern;

Z Zeitungsanzeigen;

Z Radiowerbung in diversen Kan�len f�r Kinder/Jugendliche;

Z Kooperation mit Providern von Chat sites zur Ver�ffentlichung der Regeln;

Z Poster f�r Schulen, Bibliotheken und Internet-Cafes.

Im Sommer 2002 wurde die Kampagne um Bildungsinformationen f�r Lehrer
und Verantwortliche von Jugendclubs, die Interesse daran haben, das Thema
mit Kindern/Jugendlichen zu behandeln, erg�nzt.
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Sachstand/Erfahrungen

Eine w�hrend der ersten beiden Wochen der Kampagne im Internet durch-
gef�hrte Umfrage zeigte, dass mehr als die H�lfte der 2.753 teilnehmenden
Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren unangenehme sexuelle Kommentare
oder entsprechende Angebote erhalten hatten. 5 % der Kinder und Jugendlichen
gaben an, dass sie unangenehme Situationen im Zusammenhang mit Treffen
mit Personen aus dem Chatraum erlebt hatten. Surveys aus den USA und Eng-
land belegen, so der d�nische Pr�ventionsrat, dass 20 % der Kinder, die chatten,
Sexangebote offeriert werden oder sie andere Formen der Bel�stigung im
Internet erfahren haben.

Die Ergebnisse der Kampagne werden positiv bewertet. Im Oktober 2002, zehn
Monate nach dem Start, wurde die Website t�glich von tausenden von Nutzern
besucht. Der Kooperation mit den großen d�nischen Chatprovidern wird deren
gesteigerten Problembewusstsein zugeschrieben.

Weitere Informationen

Det Kriminalpræventive R�d, Odinsvej 19, 2. Sal, DK-2600 Glostrup

Internet: http://www.crimprev.dk/

eMail: dkr@crimprev.dk

Red Barnet, Rantzausgade 60, DK-2200 KØbenhavn N

Internet: http://www.redbarnet.dk

eMail: rb@redbarnet.dk
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Neuer Anfang (Ny Start) – ein soziales Lernen f�rderndes
Projekt in vier d�nischen Gemeinden

Organisation

Das Projekt „Neuer Anfang“ (Ny Start) wurde vom Nationalen Kriminalpr�-
ventiven Rat in Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium initiiert und durch
das Askovgaarden Zentrum f�r Methoden, Entwicklung und Qualit�t ent-
wickelt.

Im Rahmen eines Pilotprojektes wurde es im Zeitraum 1998 bis 2000 zun�chst
in vier d�nischen Gemeinden (mit je ca. 30.000 Einwohnern) erprobt. Nach
Abschluss dieses Pilotprojekts wurde das Angebot auf etwa 20 weitere d�nische
Gemeinden ausgeweitet. Vorab erhielten hierzu 250 Sozialarbeiter eine entspre-
chende Ausbildung.

Konzeptioneller Ansatz

Bei „Neuer Anfang“ handelt es sich um ein auf lernpsychologischer und er-
kenntnistheoretischer Grundlage aufbauendes, soziales Lernen f�rderndes Pro-
jekt, das ganzheitlich den Erwerb umfassender sozialer Kompetenzen anstrebt.
Schwerpunktm�ßig steht dabei soziales Lernen im Mittelpunkt: Der Einzelne
soll bef�higt werden, seine Lernpr�ferenzen selbst festzulegen; Pers�nlich-
keitsentwicklung wie positives Sozialverhalten sollen gleichermaßen gef�rdert
werden.

Neben der Vermittlung sozialvertr�glicher Verhaltensweisen zielt das Projekt
aber auch vor allem darauf ab, den Teilnehmern �ber eine g�nstigere Pers�n-
lichkeitsentwicklung Wege zur sozialen Integration aufzuzeigen.

Ziele und Inhalt des Programms sind zur m�glichst wirksamen Umsetzung
durch das Personal in einem maßnahmen- und zielgruppenorientierten, zu Aus-
bildungszwecken erstellten Leitfaden zusammengefasst.

Dies stellt insofern eine Neuerung dar, als die zielgruppenorientierte praktische
Ausbildung auf dem sozialen Sektor t�tigen Personals in D�nemark bislang
nicht �blich war. Sie ist jedoch unbedingt erforderlich, wenn die ergriffenen
Maßnahmen zielgerichtet und in ihren konkreten Ergebnissen evaluierbar sein
sollen.

Das Leitmotiv von „Neuer Start“ lautet: Innehalten – Nachdenken – Handeln.

Konfrontiert mit heftigen und tiefgreifenden Emotionen hervorrufenden Erleb-
nissen, sollen die Jugendlichen zun�chst lernen, innezuhalten. Anschließend
soll dann ein Prozess des Nachdenkens einsetzen, in dessen Verlauf sich die
Jugendlichen �ber ihre eigentlichen Ziele klar werden sollen. In einem n�chsten
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Schritt sind sodann die zur Erreichung dieser Ziele m�glichen Schritte und
deren jeweilige Konsequenzen ins Auge zu fassen. Schließlich gilt es, sich
f�r ein konkretes Handeln zu entscheiden und dieses auch anzugehen. R�ck-
blickend ist dieses gew�hlte Vorgehen dann insbesondere im Hinblick darauf
kritisch zu bewerten, ob es auch noch andere, m�glicherweise bessere Hand-
lungsalternativen gegeben h�tte.

Die Jugendlichen werden auf diese Weise zu selbstst�ndigem und eigenverant-
wortlichem Handeln angeleitet.

In den Programmablauf �bersetzt bedeutet das Vorgehen zun�chst einmal die
Bildung einer Projektgruppe aus sechs bis acht Jugendlichen im Alter zwischen
12 und 18 Jahren. Der Altersunterschied sollte m�glichst gering sein, da man
gerade in diesem Alter gerne unter sich ist. Eine weitere Unterteilung in 12- bis
14-j�hrige und 15- bis 18-j�hrige erscheint daher sinnvoll.

Der Programmstart erfolgt mit dem Durchlauf einer etwa 8-t�gigen Kontakt-
phase. Daran schließt eine ebenfalls 8-t�gige Motivationsphase an. Ziel ist zu-
n�chst das Zusammenleben zur Herausbildung eines Gruppengef�hls. Im An-
schluss folgt die etwa 4-monatige Lernphase. Dieser Abschnitt verfolgt die
Vermittlung sozialer F�higkeiten anhand des erstellten Leitfadens als Ziel.
Die Phase umfasst drei Unterrichtstage pro Woche mit 25 Stunden Wissens-
vermittlung plus 19 Stunden externen „Anschauungsunterrichts“. Abschluss
bildet die etwa 1 1/2-j�hrige Integrationsphase. In dieser Phase sollen die
Jugendlichen lernen, die in der sozialen Wirklichkeit gelernten F�higkeiten
anzuwenden und eigene Ziele zu verfolgen. Auch diese Phase wird von erwach-
senen Bezugspersonen begleitet.

Sachstand/Erfahrungen

In ihrem Abschlussbericht kommt die Evaluatorengruppe zu folgendem Fazit
hinsichtlich der Programmbewertung, eingetretenen Verhaltens�nderungen
und psychologischen Aspekten:

Z Bei der Zielgruppe handelte es sich durchweg um – pers�nlichkeitsbedingt –
mehr oder weniger stark verhaltensgest�rte Jugendliche.

Z 75 % der Jugendlichen profitierten in psychischer wie physischer Hinsicht
von der Projektteilnahme und waren danach sozial st�rker integriert.

Z Verglichen mit der Kontrollgruppe haben die Projektteilnehmer sehr viel
besser abgeschnitten.

Z Bei einigen wenigen Projektteilnehmern blieb das Programm ohne Wirkung.

Z Das Programm half Drogenmissbrauch sowie impulsives und aggressives
Verhalten abzubauen und verbesserte die soziale Interaktion.
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Z Die Abbrecherquote war ausgesprochen niedrig.

Z Die Jugendlichen beteiligten sich mit großem Engagement an den Pro-
grammaktivit�ten.

Z Die Jugendlichen verbesserten ihre F�higkeit zur Formulierung und realis-
tischen Verfolgung zukunftsgerichteter Ziele.

Z Der famili�re Zusammenhalt wurde gest�rkt.

Z Eltern standen �ber die gesamte Laufzeit des Projekts in st�ndigem Kontakt
zu den Sozialarbeitern.

Z Auf die Zielgruppe zugeschnittene sonderp�dagogische Begleitmaßnahmen
erwiesen sich als mitentscheidend f�r den Erfolg.

Das Projekt wurde von d�nischer Seite f�r den Europ�ischen Pr�ventionspreis
(ECPA) 2001 nominiert. Die positiven Ergebnisse des im Jahre 1998 begonne-
nen und mittlerweile in gut zwei Dutzend d�nischen St�dten laufenden Pro-
gramms haben die ECPA-Jury außerordentlich beeindruckt.

Weitere Informationen k�nnen angefordert werden bei gph@askovgaarden.dk
bzw. wie nachfolgend angegeben.

Weitere Informationen

Askovgaarden, Korsgade 60, 2200 Copenhagen N

eMail: pih@askovgaarden.dk

Det Kriminalpræventive R�d, Odinsvej 19, 2. Sal, DK-2600 Glostrup

Internet: http://www.crimprev.dk

eMail: dkr@crimprev.dk
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Pr�vention von Raub�berf�llen und Straßengewalt im
Zentrum von Helsinki

Organisation

In den sp�ten 90 er Jahren wurde in der Innenstadt von Helsinki eine starke
Steigerung von Raub�berf�llen und F�llen von Zahlungsbetrug („payment
frauds“) verzeichnet. Auch die Straßengewalt („street violence“) nahm immer
schwerere Formen an.

Das subjektive Sicherheitsgef�hl war niedrig wie nie zuvor.

Mit der steigenden Kriminalit�tsbelastung in den geschilderten Bereichen ent-
stand 1998 die Idee eines Projektes zur Pr�vention der Raubkriminalit�t. Eine
bis zum Jahr 2000 zu verzeichnende Problemversch�rfung f�hrte dar�ber
hinaus zur Ergreifung weiterer Maßnahmen, um die Situation unter Kontrolle
zu halten.

Eine dieser Maßnahmen war die Kooperation mit den sozialen Diensten der
Stadt Helsinki (Helsinki Social Services Department’s welfare office). U. a.
wurde ein somalischer Sozialarbeiter angestellt, da somalische Jugendliche
h�ufig unter den T�tern vertreten waren.

Das Projekt verursachte bei der Innenstadtspolizei (Downtown Police) in Hel-
sinki mit ca. 5.000 A eher geringe Kosten. Seitens der Stadt waren 25.000 A f�r
den Sozialarbeiter zu tragen.

Konzeptioneller Ansatz

Vor der Umsetzung von Interventionen wurde unter Einbeziehung der sozialen
Dienste der Stadt Helsinki nach den Gr�nden der (wiederholten) Straff�lligkeit
der Jugendlichen geforscht. Zus�tzlich wurden Auswertungen hinsichtlich der
H�ufigkeit von Straftaten, der r�umlichen Verteilung der Tatorte und der T�ter
durchgef�hrt. Im Rahmen der Auswertung zeigte sich, dass zwischen zwei
Gruppen von T�tern unterschieden werden musste:

Eine Gruppe bestand aus Jugendlichen ethnischer Minorit�ten, die haupts�ch-
lich f�r Angriffe und �berf�lle auf andere Jugendliche, die ihre Freizeit im
Zentrum von Helsinki verbrachten, verantwortlich waren. Die zumeist eher
nicht geplanten Taten konzentrierten sich auf Abende und Wochenenden. Wei-
tere Analysen zeigten, dass insbesondere soziale Unterschiede zu Hause und in
der Schule als eine Ursache der Delinquenz betrachtet werden mussten. Beson-
ders auffallend war der hohe Anteil von Somalis in dieser Gruppe. Viele der am
meisten belasteten T�ter waren im Zuge von Familienzusammenf�hrungspro-
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grammen nach Finnland gereist und zeichneten sich durch schwache bzw. in-
stabile famili�re Verh�ltnisse aus.

Die zweite T�tergruppe ließ sich als professionell charakterisieren. Die ihnen
zugerechneten Taten umfassten eine Kombination von Raub und Mittel des
Zahlungsbetruges. Urspr�nglich auf den Zahlungsbetrug spezialisiert, weiteten
die T�ter ihr Bet�tigungsfeld sp�ter auf Raub�berf�lle aus, um auf dies Weise
Zugang zu Scheck- und Kreditkarten zu erlangen. Opfer waren h�ufig alkoho-
lisierte m�nnliche Erwachsene, die sich auf dem R�ckweg vom Nachtleben
Helsinkis zu ihrer Wohnung befanden. Die Straftaten konzentrierten sich haupt-
s�chlich auf die Gegend um den Hauptbahnhof und die Einkaufsstraßen („en-
tertainment area“), die sich durch eine konstante Fluktuation auszeichneten.
Viele Menschen m�ssen diese Gegend f�r ihren Weg zur und von der Arbeit
nutzen und viele verbringen dort ihre Freizeit.

Das Projekt wurde insbesondere auf Wiederholungst�ter („repeat offenders“)
zugeschnitten, da ein solches Vorgehen effektiver erschien, als Verhaltens�nde-
rungen potenzieller Opfer des Nachtlebens herbeizuf�hren. Projektelemente
waren eine zentralisierte Ermittlung sowie die enge Koordination zwischen
den Bereichen Ermittlungen und Arbeit vor Ort. Ein Ermittler pro Ermittlungs-
gruppe im Downtown Police District sollte sich einzig und allein auf Straßenge-
walt konzentrieren.

Sachstand/Erfahrungen

Nachdem das Problem trotz der getroffenen Maßnahmen der Polizei zu eska-
lieren schien, wurde erkannt, dass die in die Bek�mpfung des Zahlungsbetruges
investierten Ermittlungen zu Lasten der Raubermittlungen gegangen waren; ein
Fehler, der im Sommer 1999 korrigiert wurde.

Nachdem im Juli 1999 noch 102 Tatverd�chtige afrikanischer (16 %) oder ara-
bischer (84 %) Herkunft im Zusammenhang mit F�llen von Zahlungsbetrug
ermittelt wurden, ging die Zahl im August auf zw�lf und f�r die folgenden vier
Monate bis zum Jahresende auf zehn zur�ck.

Das Anti-Raub-Projekt wurde mit einer Umgestaltung der Ermittlungsarbeit im
Jahr 2000 dergestalt fortentwickelt, dass die Kooperation mit dem Außendienst
verbessert und eine Zusammenarbeit mit dem Sozialdienst der Stadt Helsinki
eingerichtet wurde. Dieser nahm ein Jahr sp�ter dadurch eine aktivere Rolle in
dem Projekt ein, dass er einen Sozialarbeiter speziell f�r die Arbeit mit der
somalischen Bev�lkerung einstellen konnte. Dieser sollte dabei helfen, die
Probleme hinsichtlich der Kooperation mit den jugendlichen T�tern, ihren Fa-
milien und der somalischen Gemeinde in Helsinki zu l�sen. Ziel war es, die
verschiedenen Parteien an einen Runden Tisch zu bekommen.
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Das Projekt wurde hinsichtlich seiner Effekte untersucht. Auf der Basis der
gefassten Tatverd�chtigen ist von einem signifikanten R�ckgang der F�lle
von Straßengewalt unter Beteiligung somalischer Jugendlicher auszugehen.

Die Beteiligung des Sozialdienstes war ein wesentlicher Bestandteil des Pro-
jektes.

F�r die somalischen Jugendlichen war neu, dass sie nun auch in Pflegeeinrich-
tungen („foster homes“) �ber das Land verteilt untergebracht wurden.

Aus praktischer Sicht war die entwickelte Kooperation von Polizei und Sozial-
dienst am bedeutsamsten. Diese wurde auch nach offiziellem Projektabschluss
Ende April 2001 fortgesetzt. �ber traditionelle Polizeiarbeit und Kooperatio-
nen z. B. von Banken und Versicherungen gelang es schließlich auch, die Zahl
an Tatverd�chtigen im Bereich Zahlungsbetrug zu verringern.

Das Projekt war Beitrag f�r die good practice-Konferenz des EUCPN am
7./8. 10. 2002 in Aalborg/DK.

Weitere Informationen

Helsinki Police Department, Downtown Police District
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Programa Escolhas – Reduzierung von Jugendkriminalit�t in
den Distrikten Lissabon, Oporto und Setfflbal

Organisation

Programa Escolhas ist ein portugiesisches Projekt zur Reduzierung von Jugend-
kriminalit�t in den Distrikten Lissabon, Oporto und Setfflbal. Als Projektstand-
orte wurden 53 benachteiligte Gebiete in den genannten Distrikten ausgew�hlt.
F�r die Organisation sind ein Koordinator auf nationaler Ebene, drei Koordina-
toren aus den Distrikten und mehrere regionale Koordinatoren zust�ndig. Die
regionalen Koordinatoren bilden drei Teams zu jeweils sechs bis acht Personen,
die mit der Planung und Durchf�hrung des Projektes an den Projektstandorten
beauftragt sind. Dar�ber hinaus werden 68 Vermittler, zwei Betreuer f�r die
Vermittler und 138 Stipendiaten („Bolseiros“) eingesetzt. Das Projekt l�uft
�ber drei Jahre und kostet j�hrlich knapp 7,5 Millionen A.

Neben einer internen wird auch eine externe Projektevaluation durchgef�hrt.
Diese konzentriert sich auf die Schl�sselbereiche Programmkonzeption,
Durch- und Ausf�hrung, Managementstrukturen, Hindernisse und Auswirkun-
gen.

Konzeptioneller Ansatz

Im Sommer 2000 kam es zu einem signifikanten Anstieg von Jugendkrimina-
lit�t in den drei Distrikten Lissabon, Oporto und Setfflbal. Die einzelnen Vorf�lle
wurden sofort von den Medien aufgegriffen, was zu einer verst�rkten Verunsi-
cherung der portugiesischen Bev�lkerung f�hrte. Verbunden war damit auch
die soziale und berufliche Ausgrenzung der T�ter und der gef�hrdeten Jugend-
lichen, die in einem der „kriminell auff�lligen“ Gebiete lebten.

Programa Escolhas strebt die Erreichung folgender Ziele an:

Z Reduzierung der Jugendkriminalit�t und Kriminalit�t in den 53 ausgew�hl-
ten Gebieten;

Z Verringerung von Furcht und Verunsicherung in der portugiesischen Be-
v�lkerung;

Z R�ckgang von Schulschw�nzerei und Schulabbruch;

Z Verringerung aggressiven Verhaltens und anderem Risikoverhalten;

Z Entwicklung sozialer, zwischenmenschlicher und vorberuflicher F�hig-
keiten;

Z Entwicklung von Alternativen, um die Jugendlichen „von der Straße zu
holen“.
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Zielgruppen, die angesprochen werden sollen, sind:

(1) ca. 2.000 gesellschaftlich ausgegrenzte bzw. gef�hrdete Jugendliche mit
geringer schulischer und beruflicher Qualifikation – T�ter wie auch Opfer
– (666 pro Distrikt und 38 pro Gebiet), �berwiegend im Alter von 12 bis 18
Jahren aber auch Kinder im Alter von 6 bis 11 Jahren;

(2) �rtliche Partner und Jugendliche, die als Vermittler in den jeweiligen Ge-
bieten auftreten;

(3) Heimatgemeinden der ausgew�hlten Jugendlichen und die Bev�lkerung im
Allgemeinen.

Sachstand/Erfahrungen

In der ersten Phase des Projektes wurde ein Befund �ber die Teilnahmekriterien
erstellt, der dazu diente, Risiken und Faktoren �ber die einheimischen Jugend-
lichen und Straft�ter zusammenzutragen. U. a. wurden folgende Faktoren er-
mittelt: Schulvers�umnis/Schulabbruch, Schwangerschaft von Jugendlichen,
Armut, aggressives Verhalten, mangelnde elterliche Obhut, geringf�gige Frei-
zeitgestaltung, Probleme im Umgang mit Gleichaltrigen.

Alle durchgef�hrten Maßnahmen des Projektes basierten auf dem zuvor erstell-
ten Befund.

Bei der Durchf�hrung des Programms wurde so weit wie m�glich auf �rtlich
bzw. national vorhandene Ressourcen zur�ckgegriffen.

Aus der noch andauernden Evaluation wurden dem Europ�ischen Netz f�r
Kriminalpr�vention im Oktober 2002 folgende Ergebnisse pr�sentiert:

Auf Basis der Ministerratsresolution Nr. 4/2000 sollten �rtliche und zentrale
Einrichtungen Personal f�r das Projekt „Programma Escolhas“ bereitstellen.
Diese Einrichtungen sahen sich jedoch aufgrund genereller Personalknappheit
nicht in der Lage, f�r das Projekt Mitarbeiter abzustellen. In Folge dessen wurde
der ehemals geplante Personalbestand f�r das Projekt verkleinert. Ein weiteres
personelles Problem lag in der mangelnden Betreuung der Vermittler. Die im
Rahmen der �rtlichen Partnerschaft gewonnenen Vermittler, u. a. auch selbst
gef�hrdete Jugendliche, bedurften der Anleitung und Betreuung durch entspre-
chendes Personal, was bei der Projektkonzeption nicht vorgesehen wurde.

Nicht geplant waren auch Trainingsprogramme f�r das Personal, um sie f�r die
�rtliche Planung und Umsetzung der Projekte zu schulen. Die Trainingspro-
gramme wurden durchgef�hrt, als insbesondere mangelnde F�higkeiten des
Personals im Bereich strategische Planung, Kommunikation, psycho-soziale
Rehabilitation, psychische Gesundheit festgestellt wurden. Thematisch lag
der Schwerpunkt der Schulungen vor allem im Bereich der strategischen Pla-
nung.
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Dar�ber hinaus wurde festgestellt, dass die Pflege der �rtlichen Partnerschaften
zu viel Zeit in Anspruch nahm, was insbesondere auf die lange Projektdauer
zur�ckzuf�hren ist. Die Aufrechterhaltung und Mobilisierung entsprechender
Verbindungen �ber einen dreij�hrigen Zeitraum beanspruchte sehr viel Zeit, die
eher in die Pr�sentation der Projektergebnisse investiert h�tte werden sollen.

Aus der internen Evaluation gingen folgende Ergebnisse hervor (Angaben bis
Juni 2002):

Z In den 53 ausgew�hlten Gebieten wurden 70 Projekte durchgef�hrt;

Z 1.874 gef�hrdete Jugendliche und T�ter nahmen an den Projekten teil;

Z 477 individuelle Treffen zwischen Projektangestellten und �rtlichen Part-
nern fanden statt;

Z 84 Gruppenmeetings zwischen den Projektangestellten und den �rtlichen
Partnern wurden organisiert;

Z 3.205 gef�hrdete Jugendliche wurden ermittelt;

Z 68 Vermittler, die an einem Trainingskurs und in einem �rtlichen Projekt
teilnahmen, waren an dem Projekt Escolhas beteiligt;

Z 138 Stipendiaten nahmen an einem kurzen Trainingskurs und einem �rt-
lichen Projekt teil;

Z 155 ermittelte Jugendliche wurden an andere Institutionen zu ihrer sozialen
und beruflichen Integration vermittelt (96 Prozent zu Trainingskursen und 4
Prozent an die Schule oder Arbeitsmarkt).

Publikation des Projektes:

Vorgesehen sind f�nf externe Evaluationsberichte, ein Abschlussbericht, eine
Studie �ber die Charakteristika der Zielgruppe und die Pr�sentation der Eva-
luationsergebnisse auf der Homepage www.programaescolhas.pt.

Weitere Informationen

Sede Lisboa, Campo Grande n˚ 5-A, 1700–087 Lisboa

Delegacao Porto, Avenida Boavista 1681 E d. Bristolsala 23, 4000–130 Porto

Delegacao Setfflbal, Avenida Independencia das Col�nias n˚ 24 3˚B, 2900–406
Setfflbal

Internet: http://www.programaescolhas.pt

eMail: escolhas@programaescolhas.pt
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Sommeraktivit�ten f�r Jugendliche:
Ville Vie Vacances (VVV) in Frankreich

Organisation

„Stadt Leben Ferien“ (Ville Vie Vacances – VVV) wurde im Jahr 1981 zur
Bek�mpfung der schweren Gewaltkriminalit�t von Jugendlichen in den Vor-
orten von Lyon (ca. 415.000 Einwohner) zun�chst unter dem Namen „Anti
�t� chaud“ ins Leben gerufen. Als „Ville Vie Vacances“ wurde das Programm,
das vor allem kulturelle, sportliche und andere Freizeitbesch�ftigungen w�h-
rend der Ferien umfasst, sp�ter auf das gesamte Land ausgeweitet.

Das Programm wird auf nationaler Ebene durch einen aus neun Ministerien
bestehenden interministeriellen Ausschuss gesteuert. Durchgef�hrt wird es
auf regionaler Ebene durch eine verantwortliche Einheit, zust�ndig f�r Aus-
wahl, Realisation und weitere Entwicklung von �rtlichen Projekten in enger
Zusammenarbeit mit den kommunalen R�ten f�r Kriminalpr�vention (conseils
communaux de pr�vention de la d�linquance).

In 50 % der F�lle sind �rtliche Strukturen am Programm beteiligt. Davon wer-
den 37 % durch kommunale Organisationen zur Verf�gung gestellt, im �brigen
beteiligen sich auch Vereine und nichtstaatliche Organisationen.

Die personelle Ausgestaltung des Programms gliedert sich auf in 14 % Ehren-
amtliche (b�n�voles), 15 % Angestellte der Institutionen, 9 % weiter zur Ver-
f�gung stehende Angestellte, 5 % Praktikanten, 35 % langfristige Mitarbeiter
des Programms, 23 % Mitarbeiter auf Zeit.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Programm werden vor allem Jugendliche im Alter von 13 bis 19 Jahren
angesprochen, die als auff�llig oder gef�hrdet gelten und nicht den gew�nsch-
ten Zugang zu den „�blichen“ Freizeitstrukturen finden. Der dadurch ver-
ursachten Unt�tigkeit, die sich besonders w�hrend der Schulferien auswirkt,
soll entgegengewirkt werden. Denn gerade in der Ferienzeit wird die Gefahr
gesehen, dass die Jugendlichen Aktivit�ten entfalten, die zu wachsender Unsi-
cherheit in der Bev�lkerung f�hren.

„Ville Vie Vacances“ bem�ht sich um die Einbeziehung von Jugendlichen, in
dem es ihre gesellschaftliche und wirtschaftliche Integration f�rdert. Die Ju-
gendlichen werden sowohl in den Entwurf als auch in die weitere Entwicklung
von Projekten einbezogen.
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Zu dem Programm geh�rt die Finanzierung verschiedener Aktivit�ten: Sport
(23 %), kommunale Aktivit�ten (21 %), Kunst (13 %), kulturelle und p�dago-
gische Aktivit�ten (17 %).

Das Angebot erfolgt sowohl w�hrend der Sommerferien (50 %) als auch w�h-
rend anderer Schulferien (50 %).

Es geht �ber das urspr�ngliche Ziel der Gewaltpr�vention mittlerweile weit
hinaus. Unter Einbeziehung der Eltern und Erwachsenen umfasst es die Ent-
deckung der pers�nlichen F�higkeiten sowie die Vermittlung moralischer Wer-
te, die �bertragung von (Wohlt�tigkeits)Aufgaben, von Besch�ftigungsstellen
u. v. m.

In Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium werden seit 1991 im Rahmen
des Programms „un �t� au cin�“ mittlerweile in 350 Kinos�len erm�ßigt Filme
vorgef�hrt.

F�r das Jahr 2001 wurden f�nf Schwerpunkte gesetzt, so eine verst�rkte Zu-
sammenarbeit der auf die Pr�vention spezialisierten Institutionen, vermehrte
Teilnahme von jungen M�dchen an den Programmen (bislang nur 33 %), ver-
besserte Qualit�t des Angebotsrahmens, insbesondere der Bildungangebote,
Gewaltpr�vention durch spezielle Projekte f�r auff�llige Minderj�hrige und
Heranwachsende. Zudem werden in den Touristikzentren vermehrt neue Emp-
fangszentren f�r Jugendliche eingerichtet (PAJECOT: plan d’acceuil des jeunes
dans les communes touristiques).

Nach dem PAJECOT k�nnen seit 1999 in den Regionen, die w�hrend der Schul-
ferien starke saisonale Bev�lkerungsfluktuationen durchleben, Empfangszen-
tren eingerichtet werden. Damit soll dem Ph�nomen der Ausgrenzung der
Jugendlichen in den Einrichtungen der Stadt abgeholfen und ein gelungener
Ablauf des Aufenthaltes gew�hrleistet werden. Am 19. 6. 2000 wurde ein
diesbez�glicher Beschluss gefasst, der noch in demselben Jahr von den Regio-
nen Les Landes, Gironde, Hautes Alpes und der Stadt Dunkerque verwirklicht
wurde.

Ebenfalls im Rahmen von „Ville Vie Vacances“ bietet das Ministerium f�r
Auslandsangelegenheiten Jugendlichen zwischen 17 und 25 Jahren in Afrika
Arbeitspl�tze an. Im Jahre 2000 nahmen 600 Jugendliche teil.

Sachstand/Erfahrungen

Von urspr�nglich elf teilnehmenden D�partements im Jahre 1982 ausgehend,
deckt das Programm heute das gesamte Landesgebiet ab (seit 1997 91 D�par-
tements). Auch in seiner Angebotsvielfalt wird es immer mehr ausgeweitet.
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W�hrend 1999 noch 812.000 Kinder und Jugendliche teilnahmen, waren es im
Jahre 2000 schon 900.000. 77 % der Teilnehmer waren zwischen elf und 18
Jahren alt; 12 % waren Kinder unter elf Jahren und 10 % Heranwachsende.

Die kulturellen- und Freizeitvereine konnten ihre Teilnahme am Programm auf
27 % gegen�ber 19 % im Jahre 1999 steigern, ebenso die Spezialeinrichtungen
zur Pr�vention, die nun 13 % statt vormals 9 % �bernehmen. 48 % der T�tigkeit
verbleiben bei der Kommune. Die Beteiligungen von B�rger- und Jugendver-
einigungen (7 % ), sowie die nationalen Verb�nde (4 % ) und die mission locale
(3 %) bewegen sich im einstelligen Bereich.

Im Jahre 1999 wurden staatliche Mittel in H�he von 92 Millionen Francs zur
Verf�gung gestellt, davon 50 Millionen von dem „minist
re de la ville“ (St�dte-
ministerium). 63 Millionen Francs wurden auf �rtlicher Ebene bereitgestellt.

F�r das Jahr 2001 wurden deutlich mehr, n�mlich 123 Millionen Francs ge-
w�hrt. Der Ministerrat f�r innere Sicherheit hat zudem 40 Millionen Francs f�r
40 vorrangig zu behandelnde D�partements gew�hrt. Dazu kommen die Aus-
gaben der Gebietsk�rperschaften und Familienversorgungskassen sowie Fami-
lienvereine. Dies waren 240 Millionen Francs im Jahre 2000.

Weitere Informationen

D�l�gation interminist�rielle 
 la ville, 194, avenue du Pr�sident Wilson, 93217
Saint-Denis La Plaine

Internet: http://www.ville.gouv.fr/infos/div/index.html

eMail: div-info@ville.gouv.fr

Jugendkriminalit�t/Jugendschutz

101





Youth Inclusion Programme (YIP) in Großbritannien

Organisation

Unter Aufsicht des 1998 mit dem „Crime and Disorder Act“ auf nationaler
Ebene eingerichteten Youth Justice Board (YJB) wird seit 1998 ein nationales
„Youth Inclusion Programme“ f�r benachteiligte bzw. sog. Mainstream-Akti-
vit�ten entfremdete Jugendliche durchgef�hrt.

Das Programm besteht aus lokalen Projekten (Youth Inclusion Projects – YIPs)
in 70 der am meisten benachteiligten (deprived) Wohngebieten (neighbour-
hoods) in England und Wales. F�r die Umsetzung verantwortlich sind dort sog.
„Youth Offending Teams“ (YOTs) und ihre kommunalen und freiwilligen Part-
ner.

Das YJB ist auf Programmebene vor allem verantwortlich f�r das Anerken-
nungsverfahren im Zusammenhang mit der F�rderung lokaler Projekte. Die
Firma Cap Gemini Ernst & Young UK Ltd. unterst�tzt als sog. „National Sup-
porter“ das Programm durch

Z Definition und Verwaltung der Kernprogrammprozesse (in Zusammenarbeit
mit dem YJB);

Z Identifikation und Verbreitung sog. „good practice“ in Form schriftlicher
Anleitungen sowie durch Aus- und Fortbildung;

Z Betreuung der Wissenssammlung (Knowledgebase – KBASE);

Z individuelle Projektunterst�tzung, soweit notwendig.

Zur Unterst�tzung lokaler Projekte wurde neben der Wissenssammlung (KBA-
SE) auch ein Management Information System (YIPMIS) geschaffen, das dabei
helfen soll, die Daten zu verarbeiten, die f�r eine effektive Projektdurchf�hrung
ben�tigt werden. Durch periodische Zurverf�gungstellung der Daten an den
National Supporter sowie den National Evaluator sollen diese in die Lage ver-
setzt werden, den Fortschritt des Gesamtprogramms zu bewerten.

Lokale Projekte werden mit j�hrlich 75.000 Pfund unterst�tzt, wobei 6.500
Pfund f�r die Evaluation vorgesehen sind. Im Falle der Mischfinanzierung wird
den Projektnehmern geraten, die YIP-Projektziele mit denen der anderen Fi-
nanzpartner aufeinander abzustimmen.

Konzeptioneller Ansatz

Auf der Basis kriminalstatistischer Auswertungen wird in Großbritannien
davon ausgegangen, dass sich Kriminalit�t in speziellen Wohngegenden
(neighbourhoods) konzentriert. Die in diesen Gebieten wohnenden Jugend-
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lichen unterliegen demnach einem hohen Risiko, in Kriminalit�t abzuglei-
ten:

Z 40 % der Kriminalit�t konzentriert sich auf 10 % der �rtlichkeiten;

Z 1.500 bis 2.000 „neighbourhoods“ werden als hochkriminalit�tsbelastet ein-
gestuft;

Z 2/3 der mehrfach auff�lligen Jugendlichen wachsen in diesen Nachbarschaf-
ten auf;

Z Vorgabe f�r lokale Projekte im Rahmen des Youth Inclusion Programme
(YIP) ist die gebietsbezogene Reduktion;

Z von Kriminalit�t um 30 %;

Z von Festnahmen (arrests) um etwa 60 %;

Z des Schulschw�nzens sowie der Schulausschlussverfahren um ein Drittel.

Lokale YIPs haben sich jeweils an die 50 („the fifty“) dem gr�ßten Kriminali-
t�tsrisiko unterliegenden bzw. bereits delinquenten Jugendlichen im Alter zwi-
schen 13 und 16 Jahren in sozial benachteiligten Wohngegenden zu richten.

Ziel der Projekte ist die Einbeziehung der schwierig zu erreichenden Jugend-
lichen in sog. „mainstream activities“. Zudem soll ihnen Unterst�tzung zur
�berwindung sozialer Probleme offeriert werden. Durchaus erw�nscht ist, dass
Projekte die Gruppe der 13- bis 16-j�hrigen Jugendlichen insgesamt anspre-
chen, wobei der Schwerpunkt allerdings bei einer Kerngruppe von max. 50
Jugendlichen liegen muss. Diese Zielgruppe soll unter Federf�hrung des
YOT �ber einen Konsultationsprozess verschiedenster kommunaler Akteure
(YOT, Polizei, Sozialarbeit, Bildung/Schule, weitere kommunale Dienstleister)
identifiziert werden. Erstellte Risikokriterien sollen den einzelnen Dienststel-
len bei diesem Selektionsprozess helfen.

Besonderer Wert wird darauf gelegt, die identifizierten Jugendlichen auch tat-
s�chlich einzubinden. Dies soll durch �berweisungen der beteiligten Dienst-
stellen sichergestellt werden.

Die Beteiligung der Jugendlichen ist freiwillig. Ziel ist, dass jedes Projekt einen
von lokalen N�ten und Bedingungen abh�ngigen Mix an Aktivit�ten offeriert.
Dies k�nnen sein: Mentoren-Projekte, Sport und andere konstruktive Arten der
Freizeitbesch�ftigung, Hilfen/Unterst�tzungsleistungen f�r Eltern und im So-
zialbereich T�tige, Aktivit�ten im Umweltbereich, Unterst�tzungsleistungen
im Bildungsbereich, Jobqualifikationstrainig etc.

Da sich Bedingungen ver�ndern, aber Jugendliche auch ihres Alters wegen aus
der Zielgruppe der „the fifty“ herausfallen k�nnen, soll der Identifizierungs-
prozess im Sinne eines „review“ regelm�ßig (wenigstens alle sechs Monate)
wiederholt werden, um neue Jugendliche in Projekte aufnehmen zu k�nnen.
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Sachstand/Erfahrungen

Auf der Basis eines Evaluationsberichtes von Morgan, Harris Burrows (MHB)
vom September 2001 wird u. a. �ber folgende Erfahrungen berichtet:

Z 70 lokale Projekte werden betrieben, davon sind 64 �lter als drei Monate.

Z Vorliegende Daten lassen annehmen, dass die Projekte in den Polizeidienst-
stellen (Basic Command Units – BCUs) organisiert werden, in denen die
Kriminalit�tsraten wenigstens um ein Drittel, zum Teil um das Doppelte �ber
dem nationalen Durchschnitt liegen. Unter Ber�cksichtigung der nat�rlichen
Schwankungen von Kriminalstatistiken liegen deutliche Hinweise vor, dass
eine signifikante Zahl an Projekten am Beginn deutlicher Kriminalit�tsr�ck-
g�nge steht. In f�nf Projekten mit einer Laufzeit von mittlerweile �ber einem
halben Jahr wurden deutliche Kriminalit�tsr�ckg�nge (von 32 % in Doncas-
ter bis zu 14 % in Gateshead und Wrexham) gemessen.

Z Probleme bestehen in der gebietsbezogenen Ausweisung polizeilicher Ar-
restzahlen. Bei drei Projekten, die sich mittlerweile �ber neun Monate sicher
auswerten lassen, wurden R�ckg�nge zwischen 12 % und 34 % festgestellt.
Bei einer Auswertung individueller Arrestzahlen der Jugendlichen aus der
Zielgruppe der „the fifty“ zeigte sich im Vergleich der Raten vor und nach
Einbindung in Projektaktivit�ten ein R�ckgang von 30 %. Zudem sank die
Zahl der Delikte, f�r die die Jugendlichen inhaftiert wurden, um 18 %.

Z Im Bereich Schulschw�nzen stiegen die Zahlen an, wobei dies mit dem kurz
bevorstehenden Ende der Schulzeit erkl�rt wird. Die auff�lligen Jugend-
lichen aus den Projekten waren im Durchschnitt bereits 15 Jahre alt. Dagegen
wurde eine 33 %-Reduktion im Bereich der Schulausschl�sse (fixed term
exclusions) registriert.

Z YIPs gelingt es, bekannte delinquente Jugendliche als Zielgruppe einzubin-
den. Daten der 35 YIPs, die auch Festnahmedaten vorhalten, zeigen, dass
mehr als die H�lfte (55 %) der in die Projekte eingebundenen Jugendlichen
seit Januar 2000 wenigstens einmal festgenommen worden waren. Der Anteil
der Jugendlichen in den Projekten, die der Gruppe der „the fifty“ zuzurech-
nen sind, ist im Verlauf der letzten neun Monate jedoch gefallen. Weniger
geworden ist auch die Zahl an Einzelinterventionen. Dies wird dahingehend
gedeutet, dass die Projekte ihre Listen der „the fifty“ nicht regelm�ßig ak-
tualisieren.

Z Eine Auswertung der Projektaktivit�ten kommt zu dem Schluss, dass tat-
s�chlich die Gruppe der „the fifty“ die gr�ßte Unterst�tzung erf�hrt. YIP-
MIS-Daten f�r April bis Juni 2001 zeigen, dass Projekte sich im Durchschnitt
54 Stunden den Jugendlichen der „the fifty“ widmeten, einen Großteil davon
in Gruppenarbeit. Die w�chentliche Stundenzahl lag mit etwas �ber vier
Stunden deutlich unter der Vorgabe von zehn Stunden. Gem�ß den Daten,
die dem National Supporter zugingen, ist anzunehmen, dass 23 % der „the
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fifty“ f�r mehr als zehn Stunden pro Woche in Interventionsaktivit�ten ein-
gebunden sind, 31 % zwischen zwei und zehn Stunden und 16 % unter zwei
Stunden.

Z Die Polizei zeigt sich hoch zufrieden mit der durch die YIPs offerierten
Dienstleistung. Sie verfolgt die selben Ziele und berichtet h�ufig von R�ck-
g�ngen hinsichtlich Kriminalit�t und Unordnung (disorder) seit Projektstart.
YOTs spielen in den Projekten die zentrale Rolle. Sie m�ssen sich allerdings
z. T. Umsetzungsprobleme als Folge unzureichender Unterst�tzung zurech-
nen lassen. Schulen und Bildungssektor allgemein sind gegen�ber den Pro-
jekten vielfach positiv eingestellt. Die Unterst�tzung war jedoch nicht immer
ausreichend, insbesondere was die Zurverf�gungstellung von Daten zu
Schulschw�nzen und Schulausschluss anbelangt. Die am wenigsten positi-
ven Reaktionen wurden im Jugendbereich (youth services) festgestellt. Es
wird die Gefahr gesehen, dass eine mangelhafte Zusammenarbeit mit diesem
Bereich negative Auswirkungen auf die Servicebereitstellung haben kann.
Seitens der Zielgruppe der eingebundenen Jugendlichen wird von positiven
Reaktionen auf das Projekt und von R�ckg�ngen im Bereich selbstberichte-
ter Delinquenz als Konsequenz der Projektteilnahme berichtet.

Weitere Informationen

Youth Justice Board, 11 Carteret Street, London SW1H 9DL

Internet: http://www.youth-justice-board.gov.k

Youth Justice Board, Knowledge Base (KBASE)

Internet: http://barn.ccta.gov.uk/youth/youthinc.nsf
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Themenbereich
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Kennen und bekannt sein (Kennen en gekend worden) –
Soziale und technische Vorbeugemaßnahmen in
Eindhoven/Niederlande

Organisation

Mitte der neunziger Jahre hatten das Schwimmbad „De Tongelreep“ in Eind-
hoven und seine unmittelbare Umgebung mit Problemen wie Diebstahl, Strei-
tereien, Vandalismus, P�dofilie und Verst�ße gegen die gute Sitten zu k�mpfen.
Die meisten Probleme entstanden durch Gruppen junger Leute.

Konzeptioneller Ansatz

Anstatt die jungen Leute als Problemverursacher auszuschließen, begann man
bei „De Tongelreep“ nach L�sungen im Bereich sozialer und technischer Vor-
beugemaßnahmen zu suchen.

Sog. Standortinterventionskr�fte (Locatie Interventie Medewerkers [LIMmer-
s]), bei denen es sich zum Teil auch um Migranten handelt, wurden zur Betreu-
ung und Aufsicht eingestellt. Nach dem auch im Rahmen der b�rgernahen
Polizeiarbeit bekannten Ansatz des „Kennen und bekannt sein“ (Kennen en
gekend worden) kn�pften diese Betreuer Kontakte zu den jungen Schwimm-
badbesuchern, um deren Achtung und Vertrauen zu gewinnen. Indem sie be-
sondere Aktivit�ten f�r die jungen Leute organisieren, st�rken sie deren Bin-
dung an das Schwimmbad. Sie sind Ansprechpartner f�r die Jugendlichen und
diskutieren mit ihnen �ber ihr Verhalten im sowie außerhalb des Schwimmbads.

F�r T�ter, die sich geringf�giger sexueller Vergehen wie Voyeurismus und
„Grapschen“ schuldig gemacht haben, sieht das HALT-B�ro eine als Lernmaß-
name gedachte besondere Strafe vor.

Neben diesen sozialen Maßnahmen wurde im Rahmen der technischen Pr�ven-
tion die Sicherheit der Kleiderspinde verbessert. Zudem wurden Video�ber-
wachungskameras (CCTV) installiert.

Sachstand/Erfahrungen

Der ganzheitliche Bek�mpfungsansatz erwies sich als sehr erfolgreich: In den
letzten Jahren sank die Zahl der Einbr�che in Kleiderspinde und Autos auf fast
null. Gleiches gilt f�r F�lle von Fahrradvandalismus. Die Anzahl der Verst�ße
gegen die guten Sitten ging von 21 im Jahre 1997 auf 14 im Jahre 1998 und
sieben im Jahre 1999 zur�ck.
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Eine Studie belegt, dass sich 60 % der Schwimmbadbesucher aufgrund der
Standortinterventionskr�fte (LIMmers) sicherer f�hlen.

Das Projekt wurde als eine von zwei niederl�ndischen Initiativen f�r den
Europ�ischen Pr�ventionspreis (ECPA) 2000 nominiert.

Weitere Informationen

Ministerie van Justitie, Directoraat Generaal Preventie, Jeugd en Sancties,
Directie Preventie, Jeugd en Sanctiebeleid, Postbus 20301, NL-2500 EH Den
Haag

Internet: http://www.minjust-dpsj.nl

eMail: voorlichting@best-dep.minjust.nl
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Neighbourhood watch circle (Nachbarschaftshilfeinitiative)
in Herukka

Organisation

Die Initiative wird seit 1994 in Herukka, einem Vorort von Oulu (ca. 4.300
Einwohner) im Norden Finnlands betrieben. Zus�tzlich eingebunden ist die
�rtliche Polizei. Bereits vor der Gr�ndung der Initiative hatten sich ca. 60 Per-
sonen informell zusammengeschlossen, um Nachtwachen zu halten. Dies
verlief zun�chst unorganisiert, so dass jeder frei entscheiden konnte, ob und
zu welchen Zeitpunkten das Gebiet zu patrouillieren ist.

Anfang 2003 besteht die Initiative aus ca. 200 Mitgliedern, die sich in vier
Gruppen aufteilen. Jede Gruppe verf�gt �ber einen Koordinator, der u. a. f�r
die Planung der Streifendienste verantwortlich ist. Jedes Mitglied hat alle drei
Monate einen Wachdienst abzuleisten. �ber die genauen Dienstzeiten werden
die Mitglieder durch ihren Koordinator informiert, der im Notfall auch Vertre-
tungen zu organisieren hat.

An pers�nlicher Ausstattung verf�gen die Mitglieder �ber ein Mobiltelefon, ein
Fahrtenbuch, eine Taschenlampe, einen Schlagstock, ein Leuchtschild, das mit
einem Magneten am Dach des Autos befestigt werden kann und eine Straßen-
karte.

Die Initiative ist eine eingetragene Organisation mit eigener Bankverbindung
(in der Hauptsache zur Begleichung der Telefonkosten).

Konzeptioneller Ansatz

Ausgangspunkt f�r die Schaffung der Nachbarschaftshilfeinitiative in Herukka
waren Einbr�che, die Anfang der 90 er Jahre in einigen finnischen Regionen als
ernsthaftes Problem empfunden wurden, was u. a. zu Einbußen beim Sicher-
heitsgef�hl der B�rger f�hrte.

Ziel der Initiative ist insofern die Verringerung von Haus- und Wohnungsein-
br�chen durch erh�htes Entdeckungsrisiko. Es hat sich allerdings gezeigt, dass
durch diese Form der Nachbarschaftshilfe nicht nur Einbr�che, sondern z. B.
auch Formen des Vandalismus verhindert werden k�nnen. Ein weiteres Ziel ist
die Verbesserung des Sicherheitsgef�hls.

Die Initiative ist als Art „B�rgerpolizei“ oder „freiwilliger Polizeidienst“ zu
charakterisieren, der eng mit der �rtlichen Polizei zusammenarbeitet.

Der Bezirk der Nachbarschaftshilfeinitiative ist durch an einer Hauptstraße
angebrachte Hinweisschilder sichtbar kenntlich gemacht.
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Die Initiative organisiert ihre Wachdienste in Teams von je zwei Personen, die
mit dem Auto – im Sommer auch mit Fahrr�dern – zur Nachtzeit f�nf Stunden
durch die Straßen patrouillieren. Aufgabe ist es, die Augen offen zu halten und
Auff�lligkeiten �ber Mobiltelefon der Polizei zu melden. Anwohner haben die
M�glichkeit, die Wachen zu kontaktieren. Eine Telefonverbindung zur Polizei
besteht von 22 Uhr bis 6 Uhr.

Die Teilnehmer haben �ber ihre Patrouillen ein Wachbuch zu f�hren, in das
alle Beobachtungen einschließlich der Kfz-Kennzeichen von Autos, die nachts
fahrend in der Gegend gesehen werden, einzutragen sind.

Ausgew�hlte Objekte (zwei Gesch�fte, zwei Tageseinrichtungen f�r Hilfe-
bed�rftige [„day-care-centres“], eine Schule, eine Service-Station, ein Kiosk
und eine Marina) werden in besonderem Maße �berwacht.

Intensivierte Wachdienste mit einem bis zwei zus�tzlichen Wachteams werden
an den Wochenenden in den fr�hen Morgenstunden durchgef�hrt.

Sachstand/Erfahrungen

Eine 1996 von der Polizei durchgef�hrte Evaluation der Initiative zeigte bereits
f�r den Zeitraum 1993 bis 1995 einen deutlichen R�ckgang der Haus- und
Wohnungseinbr�che im Projektgebiet. Ein f�r den Zeitraum 1999 bis 2001
durchgef�hrter Vergleich des Projektgebietes mit zwei angrenzenden und dabei
vergleichbaren Wohngebieten l�sst erkennen, dass die Belastung mit Haus- und
Wohnungseinbr�chen, Kfz-Diebstahl und Sachbesch�digung durchweg nied-
riger war als in den Vergleichsgebieten.

Es wird vermutet, dass die Nachbarschaftshilfeinitiative ihren Beitrag zu die-
sem Bild beigetragen hat.

Als Vorteile, die sich aus dem Projekt ergeben haben, werden u. a. beschrieben:

Z das Kennenlernen der Einwohner;

Z das Kennenlernen des eigenen Wohngebietes;

Z Kooperation mit der Polizei.

Als nachteilig hat sich herausgestellt:

Z die Diskontinuit�t der Planung gemeindenaher Polizeiarbeit („neighbour-
hood policing plan“) in dem Herukka einschließenden Bezirk Pateniemi;

Z eine langsam zunehmende M�digkeit bzw. langsam abnehmendes Interesse
der Mitglieder;

Z Desinteresse von Versicherungsgesellschaften.
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Das Projekt war finnischer Beitrag f�r die good practice-Konferenz des
EUCPN am 7./8. 10. 2002 in Aalborg/DK.

Weitere Informationen

Neighbourhood watch circle, Herukka
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Projekt der V�ter marokkanischer Nachbarschaften
(Marokkaanse Buurtvadersproject) in
Slotervaart/Overtoomse Veld (Amsterdam)

Organisation

Ausgangspunkt f�r das Projekt waren Konfrontationen, die am 23. April 1998
in Slotervaart/Overtoomse Veld (Amsterdam) zwischen der Polizei und marok-
kanischen Jugendlichen stattfanden. In den Wochen nach den Vorf�llen wurde
dieses Gebiet und insbesondere die August Alleb�plein in den Medien h�ufig
als ein zu meidendes Gebiet oder als Horrorviertel von Overtoomse Veld dar-
gestellt.

Als Reaktion auf die Vorf�lle und Medienberichte initiierte eine kleine Gruppe
marokkanischer V�ter der Al-Mawadda-Organisation im April 1999 die �ber-
wachung des Gebiets in den Abend- und Nachtstunden. Polizei und Gemein-
derat wurden im Vorfeld der konkreten Arbeit eingebunden.

Das Projekt war Beitrag f�r die good practice-Konferenz des EUCPN am
7./8. 10. 2002 in Aalborg/DK.

Konzeptioneller Ansatz

Die Initiative zielte darauf ab, Kinder/Jugendliche auf ihr (Fehl-)Verhalten
hinzuweisen, um weiteren Auseinandersetzungen vorzubeugen.

Folgende Aufgaben wurden durchgef�hrt:

Z �berwachung des Gebietes in den Abend- und Nachtstunden;

Z Kommunikation mit der Polizei, den Justizbeh�rden, der B�rgerschaft im
Allgemeinen und der Jugend.

Sachstand/Erfahrungen

Die Initiative (im Herbst 2000 bestehend aus 25 M�nnern) entwickelte rasch
ihre ganz eigene Art der Aufgabenerf�llung, durch die sie auf breite Anerken-
nung bei den B�rgern stieß. Arbeitsweise und Methoden wurden auf der Basis
gemachter Erfahrungen angepasst.

Das bestehende Misstrauen der Jugend zu Beginn der Arbeit wandelte sich in
gutes Einvernehmen zwischen beiden Parteien.

Seit Beginn der Arbeit haben sich die soziale Kontrolle und die Lebensqualit�t
in dem Gebiet verbessert. Schrottautos, besch�digte Straßen, Graffiti und eine
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Reihe sonstiger „rauher Sitten“ wurden den zust�ndigen Beh�rden gemeldet
und von diesen entsprechend bearbeitet. Auf Grund dessen ging die Anzahl der
St�rungsmeldungen stark zur�ck. Problemverlagerungen, die sich im Rahmen
des Projektes zeigten, wurden von der Initiative ebenfalls in Angriff genom-
men.

Die „V�ter marokkanischer Nachbarschaften“ entwickelten unter dem Titel
„Und jetzt etwas Positives“ ein weiteres Projekt. Hierbei geht es um junge
Menschen, die f�r gemeinn�tzige Einrichtungen in Marokko arbeiten.

Weitere Informationen

Ministerie van Justitie, Directoraat Generaal Preventie, Jeugd en Sancties, Di-
rectie Preventie, Jeugd en Sanctiebeleid, Postbus 20301, NL-2500 EH Den
Haag

Internet: http://www.minjust-dpsj.nl

eMail: voorlichting@best-dep.minjust.nl
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Sicherheitsgruppe der Hj�llbo-Siedlung in Schweden

Organisation

In Hj�llbo, einer aus den sechziger Jahren stammenden Wohnsiedlung in
Gothenburg haben st�dtische Eigent�mer eine B�rgergruppe f�r �ffentliche
Sicherheit gegr�ndet. Ausgangspunkt f�r diese Initiative war eine sich ver-
schlechternde Lage in dieser Siedlung. Das Leben dort war immer problema-
tischer geworden. In dem kleinen und geografisch engen Gebiet der Hj�llbo-
Siedlung leben etwas mehr als 6.000 Menschen, von denen etwa 85 % Zuwan-
derer sind. Nur wenige Bewohner gehen einer Erwerbst�tigkeit nach; viele von
ihnen leben von der Sozialf�rsorge. (Legalen) Wirtschaftst�tigkeiten schien in
der Siedlung kein Erfolg beschieden zu sein. Zudem belegten Untersuchungen,
dass die Kriminalit�tsrate hoch war, und dass unter den Bewohnern ein all-
gemeines Gef�hl der Unsicherheit herrschte.

Man hoffte, durch ein umfassendes Programm („Das K�nftige Hj�llbo“) das
soziale Leben in der Siedlung zu ver�ndern und zu beleben. Von besonderer
Bedeutung ist hier das Projekt der „Gruppe Sicherheit f�r die Siedlung“, das im
direkten Zusammenhang mit der Verbrechensbek�mpfung steht.

Die Sicherheitsgruppe besteht aus Vertretern der Bewohner, der Sozialdienste
und der Polizei. 1998 wurden acht arbeitslose Bewohner der Siedlung von un-
terschiedlicher ethnischer Herkunft sowie unterschiedlichen Alters und Ge-
schlechts angeworben und f�r ihre Aufgaben in der Sicherheitsgruppe geschult.
Außerdem wurden Kontakte zwischen der Gruppe sowie der Polizei, Sozial-
diensten, Freizeiteinrichtungen und lokalen Schulen gekn�pft.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der Initiative ist ein Vorgehen gegen Alltagskriminalit�t, die ihre Wurzeln
in der n�chsten Umgebung hat und insoweit unter Einsatz lokaler Ressourcen
und Bem�hungen verhindert werden soll.

Die Sicherheitsgruppe f�hrt folgende Aktivit�ten durch:

Z Jeden Tag zwischen 4 Uhr nachmittags und 1.30 Uhr nachts gehen vier An-
geh�rige der Gruppe Streife in der Siedlung Hj�llbo. Sie �berwachen Keller,
Treppenh�user und Parkdecks, vermitteln bei Streitigkeiten, sprechen junge
Leute an, die sich nachts draußen aufhalten, begleiten Anwohner zu ihren
Wohnungen und halten Kontakt zur Polizei.

Z Ein Angeh�riger der Gruppe berichtet einmal w�chentlich weiblichen An-
wohnern �ber die Aktivit�ten seiner Gruppe und gibt n�tzliche Informatio-
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nen �ber Mittel und M�glichkeiten zur Verbesserung der �ffentlichen Sicher-
heit in der Siedlung.

Z Festgestellte Probleme werden dem Notdienst der Hj�llbo-Siedlung oder
einer Sicherheitsfirma gemeldet.

Wichtigste Aufgabe der Gruppe ist es jedoch, Kontakte zu den Anwohnern
herzustellen und daf�r zu sorgen, dass die Anwohner die Gruppe und deren
Aufgaben kennen.

Sachstand/Erfahrungen

Nach einj�hriger Arbeit lassen sich vielversprechende Entwicklungen und
Ergebnisse feststellen:

Eine statistische Analyse ergab, dass die angezeigten Straftaten deutlich ge-
sunken sind.

Die Gruppe hat durch ihre Arbeit ausgezeichnete Kenntnisse �ber die Siedlung
und ihre Bewohner erworben. Die Anonymit�t in der Siedlung nahm ab.

Da die Gruppe eine Vermittlerrolle zwischen streitenden Personen und Grup-
pen �bernommen hat, ging die Anzahl der direkten Konfrontationen zur�ck und
die Menschen wandten sich im steigenden Maße mit Beschwerden und �rger-
nissen an die Gruppe.

Die Gruppe trug dazu bei, dass sich das Gef�hl der Sicherheit, vor allem f�r
Frauen und Kinder verbesserte. Schließlich erfuhr die Gruppe einiges �ber die
verschiedenen Arten unerlaubter Aktivit�ten und war in der Lage, Wider-
spr�chlichkeiten und Unregelm�ßigkeiten in der Siedlung schneller festzu-
stellen.

Nach der ersten Jahresh�lfte 2000 hatte die Gruppe „Sicherheit f�r die Sied-
lung“ zwei m�gliche Entwicklungsrichtungen f�r ihre zuk�nftige Arbeit: Bei
der ersten handelte es sich um eine aktive T�tigkeit mit dem Schwerpunkt auf
Pr�ventivmaßnahmen. Bei der zweiten handelte es sich um die Entwicklung
sozialer Beziehungen zu den Bewohnern der Siedlung, insbesondere den jun-
gen Leuten, und die Bereitstellung von Leistungen mit einer sozialen Kom-
ponente. Mit dem zunehmenden Fortschritt ihrer Arbeit tendierte die Gruppe
zur letzteren M�glichkeit, n�mlich entsprechend den Anforderungen der An-
wohner die verschiedenen Arten der sozialen Unterst�tzung festzustellen und
entsprechend darauf zu reagieren.

Die Initiative wurde als eines von zwei schwedischen Projekten f�r den Euro-
p�ischen Pr�ventionspreis (ECPA) 2000 gemeldet.
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Weitere Informationen

Brottsf�rebyggande radet, P. O. Box 1386, SE-11193 Stockholm

Internet: http://www.bra.se

eMail: info@bra.se
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St�dtevertr�ge (Contrats de Ville) in Frankreich

Organisation

St�dtevertr�ge (Contrats de Ville) sind ein Instrument zur Kriminalpr�vention
und Steigerung der Lebensqualit�t in den St�dten, die im Rahmen der Umset-
zung des Regierungsprogramms zur Stadtpolitik („Politique de la Ville“) be-
schlossen werden.

Die Vertr�ge zwischen Zentralregierung und St�dten/Kommunen wurden nach
10-j�hriger Erfahrung mit den sog. „Contrats d’Action de Pr�vention pour la
s�curit� dans la ville“ im Regierungsprogramm zur Pr�vention f�r 1994 bis
1998 (XIi
me Plan) und f�r 1998 bis 2002 (XIIi
me plan) konzeptionell mo-
difiziert und erneut festgeschrieben.

Die Vertr�ge werden in der Regel zwischen dem B�rgermeister und der „D�-
l�gation Interminist�rielle 
 la Ville“ (DIV) bzw. den Pr�fekten der Departe-
ments als Regierungsvertreter abgeschlossen. Organisatorisch bzw. finanziell
involviert sind zudem die regionalen/lokalen Pr�ventionsr�te, auf Ebenen der
Departements die „Conseils G�n�raux“ sowie Wohlfahrtseinrichtungen.

Die Laufzeit betr�gt in der Regel f�nf Jahre. Es besteht eine j�hrliche Berichts-
pflicht seitens der St�dte/Kommunen �ber den Verlauf der durchgef�hrten
Maßnahmen bzw. Projekte. Verantwortlich f�r die Umsetzung der Vertr�ge
ist eine Lenkungsgruppe, die sich aus den Unterzeichnern vor Ort zusammen-
setzt. Ein Projektteam plant, koordiniert und gew�hrleistet die Umsetzung der
vertraglich vereinbarten Maßnahmen und Aktivit�ten in Zusammenarbeit mit
lokalen Akteuren. Der Projektteamleiter wird jeweils zur H�lfte von Staat und
Kommune bezahlt.

Ab dem Jahre 2000 wurde von der Regierung eine Erweiterung der „Contrats de
Ville“ vorgenommen in Form der „Grands Projets de ville“. Diese erweitern den
Anwendungsbereich der „Contrats de ville“ auf das gesamte Stadtgebiet.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der „Contrats de Ville“ ist die aktive Mitarbeit und Mitverantwortung st�d-
tischer/kommunaler Verantwortungstr�ger und sonstiger Akteure u. a. aus den
Bereichen Soziale Dienste, Vereine, Verb�nde, Wirtschaft, Polizei und Justiz im
Rahmen des Regierungsprogramms „Politique de la Ville“.

Zielgebiete sind insbesondere st�dtische Ballungsgebiete und problembelastete
Nachbarschaften. Die Effektivit�t �ffentlicher Pr�ventionsstrategien und -pro-
gramme soll durch synergetische partnerschaftliche Aktionen vor Ort erh�ht
werden.
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Auf der Grundlage von Kriminalit�ts- und sozialen Problemanalysen sollen
pr�ventive Gegenmaßnahmen zur Beseitigung der Ursachen von sozialer Aus-
grenzung und Kriminalit�t sowie zur Steigerung der Lebensqualit�t entwickelt
werden.

Die im Rahmen der St�dtevertr�ge vereinbarten Aktivit�ten, wie sie f�r die
Jahre 2000 bis 2006 festgelegt wurden, betreffen die Bereiche:

Z Kriminalpr�vention,

Z Arbeit,

Z wirtschaftliche Entwicklung,

Z Regeneration der Stadt.

Die geplanten Maßnahmen und Projekte werden detailliert u. a. nach Ziel-
gruppe bzw. Zielgebiet, beteiligten Akteuren, veranschlagter Logistik und
Finanzhaushalt vertraglich aufgelistet.

Kriminalpr�ventive Strategien und Maßnahmen vor Ort konzentrieren sich
auf die Deliktsbereiche der Bagatell-, Jugend- und Drogenkriminalit�t, zudem
auf die Verringerung der R�ckfallquoten und die Verbesserung der Opferhilfe.
Dies geschieht u. a. durch die Sicherung von besonders kriminalit�tsbelasteten
�ffentlichen Pl�tzen und Orten (Parkpl�tze, Bahnh�fe, Schulen) durch erh�hte
polizeiliche Pr�senz und andere Formen der �ber- bzw. Bewachung.

Der Minister f�r st�dtische Angelegenheiten hat einen Programmschwerpunkt
auf Evaluation gesetzt. Die 247 neuen St�dtevertr�ge f�r die Jahre 2000 bis
2006 sollen nach folgenden Kriterien evaluiert werden:

1. Die Evaluation soll generell sein. Sie soll einerseits intern von den Akteuren
der St�dtepolitik durchgef�hrt werden, andererseits auch extern von den
nicht in die lokalen Evaluationsinstanzen integrierten Experten.

2. Die Evaluation soll mit den Anwohnern entwickelt werden. Sie soll �ffent-
lich vorgestellt werden in B�rgerversammlungen sowie in lokalen Fernseh-
und Radioprogrammen, um sie transparent und verst�ndlich zu machen.

3. Die Evaluationserheber (�valuateur), teils Stadtsoziologen, teils Geografen,
sollen in einem ersten gemeinsamen Seminar organisiert von der DIV mit
Wissenschaftlern von Universit�ten zusammenarbeiten und Methoden,
Typen und Steuerung der Evaluation kennenlernen.

Sachstand/Erfahrungen

Vertr�ge gibt es mittlerweile (September 2001) in �ber 200 St�dten, davon rund
ein Viertel allein im Bezirk Paris, �ber 150 in den Provinzen, zwei auf Korsika
und 15 in franz�sischen �berseegebieten (z. B. Martinique, Guiana, La R
uni-
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on). Von den Vertr�gen profitieren ca. 800 Stadtbezirke und 1.500 Nachbar-
schaften.

F�r die Vertr�ge f�r die Jahre 2000 bis 2006 steht ein Etat von 17,4 Milliarden
Francs zur Verf�gung. Poitiers war die erste Stadt, f�r welche dieser neue Ver-
trag im September 1998 unterschrieben wurde. Zum ersten Mal wurde dabei
eine gemeinsame Schirmherrschaft von Regierung und Region vereinbart.

Im Bereich der Opferhilfe wurden im Rahmen der St�dtevertr�ge u. a. �ber 150
lokale Opferhilfe- und Beratungsstellen sowie mehr als 30 Rechtsberatungs-
und Vermittlungszentren eingerichtet. In Zusammenarbeit mit der Polizei
wurden lokale Sicherheitspl�ne erarbeitet und �ber 2.000 Nachbarschafts-
wachen aufgebaut, die insgesamt mehr als 4.000 Polizeibeamte und �ber 2.000
freiwillige Helfer einbinden.

Den wichtigsten Contrat de Ville stellt der f�r die Stadt Marseille dar. Hier sind
400.000 Einwohner betroffen und 760 Millionen Francs bereitgestellt worden,
was einer Verdoppelung gegen�ber dem „XIi
me plan“ entspricht (allerdings
f�r einen verdoppelten Bev�lkerungsanteil). F�r Marseille als dritt gr�ßte Stadt
Frankreichs konzentrieren sich die Probleme auf drei zentrale Stadtteile und
vier im Norden der Stadt, in denen 138.000 Personen unter der Armutsgrenze
leben und 20,5 % der Bev�lkerung arbeitslos sind. Der Vertrag umfasst neun
thematische Arbeitsfelder: Arbeit, wirtschaftliche Entwicklung, Gewaltpr�-
vention, Erziehung, Gesundheit, kulturelle und technische Entwicklung, �ffent-
liche Einrichtungen, Solidarit�t und Moralit�t.

Die Erfahrungen aus Frankreich haben auch das Nachbarland Belgien dazu
veranlasst, �ber die dem Innenministerium nachgeordnete zentrale Pr�ven-
tionsdienststelle Sicherheits- bzw. Pr�ventionsvertr�ge zwischen dem Staat
und St�dten/Kommunen abzuschließen.

Weitere Informationen

D�l�gation interminist�rielle 
 la ville, 194, avenue du Pr�sident Wilson, 93217
Saint-Denis La Plaine

Internet: http://www.ville.gouv.fr/infos/div/index.html

eMail: div-info@ville.gouv.fr
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Themenbereich
Opferhilfe/Opferschutz 6





Anlaufstelle f�r jugendliche Verbrechensopfer –
ein Projekt der Stadt und der Polizei Stockholms

Organisation

Das Projekt „Anlaufstelle f�r jugendliche Verbrechensopfer“ geht auf eine
Initiative der Stadt Stockholm vom Juni 1999 zur�ck. Beteiligt sind die f�r
Drogen- und Verbrechensbek�mpfung zust�ndige Abteilung des Stockholmer
Sozialamts sowie die f�r Jugendkriminalit�t zust�ndige Abteilung der Stock-
holmer Polizei. Seitens der Stadt sind Sozialarbeiter eingesetzt, die von freiwil-
lig t�tigen Jurastudenten unterst�tzt werden. Dar�ber hinaus verf�gt die Ein-
richtung �ber eine Telefonberatung.

Alle Hilfeleistungen sind kostenlos. Zudem ist volle Anonymit�t gew�hrleistet.

Konzeptioneller Ansatz

Gegen Ende der 90 er Jahre hatte die Zahl der von jugendlichen T�tern ins-
besondere im urbanen Bereich begangenen Raub�berf�lle stark zugenommen.
Feldbeobachtungen zufolge trifft dies mittlerweile auch bereits auf kleinere
Gemeinden zu. Eine Ende 1999 vom Nationalen Schwedischen Pr�ventionsrat
(BRA) durchgef�hrte Untersuchung verzeichnete einen starken Anstieg der
von jugendlichen T�tern an jugendlichen Opfern begangenen Straftaten. Auch
stellte man fest, dass gut zehn Prozent aller Jungen und f�nf Prozent aller M�d-
chen im Alter zwischen 13 und 17 Jahren bereits ein oder mehrmals Opfer
solcher Straftaten geworden waren. Sozialarbeiter wie Polizeiverantwortliche
hatten bereits in der Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, dass
gerade diesen jungen Verbrechensopfern viel zu wenig Aufmerksamkeit zuteil
wird. Dies vor allem war f�r das Stockholmer Sozialamt und die Stockholmer
Polizei Anlass gewesen, im Juni 1999 das „Support Centre for Young Victims of
Crime“ – eine Anlaufstelle f�r junge Verbrechensopfer – ins Leben zu rufen.
Als sehr hilfreich f�r die Arbeit dieser Einrichtung erwies sich dabei der Um-
stand, dass sie im selben Geb�ude wie die zust�ndige Polizeibeh�rde unterge-
bracht wurde. Polizei und Sozialarbeiter stehen so in t�glichem Kontakt mit-
einander, was die Zusammenarbeit bei der L�sung gemeinsamer Aufgaben er-
heblich erleichtert.

Das Projekt verfolgt das Ziel, jugendlichen Opfern von Straftaten Hilfe und
Unterst�tzung zuteil werden zu lassen. Vor allem aber soll das Hilfsangebot
den jugendlichen Verbrechensopfern das Gef�hl vermitteln, dass das von ihnen
Erlittene ernst genommen wird und so Gemeinschaftssinn und das Vertrauen in
Erwachsenenwelt und Justiz bewahren helfen. Erg�nzt wird die Zielsetzung der
Hilfe und Unterst�tzung f�r die Opfer durch das Bem�hen, so auf die Straft�ter
einzuwirken, dass diese k�nftig von ihrem kriminellen Tun ablassen.
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In einem ersten Schritt treten die in der Einrichtung t�tigen Sozialarbeiter zu-
n�chst in pers�nlichen Kontakt zu allen unter 18 Jahre alten, aktenkundigen
Verbrechensopfern. In der Regel handelt es sich dabei um in den Zust�ndig-
keitsbereich der Stockholmer Polizei gefallene Straftaten (�berf�lle, Diebst�h-
le, K�rperverletzungsdelikte usw.).

Den jugendlichen Opfern wird eine Beratung und die M�glichkeit der Teil-
nahme an Mediationsgespr�chskreisen angeboten. Freiwillig t�tige Jurastuden-
ten begleiten das Opfer und dessen Familie w�hrend des gesamten juristischen
Ablaufs – von der Anzeige bis zum Abschluss der Gerichtsverhandlung.

Der erste Kontakt zu den Opfern ergibt sich, wenn diese – allein oder in Be-
gleitung ihrer Eltern – bei der Polizei Anzeige erstatten. Ist das Opfer noch nicht
vollj�hrig und liegt ein einschl�giger Tathergang (�berfall, Raub, N�tigung,
K�rperverletzung usw.) vor, so leitet das f�r Jugendkriminalit�t zust�ndige De-
zernat eine Abschrift der Anzeige an die Hilfseinrichtung weiter. Diese wendet
sich dann mit einem handschriftlichen, pers�nlich gehaltenen Hilfsangebot,
dem auch eine Informationsbrosch�re �ber die verschiedenen Hilfsm�glich-
keiten beigelegt ist, an das Opfer. In gleicher Weise kontaktiert werden auch
Opfer, von deren Existenz die Einrichtung �ber andere Quellen (schulische
Einrichtungen, Notruftelefon, zust�ndige polizeiliche Mitarbeiter usw.) erf�hrt.

Haben die Betroffenen selbst oder ihre Eltern Kontakt zur Einrichtung auf-
genommen, so wird ein erster Gespr�chstermin vereinbart. Bei diesem ersten
Gespr�ch wird der Jugendliche �ber die verschiedenen Hilfsm�glichkeiten in-
formiert, und es werden Termine f�r drei weitere Gespr�che vereinbart. Diese
finden dann ohne Beteiligung der Eltern statt. Wurden bei einer Tat gleichzeitig
mehrere Jugendliche Opfer, wird diesen ein Gruppengespr�ch angeboten.

Der Gespr�chsablauf selbst sieht dann so aus, dass zun�chst in Form des sog.
„Debriefing“ der eigentliche Tathergang und die dabei erlebten Empfindungen
ausf�hrlich er�rtert werden. Ziel eines solchen Gespr�chs ist es, das Erlebte
aufzuarbeiten, den Jugendlichen ihr Selbstbewusstsein zur�ckzugeben und
sie soweit zu bringen, dass sie mit dem Geschehen abschließen k�nnen und
wieder in die Lage versetzt werden, den Blick nach vorn zu richten. Bei der
�berwiegenden Mehrheit (73 %) der Hilfesuchenden handelt es sich um m�nn-
liche Jugendliche. In nahezu der H�lfte aller F�lle, in denen weibliche Opfer
betroffen sind, geht es um Sexualdelikte unterschiedlicher Schwere. Naturge-
m�ß sind die psychischen und sozialen Folgesch�den hier in der Regel sehr viel
gravierender. Demzufolge weist auch die Gespr�chsf�hrung große geschlechts-
spezifische Unterschiede auf. Ein nicht geringer Anteil der Ratsuchenden wird
w�hrend oder nach Ablauf des Beratungszeitraums erneut Opfer einschl�giger
Taten und nimmt dann erneut Hilfe in Anspruch.

Bei der Erstberatung wird den Jugendlichen als „Hausaufgabe“ aufgetragen,
den Tathergang schriftlich so detailliert wie m�glich zu schildern und dar�ber
hinaus in einer Zeichnung festzuhalten. Diese schriftliche und bildliche Dar-
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stellung dient dann als Ausgangspunkt, wenn es im Verlauf der nachfolgenden
Sitzungen um Thematisierung und Aufarbeitung der durch die Tat hervorgeru-
fenen Reaktionen und Gef�hle geht. Gelangt ein Fall vor Gericht – was zumeist
erst mit einem gewissen zeitlichen Abstand der Fall sein wird – so k�nnen diese
Beschreibungen u. U. auch als Beweismaterial herangezogen werden.

Beim zweiten Gespr�chstermin stehen dann die erlebten �ngste und die Erfah-
rung „verletzt“ worden zu sein im Mittelpunkt. In dieser Phase sind die w�hrend
des Tathergangs erlebten negativen Empfindungen physischer wie psychischer
Natur, einschließlich des Verlusts des Glaubens an die pers�nliche Unverwund-
barkeit, wichtigster Gespr�chsinhalt.

Beim dritten Termin schließlich dreht sich das Gespr�ch auch um die Frage,
welche Strafe f�r den T�ter angemessen w�re. Auch hierzu wird dem Opfer eine
Aufgabe gestellt: Und zwar geht es diesmal um zwei Zeichnungen. Auf der
ersten soll der Jugendliche darstellen, was er selbst gerne mit dem T�ter anstel-
len w�rde, sollte er ihm wieder einmal �ber den Weg laufen. Auf der zweiten
soll bildlich dargestellt werden, welche Strafe seiner Ansicht nach die Gesell-
schaft dem T�ter auferlegen sollte. Zweck dieser Form der gedanklichen Ver-
arbeitung ist es, dem Opfer auf diese Weise den Abbau seiner Aggressionen zu
erm�glichen.

Eine herausragende Rolle bei der Arbeit der Einrichtung spielt das Hilfsper-
sonal. Es rekrutiert sich im Wesentlichen aus Jurastudenten der Stockholmer
Universit�t. Sie fungieren als juristisches Begleitpersonal und stehen den
Betroffenen von der Anzeigenerstattung bei der Polizei bis zur gerichtlichen
Urteilsverk�ndung auf dem gesamten Rechtsweg zur Seite. Sie erl�utern den
Opfern, ihren Familien und den Zeugen Schritt f�r Schritt die juristischen
Abl�ufe und leisten auch noch bei der Verhandlung moralische Unterst�tzung.

Die Einbeziehung der Eltern erfolgt in Form von Elternabenden, die das Zen-
trum in Zusammenarbeit mit dem f�r Jugendkriminalit�t zust�ndigen Dezernat
der Stockholmer Polizei arrangiert. Folgende Fragen werden dort angesprochen:

Z Welche Hilfsangebote bietet die Einrichtung an?

Z Wie genau laufen die polizeilichen Ermittlungen ab?

Z Wie reagieren Kinder und Jugendliche �blicherweise auf ihre Opferrolle?

Z Sind Selbstverteidigungskurse sinnvoll?

Z Wie verhalte ich mich als betroffener Elternteil?

Dar�ber hinaus wurden Selbsthilfegruppen eingerichtet, in denen M�tter mit
ihren Kindern Leidensgenossen treffen und einen Gedankenaustausch pflegen
k�nnen.

Erst k�rzlich ist dieses Angebot noch durch eine am sp�ten Nachmittag und in
den Abendstunden stattfindende Beratung speziell f�r die Eltern junger Ver-
brechensopfer erweitert worden.

Opferhilfe/Opferschutz

129



Sachstand/Erfahrungen

Um die Arbeit der Einrichtung auch unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten
besser bewerten zu k�nnen, ist die Dokumentation des Geleisteten von beson-
derer Bedeutung. Neben den von den Sozialarbeitern gef�hrten Statistiken wer-
den Opfer und Eltern nach Abschluss der Betreuung gebeten unter Wahrung der
Anonymit�t einen Bewertungsfragebogen auszuf�llen.

Die Auswertung dieses statistischen Materials ergab, dass die Einrichtung in
den ersten beiden Jahren ihres Bestehens von 1.104 Ratsuchenden kontaktiert
wurde. Die Zahl der hieraus resultierenden Beratungsgespr�che belief sich auf
1.013. In 64 F�llen war Hilfspersonal beteiligt. Daneben fanden neun Gruppen-
treffen mit M�ttern und 18 Informationsbesuche statt. Insgesamt 673 mal wur-
den Opfer pers�nlich angeschrieben. Die Zahl der eigentlichen Betreuungsf�lle
belief sich auf 263, wobei es sich in 251 F�llen um Opfer von Straftaten han-
delte. Das Hilfspersonal im genannten Zeitraum umfasste 34 Personen, davon
waren 13 m�nnlich und 21 weiblich.

Die Auswertung der von den Opfern ausgef�llten Frageb�gen ergab einen sehr
hohen Zufriedenheitsgrad insbesondere bei all jenen, denen die Hilfe einer
Betreuungsperson zuteil geworden war. Die von diesem Personal im Verfah-
rensverlauf geleistete moralische Unterst�tzung hatte den Opfern geholfen,
Nervosit�t abzubauen, sich besser zu artikulieren und damit auch verl�sslichere
Schilderungen des Tathergangs erm�glicht. Sehr gesch�tzt wurde auch die
Hilfe bei der Kl�rung von Fragen, die sich im Zusammenhang mit Schmerzens-
geldforderungen und anderen in der Praxis zu bew�ltigenden Problemen erga-
ben. Gleichzeitig verhalf dies aber auch den Jurastudenten selbst zu neuen, ihrer
k�nftigen Rolle als Richter, Anwalt oder Strafverfolger n�tzlichen Erfahrun-
gen.

Aussagen zur verbrechensverh�tenden Wirkung des Projektes liegen bislang
nicht vor; eine entsprechende Studie war allerdings geplant.

Das Projekt war der Beitrag Schwedens f�r die Verleihung des Europ�ischen
Pr�ventionspreises (European Crime Prevention Award – ECPA) 2001. In einer
Gesamtschau handelt es sich um eine Initiative, die nach Auffassung der Jury
das Pr�dikat „ausgezeichnet“ verdient.

Weitere Informationen

Brottsf�rebyggande radet, P. O. Box 1386, SE-11193 Stockholm

Internet: http://www.bra.se

eMail: info@bra.se
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Opferhilfeprojekt San Diego

Organisation

Verantwortlich f�r das Projekt ist das San Diego Police Department.

Konzeptioneller Ansatz

Menschen, die infolge Rasse, Religion, Nationalit�t, Herkunft, sexueller Ori-
entierung, Geschlecht, k�rperlicher oder geistiger Behinderungen zum Ziel von
Angriffen werden, erleben nicht nur k�rperliche Sch�den oder Sachbesch�di-
gungen. Folgen sind h�ufig zudem Furcht und Isolation.

F�r viele Opfer von Hasskriminalit�t (hate crime) hinterl�sst die emotionale
Erniedrigung tiefere Wunden als dies k�rperliche Sch�den tun.

Das „San Francisco Victim Assistance Project“ zielt darauf ab, den unmittel-
baren wie auch emotionalen N�ten der Opfer von Hasskriminalit�t �ber ein
ganzheitliches stadtweites Programm gerecht zu werden.

Das Programm ist zweistufig konzipiert:

Zun�chst hat der im ersten Angriff zust�ndige Polizist eine ausgebildete Krisen-
interventionskraft des B�ndnisses gegen Verleumdung (Anti-Defamation-Lea-
gue) zu verst�ndigen, die noch am Tatort Kontakt zum Opfer aufnimmt. Auf-
gabe dieser Fachkraft ist es, nach einem Gespr�ch mit dem aufnehmenden
Beamten in Zusammenarbeit mit dem Opfer notwendige Hilfen zu kl�ren
und f�r eine erste Betreuung zu sorgen.

Am folgenden Tag benachrichtigt die Fachkraft den Opferhilfekoordinator, der
im Rahmen des Projektes notwendige Opferhilfemaßnahmen zu steuern und zu
koordinieren hat.

Dazu geh�rt, dass der Koordinator sich mit den Opfern umgehend in Verbin-
dung setzt bzw. sie aufsucht, um notwendige Maßnahmen abzukl�ren. Der er-
mittelnde Kriminalbeamte wendet sich an diesem Tag ebenfalls an das Opfer.

Im Rahmen des Projektes steht dem Koordinator eine Liste kommunaler Orga-
nisationen und weiterer Dienstleister zur Verf�gung, die unentgeltlich oder bei
verringerten Kosten Hilfemaßnahmen verrichten. Diese Maßnahmen umfassen
insbesondere im Anschluss an Hass-Graffiti notwendige Malerarbeiten an
Wohnh�usern oder sonstigen Geb�uden, die Reparatur oder den Ersatz von
durch Vandalismus zerst�rten Windschutzscheiben, den Einbau neuer Schl�s-
ser oder die Zurverf�gungstellung anderer Wohnungen f�r Opfer.

Zwei bis vier Wochen nach der Tat bespricht der Opferhilfekoordinator mit dem
ermittelnden Beamten den Ermittlungsstand. Er sucht das Opfer auf und unter-
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richtet es �ber den Fortgang des Verfahrens. Zudem bewertet er die Notwendig-
keit weitergehender Opferhilfemaßnahmen. Danach endet die regul�re Arbeit
des Koordinators.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt ist Teil einer Sammlung vielversprechender Projekte gegen Hass-
kriminalit�t, die das Bureau of Justice Assistance (BJA) des U. S. Department of
Justice unter dem Titel „Promising practices against hate crimes. Five state and
local demonstration projects“ (Mai 2000) ver�ffentlicht hat. Das Projekt wird
positiv bewertet, da es sich sowohl um „greifbare“ als auch um emotionale
Bed�rfnisse der Opfer k�mmert.

Weitere Informationen

Bureau of Justice Statistics, Bureau of Justice Assistance, Clearinghouse, P. O.
Box 6000, MD 20849–6000 Rockville

Internet: http://www.ojp.usdoj.gov/BJA
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Junge Fahrg�ste mit Verantwortungsbewusstsein – ein
Pr�ventionsprojekt in Belgien

Organisation

1998 verzeichnete die Polizei von Ans bei den von Sch�lern der Schule Royal
Atheneum Alleur begangenen Straftaten einen starken Anstieg. Vandalismus,
verbale und k�rperliche Gewalt in �ffentlichen Nahverkehrsmitteln (TEC)
stellten den gr�ßten Teil dieser Delikte dar.

Dem Problem widmete sich in der Folgezeit eine vom kommunalen Pr�ven-
tionsrat in Ans gegr�ndete Arbeitsgruppe unter Beteiligung von Vertretern der
�ffentlichen Nahverkehrseinrichtung TEC, der Schule Royal Atheneum Alleur
und verschiedener Polizeidienststellen.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der Initiative war die Verhinderung von Straftaten in �ffentlichen Nahver-
kehrsmitteln.

Zu Beginn des neuen Schuljahres 1999 wurden zun�chst verschiedene Sitzun-
gen von Vertretern des TEC und der Sch�ler einberufen. Durch Informations-
treffen, Besuche in dem TEC-Informationsbus usw. entwickelte sich ein bes-
seres Verst�ndnis zwischen beiden Gruppen.

In einer zweiten Phase entwickelte die Arbeitsgruppe mit Unterst�tzung des
Pr�ventionsrates ein Modul zur Verst�rkung des Verantwortungsgef�hls der
Nutzer �ffentlicher Verkehrsmittel.

Das Projekt, „Junge Fahrg�ste mit Verantwortungsbewusstsein“ genannt, l�sst
sich als Vermittlungsansatz betrachten, der auf gef�hrdeten Strecken angewen-
det und von den Sch�lern selbst organisiert wird. Um als Vermittler fungieren
zu k�nnen, erhielten 23 Sch�ler auf freiwilliger Basis eine ordner�hnliche Aus-
bildung.

Die „Jungen Fahrg�ste mit Verantwortungsbewusstsein“ sind an ihren blauen
Baseballm�tzen mit der Aufschrift RYP zu erkennen. Sie �ben ihre Vermittler-
funktion auf den Schulbusstrecken und gem�ß ihrem Unterrichtsplan aus.
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Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt hat zu vielversprechenden Ergebnissen gef�hrt:

Aus quantitativer Sicht ist die Zahl der Straftaten zur�ckgegangen. Nach sieben
gemeldeten Straftaten 1998 und elf 1999 nahm die Zahl der gemeldeten Straf-
taten mit nur einer im Jahr 2000 stark ab.

Aus qualitativer Sicht verbesserte das Projekt die Beziehung zwischen dem
TEC-Personal und den Sch�lern. Außerdem entwickelten die Sch�ler ein bes-
seres Verst�ndnis f�r den �ffentlichen Nahverkehr. Als bedeutendes Ergebnis
wird gesehen, dass das Projekt die beim Personal und den �brigen Benutzern
der �ffentlichen Nahverkehrsmittel herrschenden Gef�hle der Unsicherheit
vermindern konnte.

Schließlich trug das Projekt zu einer positiven Einstellung nicht nur bei den
Vermittlern, sondern auch bei den anderen Sch�lern bei, die die �ffentlichen
Nahverkehrsmittel nutzen.

Das Projekt war einer von zwei belgischen Beitr�gen f�r die Verleihung des
Europ�ischen Pr�ventionspreises (ECPA) 2000.

Weitere Informationen

Vast Secretariaat voor het Preventiebeleid, Wetstraat 26,

B – 1040 Brussel
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Graffiti & Kunst – Konstruktive Bew�ltigung des
Graffiti-Problems in der Stadt Br�gge/Belgien

Organisation

Graffiti sind eine Erscheinung unserer Zeit: Ausgehend von New York sprang
das Ph�nomen �ber auf Metropolen wie Amsterdam, Paris, Rom, Br�ssel und
machte alsbald auch vor kleineren St�dten – wie etwa Br�gge – nicht Halt.
Einige Jahre lang stellten Graffiti im Stadtzentrum von Br�gge ein großes Prob-
lem dar. Graffiti in ihren diversen Erscheinungsformen pr�gten das Straßenbild
in immer st�rkerem Maße – und im Lauf der Jahre eskalierte die Situation
zusehends. Dies f�hrte dazu, dass Teile der Stadt in der Folge einen herunter-
gekommenen Eindruck machten und zudem an vielen kunsthistorisch bedeu-
tenden und zum Kulturerbe z�hlenden Geb�uden schwere Sch�den entstanden.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem 1996 gestarteten Projekt wurden folgende Ziele verfolgt:

Z Schutz des Eigentums durch kostenlose Beseitigung des entstandenen Scha-
dens;

Z Verbesserung des Straßenbildes und Abbau von Irritationen bei Anwohnern
und Besuchern;

Z Schaffung von M�glichkeiten f�r Sprayer zur Erprobung ihres Talents unter
Achtung des Willens der Bev�lkerungsmehrheit, die jedoch gleichzeitig
lernt, Graffiti „mit anderen Augen“ zu sehen;

Z Entlastung des Stadtrats, von einem st�ndig Z�ndstoff bergenden Problem.

Um der negativen Entwicklung Einhalt zu gebieten, beschloss die Stadt Br�gge,
den Weg einer „konstruktiven Graffiti-Politik“ zu beschreiten, d. h. Graffiti
einerseits als Kunstform anzuerkennen, sie andererseits aber in ihren vandalis-
tischen Erscheinungsformen strafrechtlich zu verfolgen.

Das Projekt umfasste insofern folgende Teilbereiche:

(1) Repressive Komponente: Verbotenes bestrafen

Das Sprayen von Graffiti auf daf�r nicht vorgesehene Geb�udefl�chen und
�ffentliche Einrichtungen ist und bleibt ein Straftatbestand. Die zust�ndige
Polizeibeh�rde richtete daher zun�chst ein speziell f�r Graffiti zust�ndiges
Dezernat ein, das neu aufgetauchte Graffiti lokalisieren und akribisch erfassen
sollte. Die f�r die neu gespr�hten Graffiti Verantwortlichen galt es zu ermitteln
und deren pers�nlichen Daten waren zu erfassen.
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Bei der Bestrafung der T�ter bestanden die Stadt Br�gge und die Polizei dann
allerdings auf einer alternativen Vorgehensweise. Vorbehaltlich der richter-
lichen Entscheidung kam man mit der Staatsanwaltschaft in Br�gge �berein,
den T�tern die M�glichkeit einzur�umen, sich freiwillig an der Beseitigung des
angerichteten Schadens zu beteiligen. Ein Vermerk �ber diese freiwillige Teil-
nahme wurde der jeweiligen Ermittlungsakte beigef�gt, und der „gute Wille“
des T�ters damit dokumentiert. Mit anderen Worten: Die Bestrafung besteht in
einer vorab geleisteten, alternativen und freiwilligen Form der Selbstverpflich-
tung – eine in Belgien bis dahin unbekannte Art des Strafvollzugs.

(2) Schadensbeseitigung: Entfernen, was nicht verhindert werden konnte

Um der durch Graffiti verursachten fortschreitenden Fassadensch�den Herr zu
werden, sah der Plan drastische Reinigungsmaßnahmen vor. So wurde Geld in
einen eigens zur Graffitibeseitigung vorgesehenen Kleinbus investiert. Konkret
handelte es sich dabei um ein mit viel Aufwand in einen „Graffitibeseitigungs-
bus“ umger�stetes ausgemustertes Polizeifahrzeug. Ausgestattet mit hochwer-
tigem professionellem Fassaden-Reinigungsger�t, wie HD- und ND-Reinigern,
einem entsprechend ausgelegten Wasservorratsbeh�lter sowie einer Palette ge-
eigneter Reinigungsmittel, erm�glicht dieser Bus die professionelle Reinigung
von glatten wie por�sen Fassadenfl�chen, wobei modernste Reinigungstech-
niken (Einsatz von Steinmehl, spezielle Spr�h- und Sp�lverfahren) eine scho-
nende Beseitigung gew�hrleisten. Das Ganze geschieht unter Aufsicht eines
fachkundigen Ingenieurs. Ihm zur Seite steht normalerweise f�r die K�sten-
�berwachung eingesetztes st�dtisches Sicherheitspersonal.

In Zusammenarbeit mit der �rtlichen Polizeibeh�rde hat dieselbe Stelle zudem
ein Graffiti-Erfassungssystem entwickelt, das – anf�nglich noch stadtteilbezo-
gen – die zentrale Erfassung aller gemeldeten Wandschmierereien garantiert.

(3) K�nstlerischer Aspekt: Graffiti als Ausdruck zeitgen�ssischer Kunst

Im Gegenzug steht der Rat der Stadt Br�gge aber auch dem in den Graffiti zum
Ausdruck kommenden k�nstlerischen Talent durchaus aufgeschlossen gegen-
�ber und ist folglich auch bereit, den Graffitik�nstlern einen Entfaltungsspiel-
raum f�r ihre zeitgen�ssische Kunstform einzur�umen – wenngleich nicht be-
dingungslos. Als Gegenleistung f�r die Bereitschaft zur Mithilfe bei der Besei-
tigung werden den Graffiti-K�nstlern Fl�chen angeboten – �ffentlich zug�ng-
liche Galerien, wenn man so will, auf denen sie ihr k�nstlerisches Talent in
konstruktiver und allgemein akzeptierter Weise unter Beweis stellen k�nnen.
Noch am Anfang ihrer Graffiti-Karriere stehenden K�nstlern wird in eigens
eingerichteten Workshops zus�tzliches Wissen vermittelt.
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Sachstand/Erfahrungen

Im Rahmen der repressiven Komponente gelang es, innerhalb kurzer Zeit 25
besonders aktive Graffiti-Sprayer dingfest zu machen. Deren Ermittlungsakten
wurden an die zust�ndige Staatsanwaltschaft weitergeleitet. Den Erfolg dieser
Strategie verdeutlicht die Zahl neuer Graffitischmierereien, die seit 1997 einen
abnehmenden Trend aufweist und von 555 im Jahre 1997 auf nur noch 177 im
Jahre 2000 gesunken ist.

Im Rahmen der Schadensbeseitigung wurden im Laufe des Jahres 2001 die
meisten der bereits vorhandenen Graffiti entfernt, so dass neu auftauchende
Graffiti nunmehr sehr viel z�giger „abgearbeitet“ werden k�nnen. In der Regel
geschieht dies jetzt innerhalb von 48 Stunden. Auf diese Weise konnte nicht nur
die Gefahr von Folgesch�den verringert, sondern auch die Hemmschwelle f�r
neue Graffiti drastisch angehoben werden. Der mit dieser Strategie verfolgte
Abschreckungseffekt wurde so voll wirksam.

Die Beseitigung der Graffiti erfolgt kostenlos. Graffiti-Opfer werden somit
zus�tzlich zu dem erlittenen Schaden nicht auch noch zur Kasse gebeten. Fast
immer sind die Opfer daher auch mit der Entfernung der Graffiti einverstanden.
Die Kosten f�r die Beschaffung des erforderlichen Ger�ts �bernimmt die Stadt.
Personal- und Materialkosten werden teilweise �ber den Haushaltstitel „Inner-
st�dtische Sicherheit und partnerschaftliches Zusammenleben“ finanziert.

Bez�glich des k�nstlerischen Aspektes wurden etwa 20 der Philosophie des
Projekts und den Bed�rfnissen von Anf�ngern wie K�nnern gleichermaßen
verpflichteter „Galerien“ erfolgreich eingerichtet.

In einer Gesamtschau zeigt das Projekt augenf�llige Ergebnisse. So ist im Ge-
folge der zur Beseitigung ergriffenen Maßnahmen die Zahl der Graffiti-Ver-
gehen inzwischen stark r�ckl�ufig. Insbesondere haben auch offenbar gewisse
„black spots“, abgelegene Winkel in Seitenstraßen, die in der Vergangenheit
h�ufig das Ziel von Sprayerangriffen waren, deutlich an Attraktivit�t eingeb�ßt.
Polizeiberichte und Berichte des im st�dtischen Auftrag t�tigen �berwachungs-
personals zeigen, dass die Zahl frisch gespr�hter Graffiti inzwischen ver-
schwindend gering ist. Das Angebot zur Beseitigung unerw�nschter Graffiti
wird von den Anwohnern und Grundst�ckseigent�mern gerne angenommen:
So gut wie niemand hat etwas dagegen, wenn die Graffiti entfernt werden.
H�ufig erleben die Arbeitstrupps erleichterte und positive Reaktionen der An-
wohner: die Lebensqualit�t im Wohnumfeld wird als deutlich gesteigert emp-
funden.

�ber die speziell f�r Graffitik�nstler ausgewiesenen Fl�chen ist garantiert, dass
der Kontakt zu den Sprayern erhalten bleibt. Aus der anf�nglich noch feind-
lichen Beziehung zwischen Sprayern einerseits und der Polizei und den �rt-
lichen Beh�rden andererseits ist mittlerweile eine Dialog geworden. Und auch
das st�dtische Einsatzteam ist, unter m�glichst weitgehender Einbeziehung der
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Sprayer, st�ndig auf der Suche nach neuen Sprayer-Herausforderungen. Wie
erfolgreich dieser Dialog inzwischen verl�uft, wird auch am Verhalten der
Stadtverwaltung deutlich: Wollte der Rat anfangs noch Projekte nur unter stren-
gen Auflagen genehmigen (bewegliche Stellw�nde und begrenzte Themen-
wahl), so war man im August 1999 schon bereit, eine sog. „Lebendige Wand“
zu genehmigen, auf der Graffitik�nstler ihrer Fantasie freien Lauf lassen k�n-
nen. Dieser allgemein zug�ngliche Ort hat sich mittlerweile zu einem Treff-
punkt f�r erfahrene, wie weniger erfahrene Sprayer entwickelt. Zus�tzlich ge-
steigert wurde die Attraktivit�t dieses Treffpunkts noch durch sechs, von der
Belgischen Eisenbahn zur Verf�gung gestellte G�terwaggons – ein Geschenk,
das bei den Sprayern begeisterte Aufnahme fand.

Das Projekt wurde 2001 mit dem Europ�ischen Pr�ventionspreis (European
Crime Prevention Award – ECPA) ausgezeichnet.

Weitere Informationen

Vast Secretariaat voor het Preventiebeleid, Wetstraat 26, B – 1040 Brussel
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Bek�mpfung alkoholbezogener Straßenkriminalit�t in
Cardiff/Großbritannien (TASC Project)

Organisation

Die Polizei von S�dwales, die Notaufnahme des Universit�tskrankenhauses von
Wales, das Cardiff Licensees’ Forum (Gremium lizensierter Schankbetriebe),
die Initiative Safer Cardiff sowie der Grafschaftsrat von Cardiff haben Ende
1999 ein Projekt zur Bek�mpfung alkoholbezogener Straßenkriminalit�t (Tack-
ling Alcohol Related Street Crime in Cardiff – TASC Project) begonnen. Of-
fizieller Projektstart war Juli 2000.

Die urspr�ngliche Idee f�r das Projekt einschließlich der Finanzierungsanfrage
war von der Cardiff Violence Prevention Group (CVPG) ausgegangen, einer
multi agency-Initiative zur Gewaltpr�vention. Die Entwicklung von TASC
erfolgte dann jedoch unabh�ngig mit einer auch unabh�ngigen Steuerungs-
gruppe.

Das Projekt wird noch bis M�rz 2002 �ber die „Targeted Policing Initiative“
(TPI) als Teil des nationalen „Crime Reduction Programme“ finanziert. (Anm.:
�ber die TPI werden �ber drei Jahre 30 Millionen Pfund in Projekte investiert,
denen es um die Entwicklung innovativer Ans�tze zur Kriminalit�tsreduzierung
geht. Ziel ist die Gewinnung gesicherter Aussagen dar�ber, welche Methoden
in der Lage sind effektiv Kriminalit�t zu reduzieren.)

Das TASC-Projekt ist bei der zentralen Polizeidienststelle in Cardiff ange-
siedelt. F�r die Durchf�hrung verantwortlich sind ein (polizeilicher) Projekt-
manager, ein Analytiker, eine Verwaltungskraft, ein Ausbilder sowie eine
Krankenschwester der Notaufnahme des Universit�tskrankenhauses.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt konzentriert sich allein auf die Verringerung alkoholbezogener
Kriminalit�t und Unordnung (disorder) im Zentrum von Cardiff sowie im
Bereich von Cardiff Bay.

Die durchgef�hrten Interventionsmaßnahmen beziehen sich auf f�nf große
Bereiche:

Z Dialog zwischen Polizei und Managern lizensierter Schankbetriebe;

Z Qualit�tssteigernde Maßnahmen beim T�rpersonal (T�rsteher);

Z Problematisierung alkoholbezogener Gewalt in der �ffentlichkeit;

Z Zielgerichtete polizeiliche Brennpunktaktivit�ten;

Z Hilfe/Nachsorge gegen�ber den Opfern, die das Krankenhaus aufsuchen.
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Sachstand/Erfahrungen

Das im Januar 2000 gegr�ndete Cardiff Licensees› Forum trifft sich regelm�ßig
mit der Polizei; das gegenseitige Verh�ltnis wird als zunehmend kooperativ
beschrieben. Das Forum spielt eine wichtige Rolle im Hinblick auf qualit�ts-
steigernde Maßnahmen beim T�rpersonal. Es hat seine Mitglieder darin be-
st�rkt, gewaltmindernde Maßnahmen im eigenen Betrieb anzugehen.

Die Durchf�hrung qualit�tssteigernder Maßnahmen beim T�rpersonal wurden
als zentraler Verbesserungspunkt identifiziert. Obwohl die T�tigkeit des „work
the doors of pubs and clubs“ in der Theorie schon seit Jahren genehmigungs-
pflichtig ist, zeigten sich hier Defizite. Unter anderem wurde zur Erlangung der
Genehmigung lediglich ein Tag Ausbildung vorausgesetzt. Einer der Kern-
punkte des Projektes war daher die Einf�hrung einer zweit�gigen Ausbildung
(Licensed Premises Supervisors – LPS – Training scheme) f�r „door super-
visors“. Damit verbunden wurde die Hoffnung, das Image des Personals zu
steigern und diesem Fertigkeiten zur Konfliktl�sung zu vermitteln. Bis Dezem-
ber 2000 nahmen 40 Personen an dem Kurs teil.

Die Polizei verbesserte ihre �berwachung des T�rpersonals. Regelverletzun-
gen werden mit Strafpunkten geahndet und fließen in eine Datei der South
Wales Police ein. Die Maßnahme dient vor allem der �berwachung des Per-
sonals mit Vorstrafen im Bereich K�rperverletzung und anderen Formen der
Gewaltkriminalit�t. Eine Anh�ufung von zehn oder mehr Strafpunkten inner-
halb von drei Jahren (Termin zur Erneuerung von Genehmigungen) f�hrt zu
einem automatischen Genehmigungsentzug. Im Jahr 2000 hatten mehr als 30
Bedienstete vor einem LPS-Disziplinarausschuss zu erscheinen. Disziplinari-
sche Maßnahmen wurden in fast allen F�llen ergriffen. Bezogen auf den Zeit-
raum Juli bis November 2000 wurden 16 F�lle vor den Ausschuss gebracht; in
sieben F�llen wurden Strafpunkte vergeben, in acht F�llen wurden Genehmi-
gungen entzogen, ein Teilnehmer erschien gar nicht erst. Die Mehrzahl der
Fehlverhaltensweisen betraf das Verschweigen fr�herer Verurteilungen.

Im Bereich der �ffentlichkeitsarbeit startete die Cardiff Violence Prevention
Group (CVPG) bereits im Oktober 1998 eine sog. „naming and shaming“-Kam-
pagne. Eine Tabelle der Schankbetriebe wurde ver�ffentlicht, die von Opfern,
die sich im Universit�tskrankenhaus wegen K�rperverletzungen behandeln las-
sen mussten, am h�ufigsten genannt wurden. Die Maßnahme erwies sich inso-
weit als kontraproduktiv zu den Zielen des im darauffolgenden Jahr geschaffe-
nen TASC-Projektes, dass manche Manager der in der Tabelle ver�ffentlichten
Betriebe zun�chst eine Zusammenarbeit verweigerten. Seitens des TASC-Pro-
jektes wurde die negative �ffentlichkeitsarbeit als wenig zweckdienlich im
Hinblick auf eine zuk�nftige kooperative Zusammenarbeit empfunden. Der
Streit wurde mit der Beendigung der Kampagne gel�st. Auch wenn sich einigen
Managern von Clubs und Pubs „das Nackenfell gestr�ubt haben mag“, wird die
Kampagne seitens der Evaluatoren des Home Office nicht nur negativ bewertet.
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So unfair sie gewesen sein mag, k�nnte die Kampagne den Boden bereitet
haben f�r eine sachliche und vern�nftige Zusammenarbeit.

Die nachfolgend im Rahmen des TASC-Projektes gestartete �ffentlichkeits-
arbeit thematisierte insbesondere den Wert der neuen Zusammenarbeit im
Hinblick auf die Gewaltverminderung.

Im Rahmen einer Aufkl�rungskampagne in Schulen wurde auf die Gefahren
des Alkoholmissbrauchs in Gastst�tten hingewiesen.

Brennpunktorientierte gezielte Polizeiaktionen betrafen zun�chst einen großen
Tanzclub, der als ein Ausgangspunkt einer hohen Zahl alkoholrelevanter Straf-
taten identifiziert worden war. Die ab Juli 2000 durchgef�hrte achtw�chige
Aktion umfasste u. a.

Z gezielte Streifent�tigkeiten mit zus�tzlichen Kr�ften an Brennpunkten;

Z Gespr�che mit Managern;

Z �berwachung durch CCTV;

Z Kriminalpolizeiliche Maßnahmen im Drogenbereich;

Z Kontrolle des T�rpersonals;

Z Maßnahmen, die dazu dienten, dass G�ste nach Schließung des Clubs z�gig
ihren Heimweg antreten k�nnen. Die Zugangs- und Abfahrsm�glichkeiten
f�r Taxis wurden verbessert. Zudem wurde die �ffnungszeit des Clubs bis
auf 4 Uhr verl�ngert, um zu verhindern, dass sich zur gew�hnlichen Schließ-
zeit anderer Lokale (zwischen 1 Uhr 30 und 2 Uhr) zu viele junge Menschen
auf der Straße versammeln.

Neben dem Tanzclub wurden weniger intensiv polizeiliche Maßnahmen im
Zusammenhang mit einem zweiten Club durchgef�hrt.

Im Bereich der Opferhilfe/-nachsorge ist es Aufgabe der an dem Projekt betei-
ligten Krankenschwester nach Behandlung (telefonisch) zu Hause Kontakt mit
den Opfern aufzunehmen, Hilfe und Unterst�tzung anzubieten, auf Opferhilfe-
einrichtungen zu verweisen, die Stellung von Strafanzeigen zu empfehlen und
Informationen �ber die Tat zu gewinnen, die das Lagebild bezogen auf alko-
holbezogene Kriminalit�t im Stadtzentrum verbessern helfen sollen.

Auch wenn abschließende Projekterfahrungen noch nicht vorliegen, gehen die
Evaluatoren auf der Basis umfassend erhobener Daten davon aus, dass ins-
besondere die beiden großen Polizeioperationen dazu beigetragen haben k�nn-
ten, die Zahl an K�rperverletzungen und Verst�ßen im Bereich Unordnung zu
verringern.
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Weitere Informationen

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Policing and
Reducing Crime Unit, Clive House, Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail: PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk

Home Office, Crime Reduction-Website

Internet: http://www.crimereduction.gov.uk/cpindex.htm
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Chicago Alternative Policing Strategy (CAPS)

Organisation

Aufkommende Kritik an traditioneller Polizeiarbeit veranlasste das Chicago
Police Department in Zusammenarbeit mit der Stadt Chicago nach einem
neuen, „smarter way of policing“ zu suchen. Unter dem Motto „Together We
Can“ wurde im April 1993 nach ca. einj�hriger Planung die „Chicago Alter-
native Policing Strategy“ (CAPS) eingef�hrt. CAPS wurde als Testlauf im
April 1993 zun�chst in f�nf Testgebieten gestartet. Seit Fr�hjahr 1995 erfolgt
die stadtweite Umsetzung.

Zur Unterst�tzung des Projektes stellte das Chicago Police Department (CPD)
zwischen 1993 und 1995 ca. 2.000 Polizisten („officers“) zus�tzlich ein.

Zwischen 1995 und 1997 wurden die meisten Streifenpolizisten und mehr als
12.000 B�rger hinsichtlich der Analyse und L�sung von Kriminalit�tsproble-
men unterrichtet. Notwendige Werkzeuge zur effektiven Probleml�sung, wie
z. B. Crime Mapping-Software oder ein kommunales Verfahren zur z�gigen
Problemabarbeitung („service request“-Prozedur) wurden eingef�hrt.

F�r die gemeinsame Ausbildung von Gemeindemitgliedern und der Polizei
stellte die Stadt Chicago allein in der Anfangsphase von CAPS drei Millionen
US-Dollar zur Verf�gung.

Evaluiert wird CAPS seit Anbeginn unter Koordination des Institute for Policy
Research der Northwestern University von einem sog. „Chicago Community
Policing Evaluation Consortium“.

CAPS erhielt in seiner Umsetzung wie auch hinsichtlich der darauf bezogenen
Forschungsarbeiten wiederholt umfangreiche F�rderungen aus nationalen,
landesweiten und st�dtischen Finanzquellen. Welches Ausmaß die finanzielle
Unterst�tzung von CAPS insgesamt umfasst, d�rfte kaum zu ermitteln sein, da
einhergehend mit dem Programm u. a. eine umfassende Modernisierung der
Polizei erfolgte. So beliefen sich z. B. die st�dtischen Investitionen lediglich
f�r die verbesserte Ausstattung der Polizeiwachen von 1994 auf 1995 auf ca.
f�nf Millionen US-Dollar.

Konzeptioneller Ansatz

CAPS teilt zwar viele der Elemente anderer amerikanischer Projekte b�rger-
naher Polizeiarbeit („Community Policing“ – CP), weist jedoch auch Beson-
derheiten auf:

Z Dezentralisation als unverzichtbares Element von CP. Das CPD hat in jedem
seiner 279 lokalen Streifenbezirke, den „beats“ (die in 25 „districts“ und die

Sonstiges

149



wiederum in 5 „areas“ zusammengef�hrt sind), Einheiten von neun Polizis-
ten zu sog. „beat teams“ gebildet. Deren Aufgabe ist weniger die reaktive
Reaktion auf 911er-Notrufe als vielmehr die aktive Identifizierung und
L�sung von Kriminalit�ts- und Unordnungsproblemen („crime und disorder
problems“). Zu diesem Zweck wurde das Notrufsystem selber auch �ber-
arbeitet und u. a. eine 311-Nr. f�r die weniger dringenden B�rgeranliegen
eingef�hrt.

Z Probleml�sung („Problem-Solving“/„Problem-Oriented Policing“). CP er-
fordert die Ausrichtung an einer probleml�senden Arbeit. Es betont eine
Konzentration auf pr�ventive Elemente zur effektiven Beseitigung bzw. Ver-
ringerung chronischer Konzentrationen von Kriminalit�t und Unordnung
(„disorder“). In Chicago wurden Polizisten und B�rger in einem eigenen
f�nfstufigen Probleml�sungsmodell ausgebildet.

Z CP ist ohne die Einbeziehung der Bev�lkerung nicht m�glich. In Chicago
finden auf Streifenbezirksebene regelm�ßige Treffen („beat meetings“) un-
ter Beteiligung der zust�ndigen „beat team“-Mitglieder und der lokalen Be-
v�lkerung statt. Die Treffen werden von einem Polizisten, einem kommuna-
len Verantwortungstr�ger und entgegen der urspr�nglichen Konzeption nur
in wenigen F�llen (5 % in 2002) gemeinsam geleitet. Sie dienen als Forum
f�r die Identifizierung von Problemen und das Finden von L�sungen. Zu-
s�tzlich bieten sie eine M�glichkeit f�r beide Seiten, �ber eigene Aktivit�ten
seit dem letzten Treffen zu berichten.

Auf der Ebene der 25 Inspektionen o. a. „districts“ sind unter ziviler Leitung
ebenfalls Komitees („district advisory committes“) eingerichtet, deren Aufgabe
es urspr�nglich sein sollte, die Polizeif�hrung auf Inspektionsebene zu beraten
und bei der Strategiebildung zu helfen. Diese Komitees verf�gen neben anderen
Unterarbeitsgruppen �ber ein sog. „court advocacy“-Programm. An Gerichts-
verhandlungen teilnehmende B�rger und Anw�lte sollen Richtern gegen�ber
das Anliegen und die Sorge der Gemeinde in konkreten Verfahren zum Aus-
druck zu bringen.

1996/97 fand das polizeiliche CAPS-Programm auf Seite der Anklage Er-
g�nzung durch zwei gemeindenahe „community prosecution“-Projekte. Diese
Projekte sind bekannt f�r ihr Bem�hen einer engen fallbezogenen Zusammen-
arbeit u. a. mit B�rgern, Verwaltung und Polizei.

Sachstand/Erfahrungen

Nachdem CAPS in den ersten f�nf Jahren sichtbare Fortschritte machte, zeigten
sich im sechsten Jahr Ans�tze einer Stagnation. Seit 1999 wurde auf Initiative
der Polizeif�hrung – beginnend mit einer Untersuchung des Umsetzungsstan-
des von CAPS – ein ganzes B�ndel von Verbesserungsmaßnahmen eingeleitet.
Eine bedeutende Rolle spielt hierbei ein im Februar 2000 bei der Polizeif�hrung
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eingerichtetes „Office of Management Accountability“ (OMA), das CAPS-be-
zogene Verantwortlichkeiten auf den verschiedenen Ebenen („beat“, „district“,
„area“) st�rken soll. Im Sinne eines beh�rdeninternen Controllings konzipiert,
hat das OMA sicherzustellen, dass die Polizei Chicagos in ihrem strategischen
Handeln auf Kriminalit�ts- und Ordnungsprobleme ausgerichtet ist, die auf
„beat“- und „district“-Ebene von Polizei und Gemeinde identifiziert und prio-
risiert wurden. In der Art des New Yorker „CompStat“-Prozesses organisiert,
werden z. B. die auf „district“-Ebene monatlich durchgef�hrten „reviews“ als
freundlicher und sanfter als das New Yorker Vorgehen bewertet, wobei jedoch
auch lamentiert wird, dass unabh�ngig davon wie gut man pr�pariert sei OMA
immer etwas finden wird.

2001 hat das CPD mit einer 35-Millionen-Dollar-Unterst�tzung der Oracle
Corporation (beigesteuert wurden u. a. mehr als 20 Software-Entwickler) mit
der Entwicklung eines „CLEAR“ genannten ganzheitlichen polizeilichen Un-
ternehmensinformationssystems begonnen, das aus den drei Hauptkomponen-
ten F�hrung („police management“), Integration der Strafjustiz („criminal
justice integration“) und Zusammenarbeit mit der Kommune („community/
business partnership“) besteht. In unterschiedlichen Entwicklungsstadien be-
fanden sich Ende 2002 u. a. folgende CLEAR-Anwendungen: Automatisches
Vorgangsverwaltungssystem, Haftsystem, „data warehouse“, digitale Licht-
bildsammlung, elektronische Beweismitteldokumentation, Bandenmodul,
„crime mapping“, Jugendhaft, OK-System und Verkehrsunfallberichtsystem.
Die CLEAR-Komponente „community/business partnership“ widmet sich in
einem umfangreichen Projekt den M�glichkeiten, die das Internet hinsichtlich
der Fortentwicklung der Kommunalen Kriminalpr�vention bietet. Teilaspekte
betreffen u. a. die webbasierte Meldung von Kriminalit�ts-/Ordnungsproble-
men seitens der B�rger oder die polizeiliche Unterbreitung geocodierter Kri-
minalit�tsdaten f�r die B�rger.

Zur verbesserten Mobilisierung der Gemeinde werden unter Steuerung des
CAPS Implementation Office seit 1998 sowohl von der Stadt als auch von
Partnerorganisationen besch�ftigte Organisatoren („community organizers“)
eingesetzt, deren Aufgabe es ist, auf Nachbarschafts(„block“)-Ebene neue Or-
ganisationsformen aufzubauen bzw. bestehende Organisationen an CAPS he-
ranzuf�hren, Gemeindemitglieder f�r die gemeinsame Probleml�sungsarbeit
auszubilden, Finanzmittel f�r die L�sung der dr�ngendsten Probleme zug�ng-
lich zu machen und konkrete Projekte vor Ort zu unterst�tzen.

CAPS ist etwa 80 % der B�rger Chicagos bekannt. Die stadtweite Beteiligung an
den lokalen „beat meetings“ liegt seit 1995 (unter hohem auch jahreszeitlichem
Auf und Ab) stabil bei fast 6.000 B�rgern pro Monat. Monatlich werden etwa
250 Treffen veranstaltet, an denen etwa sieben Polizisten und zwischen 20 und
30 B�rger teilnehmen. Bis Juni 2002 haben insgesamt 488.000 B�rger an mehr
als 21.000 Veranstaltungen teilgenommen. In keiner vergleichbaren amerikani-
schen Großstadt wird �ber eine vergleichbare B�rgerbeteiligung berichtet.
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Bezogen auf die Effektivit�t der „beat meetings“ zeigte die Evaluation, dass in
2002 nur 26 % der Treffen eine Aktionskomponente in der Form hatten, dass
man mit dem Wissen auseinanderging, was an praktischer Aktivit�t zu leisten
ist. Gemessen an einem aus zehn Komponenten bestehenden „model meeting
index“ erreichte eine Durchschnittsveranstaltung den Wert 6,2. Trotz einer
Steigerung gegen�ber 1998 wird weiterer Raum f�r Verbesserungen gesehen.
Mit einer Bewertung von 7,4 wurden die wenigen von Polizei und „Zivilisten“
gemeinsam geleiteten Veranstaltungen am besten bewertet.

Unter den Teilnehmern der „beat meetings“ waren Senioren �ber 65 Jahre und
Frauen �berrepr�sentiert. W�hrend sich auch Eigenheimbesitzer gemessen an
ihrem Anteil in der Bev�lkerung unverh�ltnism�ßig hoch beteiligten, waren
Amerikaner lateinamerikanischer Herkunft in den Veranstaltungen unterrepr�-
sentiert, es sei denn, dass ihr Anteil in einem „beat“ eine „kritische Masse“
�bersteigt. Die gr�ßte Beteiligung wurde in vorherrschend von Afroamerika-
nern bewohnten Nachbarschaften, die niedrigste in von Weißen bewohnten Ge-
bieten gemessen. Eine �berdurchschnittliche Beteiligung wurde zudem f�r die
Anwohner einkommensschwacher Gebiete bzw. von Gebieten festgestellt, in
denen nur wenige Bewohner �ber einen Collegeabschluss verf�gen. Die Betei-
ligung ist generell in den Gebieten am st�rksten, wo andere Institutionen z. B.
aus dem Bildungs- oder Gesundheitssektor in ihrer Aufgabenwahrnehmung
versagt haben sowie in Gebieten mit hoher Kriminalit�tsbelastung.

Bezogen auf die lokale Kriminalit�tssituation weisen Gewaltkriminalit�t und
Vandalismus eine starke Korrelation zur Beteiligung an den Treffen auf, w�h-
rend diese bei Eigentumsdelikten eher gering ist.

Als bedeutender Faktor im Hinblick auf eine permanente Beteiligung wird die
Schaffung einer Kerngruppe von Teilnehmern bezeichnet. Diese Gruppe ist
zufrieden mit dem Vorankommen der Treffen; sie ist unverh�ltnism�ßig stark
engagiert in eigene Probleml�sungsprojekte und zudem �ber „block clubs“
und andere Gemeindeorganisationen mit dem Rest der Anwohnerschaft ver-
bunden.

Die in den meisten „beats“ thematisierten Probleme betrafen die Bereiche so-
zialer Unordnung („social disorder“ – 89 %), Drogenprobleme (62 %), physi-
scher Verfall von Nachbarschaften (47 %), Parkplatz- und Verkehrsprobleme
(44 %), Bandenprobleme (29 %) und Eigentumskriminalit�t (38 %). Obwohl
nur in 8 % der „beats“ �ffentlich Bedienstete und in 11 % �ffentliche Dienst-
leistungseinrichtungen kritisiert wurden, stand in 44 % der „beats“ auch die
Polizei in der Kritik (Notrufreaktion, zu geringe sichtbare Pr�senz).

Die am h�ufigsten angewendeten polizeilichen Probleml�sungsstrategien be-
trafen deutlich sichtbare Streifent�tigkeit („high visible patrol“), gefolgt durch
h�ufigere Inhaftierungen („arrests“) und durch eine niedrige Einschreite-
schwelle gepr�gte Anhalteaktionen („aggressive stops“). Nichttraditionelle
Polizeistrategien, die relativ h�ufig zur Umsetzung kamen, betrafen u. a. Pro-
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gramme zur Sensibilisierung gegen�ber Haus- und Wohnungseinbruch. B�rger
waren besonders h�ufig eingebunden in „block club“-Aktivit�ten, in Protest-
m�rsche und Streifent�tigkeiten; durchgef�hrt wurden Aufkl�rungskam-
pagnen, Pr�ventionsprojekte und Zusammenarbeitsprojekte mit Gesch�ftsleu-
ten.

Als erfolgreich werden im Rahmen der Evaluation die Aktivit�ten zur Fokusie-
rung auf chronische Probleme (u. a. Einf�hrung von Crime Mapping) und zur
effektiven Abarbeitung von Problemen durch st�dtische Einrichtungen be-
zeichnet. Gerade w�hrend der Programmentwicklungsphase zeigte sich, dass
es �ber die eingef�hrte „service request“-Prozedur gelang, physischen Verfall
von Nachbarschaften einzud�mmen.

J�hrlich durchgef�hrte B�rgerbefragungen zeigen, dass das Ansehen der Poli-
zei im Laufe der Zeit zugenommen hat. In den Augen der Bev�lkerung reagiert
sie besser auf deren Sorgen und N�te; Einwohner f�hlen sich h�ufiger gut
behandelt und fast 50 % der B�rger Chicagos meinen, dass die Polizei ihre
Kernaufgaben gut erf�llt („performance“). Etwa 55 % bescheinigen ihr gute
Werte hinsichtlich der Reaktion auf �ffentliche Sorgen.

Bezogen auf Ethnien zeigen die Untersuchungen, dass in allen Bereichen das
Ansehen der Polizei am h�chsten in der weißen Bev�lkerung ist, bei Afro-Ame-
rikanern und Amerikanern lateinamerikanischer Herkunft jedoch lediglich un-
terdurchschnittliche Werte erreicht.

Hinsichtlich der in den Nachbarschaften zu den Bereichen Kriminalit�t, Drogen
und Banden, physischer Verfall und soziale Unordnung erhobenen Problemen
zeigen die Befragungen seit 1994/95 nur wenig Verbesserungen. Viele B�rger
haben besondere Verbesserungen im �ußeren Erscheinungsbild („physical con-
dition“) der Wohngegenden nicht wahrnehmen k�nnen. Allein im Bereich des
von vielen neuen Initiativen priorisierten Graffiti-Problems wurde ein substan-
zieller R�ckgang der Sorgen („concern“) festgestellt. Im Bereich „social dis-
order“ gingen die Sorgen der Bev�lkerung lediglich bezogen auf Herumlun-
gerei („loitering“) substanziell zur�ck. Bei ethnischer Differenzierung der
Nachbarschaften �ndert sich das Bild. Danach haben sich aus der Sicht der
B�rger insbesondere in afro-amerikanischen Nachbarschaften die Bedingun-
gen erheblich verbessert, wohingegen sie sich in lateinamerikanischen Nach-
barschaften oft verschlechtert haben.

Wie in anderen amerikanischen Großst�dten ist die registrierte Kriminalit�t in
Chicago zwischen 1991 (zwei Jahre vor Einf�hrung von CAPS) und 2001 deut-
lich zur�ckgegangen (Raub: – 58 %, Einbruch: – 50 %, Autodiebstahl: – 42 %
und K�rperverletzung unter erschwerenden Umst�nden: – 40 %). Auch hier
wurden die gr�ßten Kriminalit�tsr�ckg�nge in afro-amerikanischen Nachbar-
schaften, die geringsten in vornehmlich weißen Nachbarschaften verzeichnet,
wobei letztere eine erheblich bessere Ausgangslage hatten. Hinsichtlich der
erzielten Erfolge bei Mord f�llt Chicago mit – 31 % gegen�ber dem nationalen
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Durchschnitt (– 41 %) negativ ab; auch stieg die Zahl an Straftaten in 2001 von
631 auf 666 F�lle an.

Ein aktueller Einblick in die Chicagoer Erfahrungen einschließlich umfassen-
der Informationen zumThema „Information Technology“ findet sich in dem von
der Illinois Criminal Justice Information Authority herausgegebenen Band
„Community Policing in Chicago, Years Eight an Nine. An Evaluation of Chi-
cago’s Alternative Policing Strategy and Information Technology Initiative“,
January 2003.

Weitere Informationen

Northwestern University, Institute for Policy Research, 625 Haven Street,
Evanston IL 60208

Internet: http://www.northwestern.edu/IPR
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Crimestoppers – (Großbritannien)

Organisation

Die internationale Crimestoppers-Bewegung geht auf Ereignisse des Jahres
1976 in Albuquerque/Neu Mexiko zur�ck. In Großbritannien wurde die Initia-
tive im Januar 1988 eingef�hrt. Mit der Arbeit in mittlerweile 29 Regionen
(einschließlich der Kanalinseln und der Isle of Man) ist das Gebiet des Ver-
einigten K�nigreichs komplett abgedeckt.

Crimestoppers ist die einzige Wohlt�tigkeitsorganisation im Vereinigten K�-
nigreich (so die Organisation auf ihrer Homepage), die darauf abzielt, Krimi-
nelle dadurch hinter Gitter zu bringen, dass der �ffentlichkeit das Angebot
einer geb�hrenfreien und anonymen Telefonhotline angeboten wird. Gerade
die M�glichkeit der garantiert anonymen Anzeige wird als Schl�ssel des Erfol-
ges der Initiative bewertet, da die Person des Anrufers tats�chlich unbekannt
bleiben kann.

Crimestoppers arbeitet eng mit der Polizei zusammen.

Der eingetragenen Wohlt�tigkeitsorganisation Crimestoppers Trust obliegt ne-
ben der strategischen Leitung die Gewinnung von Geldmitteln (fundraising)
sowie die Bewerbung (promotion) der Initiative. Die Organisation war zun�chst
unter der Bezeichnung Community Action Trust von Gesch�ftsleuten gegr�n-
det worden, um die Finanzierung der Initiative sicherzustellen.

Ein Großteil der erlangten Medienresonanz bezieht sich auf das Regional-
fernsehen, Zeitungen und andere Publikationen. Hier wirkt sich die Arbeit
der Mitglieder eines Media Board positiv aus, das entsprechende Zug�nge ver-
mitteln kann.

Konzeptioneller Ansatz

Hauptfunktion von „Crimestoppers“ ist das Angebot einer landesweit einheit-
lichen Telefonnummer (0800 555 111), unter der B�rger auch anonym Hin-
weise zu Straftaten oder m�glichen T�tern abgeben k�nnen. Die Anrufe laufen
bei den 29 Crimestoppers-Einheiten auf, die Polizeibeh�rden im ganzen Land
eingerichtet haben und die auch von Freiwilligen unterst�tzt werden. Polizisten
nehmen die Anrufe entgegen, bewerten sie und entscheiden �ber weitere Maß-
nahmen.

Anonyme Anzeigen sind mittlerweile auch �ber die Website von Crimestoppers
m�glich.

F�r Hinweise, die der Polizei helfen, eine Straftat aufzudecken oder zu verhin-
dern, werden Belohnungen zwischen 50 und 500 Pfund offeriert.
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Aus der allgemeinen Crimestoppers-Initiative abgeleitet, werden spezielle
Kampagnen durchgef�hrt. Teilweise dienen diese (so zu den Themen Einbruch,
Kfz-Kriminalit�t [Stop Motorcrime and Ring Today – SMART], Brandstiftung
und Vandalismus) recht erfolgreich der Unterst�tzung der Polizei. Zum Teil
erfolgt auch ein Sponsoring durch die Gesch�ftswelt, um eigene Sicherheits-
interessen zu st�rken.

Sachstand/Erfahrungen

Auf der Basis der von Crimestoppers ver�ffentlichten Zahlen haben seit Beginn
der Arbeit 1988 mehr als 392.000 Anrufe bei Crimestoppers dazu beitragen
k�nnen, mehr als 36.600 Verhaftungen (arrests) vorzunehmen und Eigentum
im Wert von 49 Millionen Pfund sicherzustellen. Jeder „arrest“ kostet Crime-
stoppers Trust 200 Pfund (bei einem Durchschnitt von 14 „arrests“ t�glich).
Lediglich 6 % der Anrufer reklamieren Belohnungen f�r sich.

Das Home Office unterzog die Arbeit von Crimestoppers auf der Basis von
Daten aus dem Jahr 2000 einer Wirkungsevaluation (impact evaluation):

Von insgesamt 536.477 Anrufen wurden 454.085 (84,6 %) zu Crimestoppers
durchgestellt (connected calls), auch wenn viele von ihnen in einer Warte-
schleife endeten.

Basierend auf Daten von Crimestoppers Trust werden 12,5 % der „connected
calls“ als verfolgbar im Sinne von brauchbar (actionable calls) bewertet, d. h.
die Anrufe werden in den polizeilichen Operativbereich weitergeleitet. 9,6 %
dieser Teilmenge (5.423 Anrufe) oder 1 % der Gesamtmenge der Anrufe f�hr-
ten im Jahr 2000 zu Verhaftungen, Anklagen (charge) oder Verwarnungen (cau-
tion). Dieser Anteil der „actionable calls“, die tats�chlich eine positive Rolle in
der erfolgreichen Ermittlungsarbeit spielten, ist in den Jahren 1988 bis 2000 mit
jeweils knapp unter 10 % weitgehend konstant gewesen (bei allerdings wach-
sender Zahl an Anrufen). Der Großteil der „actionable calls“ betraf die Bereiche
Drogen (34 %), Kfz-Kriminalit�t (13 %), Diebstahl (10 %), Gewalt gegen Per-
sonen (7 %), Einbruch und Raub (beide jeweils 4 %).

Die Arbeit von Crimestoppers wurde auch im Hinblick auf die polizeiliche
Ermittlungsarbeit untersucht. In den drei Regionen, die einer tiefergehenden
Analyse unterzogen wurden (London, Tyne-Tees und Dorset), zeigte sich zu-
n�chst einmal, dass in der Gesamtschau 72 % der „actionable calls“ den Namen
eines Verd�chtigen lieferten und 85 % auf eine verd�chtige �rtlichkeit hin-
wiesen. Befragte Polizisten gaben an, dass etwa die H�lfte der „actionable
calls“ (46 %), denen Ermittlungen folgten, brauchbare Informationen (some
useful information) lieferten, 14 % wurden als bedeutend f�r die weitergehen-
den Ermittlungen angesehen. In den drei Untersuchungsgebieten f�hrten 17 %
der „actionable information“ zu einem „arrest“, wobei dieser Anteil tats�chlich
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noch h�her liegen d�rfte, da zum Zeitpunkt der Evaluation 21 % der Ermitt-
lungen noch nicht abgeschlossen waren.

Unterschiede, die hinsichtlich der Erfolge in den Untersuchungsregionen fest-
gestellt wurden werden auf

Z Unterschiede hinsichtlich der Bereitstellung finanzieller und personeller
Ressourcen f�r die „Crimestopper units“,

Z Unterschiede hinsichtlich der Buchf�hrung bzw. Aufzeichnung von An-
rufen,

Z Unterschiede bei der Bewertung (Schl�ssigkeitspr�fung, Informationsver-
tiefung) eingehender Anrufe,

Z unterschiedliche �ffnungszeiten bzw. Erreichbarkeiten der „Crimestopper
units“,

Z Feed back aus dem Ermittlungsbereich hinsichtlich des Werts der Anzeige-
daten und

Z Unterschiede im Bereich der �ffentlichkeitsarbeit

zur�ckgef�hrt.

In Anerkennung der generellen Schwierigkeiten der monet�ren Bewertung der
Arbeit von Crimestoppers enthielt die Evaluation auch eine Gegen�berstellung
von Aufwand und Ertrag (costs and benefits). Diese fiel positiv aus.

Weitere Informationen

Crimestoppers Trust, Apollo House 66 a London Road, Surrey SM4 5BE

Internet: http://www.crimestoppers-uk.org

eMail: cst@crimestoppers-uk-org

Home Office, Research, Development and Statistics Directorate, Clive House,
Petty France, SW1H 9HD London

Internet: http://www.homeoffice.gov.uk

eMail:PRCU.enquiries@homeoffice.gsi.gov.uk
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B
Befragung 28, 58, 68, 153
Bev�lkerung/B�rger 4, 11, 13, 16,

23, 27, 39, 40, 54, 68, 73, 79, 92,
95, 99, 111, 115, 149, 150, 155

C
Coffeeshop – Politik 8

D
Diebstahl 23, 27, 33, 45, 109, 128

E
Einbruch 35, 39, 41, 53, 57, 74, 109,

111, 153, 156
Evaluation 18, 33, 36, 41, 50, 59, 67,

73, 77, 81, 96, 103, 112, 122, 133,
149, 156

F
Fahrradcodierung 23, 25

G
Gewalt 29, 66, 74, 78, 91, 135, 145,

156
Graffiti 115, 131, 139, 153

H
Handhabungspolitik 7
Handy 29

I
Immobilienpolitik 7

Internet 29, 85, 151
Intervention 3, 57, 65, 78, 83, 91,

105
Interviews 41, 54

M
Mobiltelefone 33,45

O
�ffentlichkeitsarbeit 4, 11, 45, 146,

157

P
Pr�ventionspreis 14, 19, 28, 30, 72,

89, 110, 130, 142

S
Schulschw�nzen 32, 74, 95, 104
Sicherheit/Sicherheitsgef�hl 3, 7,

39, 49, 66, 68, 91, 111, 117, 141
Straßenkriminalit�t 31, 145

T
Technische Pr�vention 35, 42, 54,

60, 109

W
Wiederholungs-/Mehrfacht�ter 16,

17, 32, 92

Z
Zusammenarbeit/-wirken 31, 33,

36, 39, 41, 45, 53, 57, 71, 87, 100
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www.luchterhand-fachverlag.de

Infopool Prävention

Der Infopool Prävention des Bundeskriminalamtes ist eine im November

1995 begonnene Informationssammlung zu nationalen und internationalen

Präventionsakteuren, -aktivitäten, -projekten und -modellen.

Nachdem in der Anfangszeit jeder der wenigen kriminalpräventiven

Räte und jede Aktion erfasst wurde, führte die schnelle Entwicklung

kommunaler Präventionsinstitutionen und -aktivitäten zu einer Neuaus-

richtung der Informationssammlung in Richtung „good-practice“-

Dokumentation.

Ziele des Infopool Prävention sind u. a. das Erkennen von Entwicklungen,

Schwerpunkten aber auch Defiziten im Bereich der Kriminalprävention,

das Erkennen von relevanten Themenfeldern für die präventionsbezogene

Forschung inklusive der Initiierung und Durchführung von Forschungs-

projekten. Der Infopool Prävention ist auch als Angebot eines Forums

für den nationalen und internationalen Erfahrungsaustausch zwischen

Polizei und sonstige Akteuren der Kriminalprävention zu verstehen.

Weitere Informationen stehen Ihnen unter http://www.bka.de/infopool_de.html

im Internet oder im Extranet der Polizeien, dem Extrapool, unter

http://www.infodok.extapol.de zur Verfügung.
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